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55. Plenar-Sitzung des La.ndtags Rheinla.nd-Ffab 
am 24. März 194.9 

Beginn; 13,30 Uhr. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Die 55. Sitzung des 
Landtags von Rheinland-Pfalz ist eröffnet. Beisitzer 
der heutigen Sitzung sind die Abgeordneten Drathcn 
und Jacobs. Entschuldigt f!.ir die heutige Sitzi.:mg feh
len infolge Erkrankung oder aus dienstlichen Gtun-

. den die Abgeordneten Röhle, Weber, Böhm, Cronen
buld, Heller, Dr. Groß, · Gibbert, Dauber, Dr. Welß, 
A!tmeier, Steffan, Gänger. Doerner, Matl.hes, Grics
beek und Lichter. 

Meine Damen und Herren! Der Ältestenrat schlägt 
Ihnen vol', neben der Ihnen gestern überreichten Ta
g<:sordnung als Punkt la der Tagesordnung zu bera
ten: Aufhehung der Immunität des Abgeordneten 
Wetzel (CDU). Dagegen erhebt sich kein Widerspruch, 
es ist so beschlossen. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung bitte ich den Bel"· 
sitzer ein Schreiben der Landesregierung zur Verlesung 
zu bringen betr. LandE'sgesetz über die Betreuung der 
Flüchtlinge. Ich bitte den Herrn Abgeordneten Ja
cobs, das Schreiben zu vedesen. 

Abg. Jacobs: 

,,Landesregierung Rheinland-Pfa 1:i: 
Staatskanzlei Koblenz, den 18. 3. 1949 
II - 692 -

An den 
Herrn Präsidenten des Landtags 
K ob I enz. 

Betr.: Landesgesetz über die Betreuung der 
Flüchtlinge. 
1 Anlage. 
Hiermit erhalten Sie die Ubersetzung der Note des 
Herrn Gouverneurs vom 14. 3 . 1949, mit welcher 
er die Genehmigung zur Veröffentlichung des vor
bezeichneten, vom Landtag in seiner Sitzung vom 
16. 12. 1948 beschlossenen Gesetzes versagt, mit der 
Bitte um Kenntnisnahme. Der Herr Minister für 
Gesundheit und Wohlfahrt ist gleichzeitig unter
richtet worden. 

In Vertretung 
gez. Untersch1·ift 

Abs eh ri f t. 
14. März 

P. 118 / No. 82 / SGLO 
Landesgesetz über die Betreuung der Flüchtlinge. 
Bezug: 
Mein Schreiben No. 3151 S.G vom 15. Januar 1949. 
Mit meinem vorgenannten ·Schreiben h atte ich den 
Ablauf der stillschweigenden Genehmigung~tr-ist 
des Gesetzes über die Betreuung- der Flüchtlinge 
unterbrochen. 
Vom sozialen Standpunkt. aus möchte ich den 
Wert der Menschenpflicht nicht verkleinern, die 
sich für das Land ergibt im Hinblick auf die Be
treuung der Flüchtlinge, die es 'aufgenommen hat. 
Eine bescheidene Hilfe wird ihnen jedoch bereits 
in Form der öffentlichen Fürsorge gegeben; dar
über hinaus greift das Proölem der F lüchtlings
hilfe über in den Bereich des Ausgleichs der La
sten, die von den Kriegsopfern getragen werden. 
Das Gesetz hierüber (Lastenausgleichsgesetz) be
findet skh zur Zeit in Prüfung. 

Schließlich, vom finanziellen Standpunkt au~, er
gibt sich bei Prüfung dieses Textes eine bedeu-

„ knde Erhöhung der Staatslasten, die weder von 
neuen Einnahmequelien absorbiert., noch dt1rch 
eine Einsparung in gleicher Höhe ausgeglichen 
wird. 

Unter diesen UmsHinden erscheint es mir un
zweckmäßig, den Gesetzestext, den Sie mir vorle
gen, · zu verötfentlichen. Sicherlich halten Sie es 
zusammen mit mir für zweckmi:ißig, abzuwarten, 
und speziell dieses Problem dann wieder aufzurol
len, wenn bessere Bedingungen geschaffen sind, 
sowohl in finam:ieller a ls au ch in anderer Hin-· 
sieht. 

gez. Unterschrift." 

Präsident: 

Sie haben von dem Schreiben Kenntnis genom men. 

Wir !(ommen zur Tagesordnung; Punkt la: Antrag 
des Rechtsausschusses auf Aufhebung der Immunität 
d~i. .\bg!)oJdlleten Wetzel (Drucksache Nr. n 931). 

Als Berichterstatter des Rechtsausschusses hat das 
Wort der Abgeordnete Scheet·er. 

Alb ;g. Scihee rer: 

Meine Damen und Herren! Der Herr Minister der 
Justiz hat mit Schreiben vom 7. J anuar 1949 unter Be
zugnahme auf Art. 94 der Verfassung um Hcrbeifüh
rung einer Entscheidung des LandLages über die Frage 
der Aufhebung der Imunität des Abgeordneten Wetzei. 
gewil!'!,scht. Gleichzeitig hat der Abgeordnete Wetzel 
mit Schreiben vom 4. Januar I949 ebenfalls die Auf
h0bung der ImuniUit beant ragt . Dieser Angelegenheit 
liegt folgender Sachverhalt. zugrunde: 

Der Abgeordnete Wetzel ist Bürgermeister der Ge-
. meinde Alshelm, Landkreis Worms. Er war bei der 
· Gemet'tl.d~ahl vom· 14. 11. 1948 als Gemeindewahllei
ter tätig. Gegen die Wahl wurde von den Vorsitzen
den der SPD. und KPD. in Alsheim Einspruch erhoben. 
In dl.esem Einspruch werden dem Bürgermeister WetzeI 
als Gemeindewahlleiter außer Verstoß gegen· die Wahl
vc,rschri:Cten Unregelmäßigkeiten bei der Stimmen.zäh
lung zur Last gelegt. Gemäß § 42 des Gemeindewahl
gesetzes wurde durch den Landrat ein Untersuchungs
vcrfabren eingeleitet. Dieses Untersuchungsverfahren 
hatte folgendes Ergebnis: Bei der Feststel1ung des 
Wahlergebnisses waren Bürgermeister Wetzel als 
Wahlleiter und 9 Mitglieder des Wahlvo1·standes und 
des Wahlausschusses tätig. Die Zählung der Stimmen 
erfotgte in der Weise, daß jeder Beteiligte e inen Stoß 
Umschläge mit Stimmzetteln erhielt, die Stimmzettel 
hel·ausnahm und diese nach den einzelnen Wahlvor
sd:i'.Üigen ' s"ortiei-te. Zähllisten und Gegenlisten wur" 
den wahrend der AuS7.ähhmg der Stimmen nicht ge
führt, sondern vielmehr erst nachträglich erst ellt. Dem 

· Beisltr.er Hans Jung, der als Vertreter der SPD. im 
Wahlvors1and tätig war, fiel beim Sortieren das über
mäßlge Anwaehscn des CDU.-Stimmzette!stoßes bei 
Bürgermeister Wetzei auf. ferner beobachtete er, daß 
Bürgermeist~ Wetzcl wohl offenbar versehentlich ei
nen SPD.- oder KPb.-Stimmzezttel auf den Stimm
zcttels t-Oß der CDU. legte. Der Beisitzer Anton 
Schwab, Mitglied der KPD., stellte dies ebenfa11s fest 
und machte Bürgermeister Wetze! darauf aufmerk
sam, worauf dieser den betreffenden Stimmzettel auf 
den richtigen Stoß legte. Auch eine weitere Bean
s1andung durch den Beisitzer Hans Jung wurde be
richtigt. Bei der Fest,;tellung des Zwischenergebnisses 
bemerkte Wetzel, er habe seine Stimmzettel :zweimal 
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:gezählt,· sie sU.nunten. Elne Nachpr{jlung durch Bei
sitzer Jung ergab aber, daß ~eh bei Qeixl von· Bürger
meister Wetzel gezählten CDU.-Stiro.men 20 SPD.-, 4 
KPD.- und 6 ungilltige Stimmzettel befanden. Diese 
Stimmzettel wurde.q. daraU!h.ln aus . dem CDU.-Stimm
zettelstoß herausgenommen und das Wahlergebnis 'ent
sprechend betichUgt. . ,Wäre der VQrgang nicht be
merkt und aufgrund des Einspruchs berichtigt wor
den, will"den' der cou wahrscq.einlich 30 fal~che ~tlm
men zugerechnet worden seJ.n. N~chdem ~e Zählung 
der GemeinderatswahlsUmmen ~geschloss{!n · war, 
wurden die Räumlichkeiten gewechselt'. n ·as Wahl
protokoll war zu dteser zett noch nicnt fertiggestellt. 
Die Stlromzahlen" wurden bei der Wahlbekanntgabe 
wie !ol&t angegeben: CD'q' 5ll, SPD 419, KPD 125. ln 
dem neuen Raum wurde die PrU!ung des Ergebnisses 
m,ch einmal durchge!ilhrt und das Wahlprotokoll an
gefertigt; Dabei 'stellte sich heraus, daß bei der noch
maligen' Zählung der Stimmen der ·.~U. und SPD. 
sich das gleiche Ergebnls zeitigte, ·während, die Stiro
tnen der KPD jedoch' nur 117, als.o 8 weniger als ·yorher 
betrugen. A.,ufgrund des festgesteUten Un'tersuchungs
ergebnlssell hat der Lan~at de~ Etnspruch gegen die 
Gültigkeit der Wahl. apgewiesen,. ·w·eu das WahlerJeb
nis '?illl"ch die festgestellten 'VerstMe nicht wesentlich 
beetnnußt worden fst. Er hat aber ini Einvernehmen 

. mft dem Herrn Regierungspräsidenten von Rhe1nhes
sen die El.nleitu,p.g eines stra!gerichtlichen Verfahrens 
zur Klärung des Falles beantragt. Bürgermeister Wet.
zel wutde au! seinen Antrag hin für die Dauer . des 
Verfahrens von seinem Amt als ;Bürgermeister beur
laubt. . Der Landrat beabsichtigt ferner . nacb Beendi
,ung des stra!gerichtlichen Verfahrens' el.n Dienststraf
verfahren gemäß § 13 der Re1chsd1enststra!ordnung 
einzuleiten. · · ' · 

Der Rechtsausschuß hat sich in seiner Sitzung vom 
21. 3. mit der inieleg~nheit be!aßt. 'Es wurde daraur 

· hingewiesen, . daß dle bisherigen · Anträge auf Aufhe
bung der Immunität von ~b~eordneten durchweg abge- . 
lehnt wordeh sei, da dle A,u!hebung der Immunität auch 
uur in ':!!chwerwlegende:l'i Flilien begründet· wäre. An
dererseits wlo:de betont, da'ß ~s s!cli. bei den zurück-· 
Uecend~n ' Fällen: !!urchweg um. Beleidigun~sklag~n ge-. 
handelt habe, während der vorliejend.e Fall immer
hin erhebliche politische AusWirkung haben könnte. 

Mit SUmmenmehrheit beschloß der 'Ati.sschun, dem 
Landtag zu empfehlen, dem Afttrag ·au:!' Aufuebung der 
lm.munität 'des ~bgeo:rdneten Wet~el nicht stat~~u
gebcn. 

Ptäsident: . , 
Das Wort bat der Al;lgeordnete Wagqer (SPI!). 

Abg. Dr·. Lichtenberger (CDU.): 

Zur Geschli_!tsordnulli!. 

Präsident: 
Zm:· Geschä!tsordnung hat z~ächst der Abgeordnete 

Dt. Lichtenberger da~ W.orl. ' 

Abi, Dr. Lichte l\ b er g er (CDU.) zur Geschäfts-
ordnung: '· 

Meine Damen und H'e~~ent Ich möchte beantragen, 
von einer Aussprache 'abzusehen. lts · sind scbwerwie
gt'nde Gründe, die gegei;i eine Aussprache sprechen: 

Meine Damen und Herren! . Aus der Wortmeldung 
des Herrn Kollegen Wagner sehe ich, · drill über diese 
Fl'age fm Plenum debattiert wE::rden soll. Ich erlaube 
mir vor der Debatte erhebliche Bedenken gegen diese 

Art des Verfahrens vorzutragen, und zwar aus folgen
dem Grunde: Sie kennen alle den Art. 94 unserer Ver
fassung: Er lautet: ,1Keln Abgeordneter kann ohne Ge
nehmigµng des Landtages während der Sitzungsperiode 
wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur Un
tersuchung gezogen oder verhaftet werden, es sei 
denn, daß er bei Ausübung der Tat oder spätestens 
am folgenden Tage .festgenommen wird." 

Der Sinn der Vorschrift' ist offenbar der: Es soll ein 
Abgeordneter, der im Lande Rheinland-Pfalz sein 
Mandat hat, seine ganze Arbeitskraft, soweit das not
wendig ist, dieser seiner Aufgabe widmen. Dazu ge
hört, daß er vollkommen frei sein muß von irgendwel
chen Sorgen, die ihm irgend ein Strafverfahren be
reiten könnte. (Zuruf Abgeordneter Wagner (SPD.): 
Das ist keine Geschäftsordnung!). 

Präsident: 
Herr Abgeordneter Dr. Lichtenberger, ich mache 

darauf aufmerksam, daß das zu weit geht. 

A b g . D r . L i c h t e n b e I" g e r fortfahrend: 
Der Sinn ist der, wir müssen dafür sorgen, daß der 

Abgeordnete frei von irgendwelchen Sorgen, die ihm 
ein Strafverfahren bereiten könnte, sein muß. Wenn 
wir eine Debatte im Plenum zÜlassen, dann bereiten 
wk dem Abgeordneten gerade diese Sorgen, denn eine 
Debatte im Plenum ist unangenehm und belastet ihn 
mehr als die Durch.1'.ührung des Strafverfahrens. Aus 
dem Grunde bitte ich, eine Debatte nicht zuzulassen 

Präsident: 

Ich glaubte, Herr Abgeordneter Dr. tichtenberger 
Sie wollten zur Geschäftsordnung sprechen und tat
sächlich handelt es sich um die Sache. 

Das Wort hat der Abgeordnete Wagner (SPD.). 

Abg. Wagner: 
Meine Damen und Herren! Wenn das zur. Ge

schäftsordnung gelten soll, was ausgeführt wurde. 
dann spreche ich eigentlich auch zur Geschäftsord
nung. -

Wenn der Herr Kollege Dr. Lichtenberger in e iner 
übergroßen Sorge um etwaige Angriffe in der Sache 
selbst mir zuvorkommen wollte, indem er verhindern 
wollte, daß man etwas sagt, so hat er der Sache oder 
Person, der er dienen wollte, keinen guten Dienst ge
leistet. 

Um was dreht es sich für uns, die wir zu dem An
trag Stellung nehmen, ob die Immunität des Abge
ordneten Wetzel aufgehoben werden soll? Wir haben 
im Rechtsaussuchuß, und das ist richtig, im allgemei
nen den Grundsatz vertreten, daß die Immunität der 
Abgeordneten möglichst nicht aufgehoben werden soll 
und wir haben in allen Fällen, die vorgelegt wurden, 
die Aufhebung auch abgelehnt. Was der Herr Kollege 
br. Lichtenberger hier gesagt hat, sind alte Dinge, die 

1 man sogar schon besser ausgedrückt l}at, ich will da11 
nicht wiederholen. auf das Motiv nicht eingehen. Es 

• ist in den Fällen, die wir bisher behandelt haben, meist 
darum gegangen, daß ein Abgeordneter hätte verur
teilt werden sollen wegen Beleidigungen im politischen 
Kampf. Das sind Dinge, die wir abgelehnt haben. Das 
hätte unnötig irgendwie seine Kraft abgelenkt von der 
nützlichen Tätigkeit in diesem Hohen Hause, und die 
Staatsinteressen wären in einer Weise dadurch ir
gendwie nachteilig beeinflußt worden. Außerdem ha
ben wir auch au! die Tatsache, daß der einzelne Ab-

, l, 1'1 1,_, , . . .. __ 
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geordnete erklärt hat, er bittet uns, die Immunität 
aufzuheben, keinen großen Wert gelegt. Wenn ich 
recht im Bilde bin, hat Kollege Wetzel darum gebe
ten, daß die Immunität aufgehoben werden soll. An 
und für sich ist das Recht auf die Immunität kein 
individue11es Recht, das den Abgeordneten zusteht und 
auf das er verzichten kann, sondern der Landtag hat 
von sich aus zu prüfen, ob es zweckmäßig ist im rn..: 
teresse des gesetzgeberischen Motivs, die Immunität 
aufzuheben oder nicht, ob , ein höheres Staats- oder 
politisches Interesse vorliegt, das unter Umständen 
größer ist als das Interesse, daß der Abgeordnete völ
lig ungestört sein Mandat ausüben kann. Es ist eine 
Frage der Abwägung zwbchcn den öffentlichen Inter
essen und eine Frage zu entscheiden, was diesen öf
fentlichen Interessen im einzelnen Falle gebührt. 

Meine Damen und Herren! Ich will keine Stellung 
nehmen zu der materiellen Frage selbst. Ich bin als 
Jurist viel zu vorsichtig, um irgend etwas bereits a1s 
eine gegebene Tatsache oder als nachgewiesene Tat
sache zu betrachten, die nicht richterlich geprüft und 
einwandfrei festgestellt i:Jt. Ich nehme auch in die
FCm Falle zu dieser Sache selbst gar keine Stellung. 
Es liegt aber vor auf der einen Seite die Behauptung, 
daß der Herr Kollege Wetzel Einfluß ausgeübt habe 
in einer unzulässigen Weise auf die Stimmzählung. Es 
wird also keineswegs behauptet, daß er eine strafbare 
Handlung begangen habe, und zwar eine strafbare 
Handlung, d!e, wenn sie nachgewiesen wäre, wenn sie 
wirklich vorgenommen worden wäre, tatsächlich be
deuten würde einen Anschlag auf die demokratische 
Grundlage unseres modernen Staates. Es würde sich 
drehen um ein ausgesprochen politisches Delikt, das 
in der demokratischen wie in jeder anderen Regie
rungsform auch rücksichtslos verfolgt und bekämpft 
werden muß. Es wäre, wenn es wahr wäre, eine sehr 
e''n$l.e Angelegenheit und es d~eht sich tim eine aus
gesprochen politische Frage. Wer tatsächlich irgend
ein Ergebnis in einer demokratischen Wahl beeinflußt, 
geändert, gefälscht hätte, durch falsche Zulegung von 
Stimmen von einer Par1·ei zu der anderen, könnte nicht 
so betrachtet werden als der, der angeb1icherweise eine 
Beleidigung begangen hat. 

\'Vi~ ~!eht nun die Frage für uns als Parlament, nicht 
für uns als Partei, nicht für mich als Vertreter einer 
Partei, sondern für mich als Abgeordneten und ich 
glaube für alle Abgeordneten, das ist gleich, welcher 
Partei sie angehören. Wenn wir die Immunität des 
Herrn Kollegen Wetzel nicht aufheben, dann ist er 
nach dem Bericht des Herrn Berichterstatters immer 
noch suspendiert als Bürgermeister. Dann steht er 
immer noch unter dem Verdacht, eine Handlung be
gangen zu haben, die in jedem Rechtsstaat, ln jedem 
anständigen Staat, sehr verurteilt wird. Dann ruht 
auf ihm der Schatten, der auf einem Abgeordneten ei
nes deutschen Parlamentes nicht ruhen darf. Dann 
befindet er sich in einer so peinlichen Siti.1ation, die 
seine Bewegungsfreiheit, seine politische Bewegungs
freiheit, völlig hemmt. Deshaib sehe ich es durchaus 
im Interesse des sich Reinwaschenden von einem der
artig schweren politischen Vorwurf, daß das Parla
ment die Immunität aufhebt. Ist die Immunität. auf
gehoben und das richterliche Untersuchungsverfahren 
hat ergeben, daß der Herr Kollege Wetzel unschuldig 
ist, daß er sich n icht strafbar gemacht hat, dann haben 
wir ihm damit, daß wir die Immunität aufgehoben 
haben, den größten Dienst geleistet. Ergibt aber die 
Untersuchung durch das gerichtliche Verfahren, daß er 
eine Straftat begangen hat in der Richtung, in der sie 
andere ihm vorwerfen, dann haben wir dem Padament 

den größten Dienst geleistet, indem wir dafür gesorgt 
haben, daß jemand, der ein derart gefährliches politi
sches Delikt begangen hat, die Konsequenz z.u ziehE-n 
hat und im Parlament nicht mehr sitzen kann, gam. 
gleich, von welchem Blickpunkt aus. Unter dieser Be·· 
trachlung spricht in diesem konkreten Falle das öf
fentliche Interesse des demokratischen Staates für die 
Aufhebung der Immunität des Herrn Abgeordneten 
Wefzel. Unter Aufrechterhaltung meines gnmdsätr.li
chcn Standpunktes, alle die F ragen der Aufhebung der 
Immunität. mit der größten Vor.sieht zu behandeln und 
unter Berücksichtigung der Grundsätze, die seib~.t ;n 
besserer Ausführnng von allen Rechtslehrern und von 
der Litcra1ur vcrtre!cn werden über den Sinn der Im·
munität. bin ich im Auftrage meiner Fraktion hier, zu 
erklären, daß Wir au!'\ den vorgctrag(•nen Gesichtspunk
ten für die Aufhebung der Immunitiit in diei,<cm F;al le 

sind. 

Präsident: . . 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Ritterspac:h'-'l' 

(CDU.). 

Abg. Dr. Ritterspacher: 

Meine Damen und Herren! Herr Kollege Wagner. 
und ich waren uns früher oft einig auch in punk1o 

· Stfäfl/'~.tl'iand'.:üngcn, in denen wir . . . (Zuruf A lig. 
Wagner: Sie fangen sehr verdächtig an!) mit seinen jet
zigen Ausführungen in der Sache Wetzei kann .ich 
m!ch nieht einverstanden erklären (Zuruf Abg. Wag-
ner: Das habe ich mir gleich gedacht!). Ich muß zrur· 
Begründung meines Standpunktes zunächst auf das 
eingehen, was der Rechtsausschuß zunächst entschie
den hat in einer grundlegenden Aussprache und im 
vorigen ,Jahre Jn B~d Ems beschlossen hat. Es ist da -
mals die Fl'age sehr eingehend und gründlich erörter l 
und insbesondere hingewiesen worden auf die frühere 
Praxis de~ Re;chstages fo der Weimarer Zeit. Man hflt. 
damals die Auifassung vertreten, und der damalige. 
Reichstag' hat ' diese Auffassung a uch mit Mehrheit g,;,
'billigt, daß im allgemeinen von der Aufhebung d er 
Immunität nur der sparsamste Gebrauch gemacht we,-
'den d~rf.'"""Ir'n"'äl1)5errieinen muß geprüft werden, ob die 
Voraussetzung zu dieser„ einschneidenden Maßnahme, 
die nicht nur den cimelnen Abgeordneten betr.ifft, son
dern auch. die Würcte des Parlamentes unter Umstän
dei;i., l;l~rührt, !)R fücse Vorausset zungen vorli~gen. Man 
hat sich damals au.f den Standpunkt gestellt, daß die 
Voraussetzungen nur dann vorliegen, wenn etwa ein 
Abgeordneter auf frischer Tat ertappt worden ist, da
von spricht der § 94 des Strafgesetzbuches, oder wenn 
es sich um eine besonders schwere Straftat handelt, 
zum Beispiel Mord, Totschlag, schwerer Einbruchs
diebstahi usw. Der Kollege Wagner hat nun geglaubt, 
seine Anregung auf Aufhebung der Immunität im vor
liegenden Fall damit zu rechtfertigen, daß es sich um 
einen Anschlag auf die Grundlage der Demokratie han
delt. - Davon kann nicht die Rede sein. 

Worum handelt es sich? (Abg. Wagner: Darf ich Sie 
einmal unterbrechen? Nehmen Sie einmal an; es wäre
richtig, wäre nicht dann diese Tat tatsächlich ein An
schlag auf die demokratischen Grundlagen?). Von ei·· 
netn Anschlag könnte nur dann gesprochen werden; 
Herr KoUege Wagner, wenn es sich um eine vorsätz
liche Handlungsweise handelt. (Zuruf Abg. Wagner : 
Das müssen wir erst feststellen lassen!). Das ist schon 
festgestellt! Lesen Sie bitte die Akten durch und Sie 
werden darauf kommen, daß besonders aufgrund von 
Zeugenaussagen - und es sind hauptsächlich Zeugen 
Y-ernomme11 worden, die. der Sl"D und KPD im Ge-
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meinderat Alzey angehören -. (Zuruf Abg. Wagner: 
Ich will nicht die Sa Ch e würdig~n!) Damals ging aus 
der Zeugenaussage klar und eindeutig hervor, daß es 
sich, soweit überhaupt der Tatbestand, wie er hier be
hauptet wurde, vorUr::gt, oder soweit der Abgeordnete 
Wcb:el sich in irgendeiner Weise verstoßen hat und 
sich etwas hat zuschulden kommen lassen, das es sich 
nur um ein Vergehen handelt. Sie vergessen, Herr 
Kollege Wagner, daß aber der §. 108 des Strafgesetz
buches ausdrücklich als Tatbestandsmoment vorsätz
liches Handeln !ordert. (Zuruf Abg. Wagner: Elnver .... 
standen!) Dem Abgeordneten Wetzel wird zur Last 
gelegt, daß er den Tatbestand des § 108 erfüllt habe, 
wonach ~r das Ergebnis der Wahlhandlung gefälscht 
habe. Von einer Fälschung im Sinne dieser Straf
bestimmung kann nur dann die Rede sein - ich wie
derhole, um das besonders zu unterstreichen - wenn 
ein vorsätzliches Handeln vorliegt. Aber Herr Kollege 
Wagner ist sicherlich mtt mir der übereinstimmenden 
Meinung, daß von einem vorsätzlichen Handeln nicht 
im geringsten die Rede sein kann. (Zuruf Abg. Wag
ner: Ich nehme nicht Stellung dazu, wen ich es nicht 
weiß. Das soll die Justiz machen!) Nun haben Sie 
darauf hingewiesen, daß nach der bisherigen Übung 
unseres Parlamente& eine Reihe von Anträgen auf Auf
hebung der Immunität schon behandelt worden sind 
und daß ln diesen Fällen es sich hauptsächlich um 
Beleidigungen gehandelt habe, um Privatklagen, die 
erhoben werden sollten gegen Abgeordnete. Ich erin
nere mich an einen Fall, ich glaube, es war der Fall 
des Kollegen Rör!g, in dem dem verehrten Kollegen 
vorgeworfen wurde, daß er sich eine verleumderische 
Beleidigung habe zuschulden kommen lassen. Verleum
dung wird nach dem Strafgesetzbuch mit Gefängnis 
bis zu 5 Jahren bestraft. Hier, nach dem ·Tatbestand 
des § 108, der in erster Linie zur Debatte steht, han
delt es sich darum, daß nur mit Gefängnis bis zu 5 
Monaten bestraft werden kann, aber, und das ist das 
Wichtigste, das möchte ich besonders hervorheben, der 
Versuch einer solchen Handlung ist nicht strafbar. 
Selbst wenn der Abgeordnete Wetzel das gemacht ha
ben sollte, was ihm vorgeworfen wird, daß er nämlich 
durch unzulässige Vermischung von für die KPD. und 
SPD. abgegebenen Stimmzetteln irgendwie eine Un
korre!ctheit und damit eine Wahlfälschung begangen 
hubc, handelt es sich und kann es sich nur um einen 
Versuch handeln. Das sieht mit aller Sicherheit fest. 
Warum sollten wir jetzt die Immunität aufheben? Nur 
zu dem Zweck, damit der Oberstaatsanwalt in Mainz 
dann zu dem Ergebnis' kommt: 1. Ist aus tatlichen 
Grilnden eine strafbare Handlung nicht nachzuweisen, 
weil die Behauptung des Abgeordneten Wetzel - es 
handelt sich nur um einen Versuch - unwiderlegbar 
ist (Zuruf Abg. Wagner: Das wäre gut!)· und 2.: Selbst 
wenn der Oberstaatsanwalt zu dem Ergebnis kommen 
sollte, der Abgeordnete Wetzel habe in höchst unzu- · 
lässiger Weise Eingriffe in das Wahlgeschäft vorge
nommen und damit das Wahlergebnis gefälscht. Aber 
vorher 1st er schon aut die Unzulässigkeit seiner Hand
lung aufmerksam gemacht worden und e,:- hat sie re
-drcssiert, dann kommt nur der Versuch heraus, und 
der Oberstaatsanwalt müßte das Verfahren einstellen. 

Meine Damen und Herren! Wir begeben uns auf die 
schiefe Bahn, wenn wir heute die Immunität des Ab
geordneten Wetzel aufheben würden. Kollege Wagner 
hal schon darauf hingewiesen, daß die Immunität ein 
unverzichtbares Gut ist. Nicht der einzelne Abgeot"d
netc hat darüber zu wachen, sondern das Parlament 
als sokhes, um das Ansehen und die Würde des Par
lamentes zu schiltzen und, wie Kollege Dr. Lichtenber
.ger mit Recht hervorgehoben hat, 1.1m die Arbeit des 
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Parlamentes in keiner Weise dadurch zu stören, daß 
einzelne oder mehrere Abgeordnete gleichzeitig von der 
parlamentarischen Arbeit ausgeschlossen werden. 

Meine Damen · und Herren I Mit Recht ist schon 
darauf hingewiesen worden, wenn wir hier nun au! 
eine solche Debatte eingehen, hat das ebenfalls sehr 
bedenkliche Folgen, dann vergeben wir das Recht des
jenigen Abgeordneten, um den es sich handelt, denn 
das Parlament würde zum Richter in eigener Sache 
ernannt werden. (Zuruf Abg. Wagner: Wie wollen Sie 
die Immunität aufheben? Es kommt immer auf die 
Wichtigkeit der Aufhebung der Immunität an!) Ge
wiß, aber der einzelne Abgeordnete muß mindestens 
dazu gehört werden. (Zuruf Abg. Wagner: Er hat dazu 
die Möglichkeit. Hier vor dem Parlament muß er gehört 
werden!). Wir dürfen es dem einzelnen Abgeordneten 
nicht zumuten, daß er sich vcu- dem Parlament über 
alle Einzelheiten verantworten soll. Das ist Sache ei
nes Strafverfahrens. 

Meine Damen und Herren! Es ist richtig, daß der 
Rechtsausschuß geteilter Meinung war. Mit Mehrheit 
und mit Stimmenthaltung haben wir uns auf den 
Standpunkt gestellt, daß die Immunität des Abgeord
neten Wetze1 nicht aufgehoben werden soll. Die Lage, 
in der sich der Abgeordnete Wetzel befindet, kann 
heute auch bei einem anderen Kollegen eintreten, auch 
bei Ihnen, Herr Kollege Wagner. (Zuruf Abg. Wagner: 
Selbstverständlich! Das hat mit der Sache nichts zu 
tun.). 

Präsident: 
Ich bitte, den Abgeordneten Dr. Ritterspacher aus

sprechen zu lassen. -
(Zuruf Abg. Wagner: Jawohl, Herr Präsident!) 

Ab g. Dr. Ritters p ach er (fortfahrend): 
Ich habe als Vorsitzender mit besonderem Nach

druck betont, daß wir Im der alten bisher eingeführten 
und bewährten Übung festhalten wollen. Wenn wir 
heute in diesem Falle die Immunität aufheben, Herr 
Kollege Wagner, dann kommt morgen ein anderer 
Fall. (Zuruf Abg. Wagner: Dann prüfen wir ihn genau 
so!) Die Aufhebung der Immunität oder die Festhal
tung an der Immunität soll sich nicht nur auf Beleidi
gungen beziehen. Ich habe schon darauf hingewiesen, 
daß unter Umständen eine Beleidigung eine viel schwe
rere Handlung sein kann als eine solche Handluna:, 
die dem Abgeordneten Wetzel zur Last gelegt wird. 
(Zuruf Abg. Wagner: Unter Umständen!) 

Icll bitte unter allen Umständen, meine Damen und 
Herren, dem Beschluß des Rechtsausschusses beizutre
ten und sich dagegen auszusprechen, daß die Immu
nität des Abgeordneten Wetze1 aufgehoben wird. 

Präsident: 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Wuermeling 

(CDU.) zur Geschäftsordnung. 

Abg. Dr. Wuermeling: 
Meine Damen und Herren! In unserer Fraktion be

steht der Wunsch, im Hinblick au! die verschiedenen 
in der Debatte zutage getretenen Gesichtspunkte die 
Angelegenheit in der Fraktion nochmals zu erörtern, 
zumal wir bisher in der Fraktion noch keine Gelegen
heit hatten, die ganze Frage sachlich zu besprechen. 
Ich darf die Bitte aussprechen, damit einverstanden zu 
sein, daß die Sache erst wejter verhan<ielt wird, nach
dem im Verlauf des Nachmittags eine Pause eingetre
ten ist, weil wir nicht möchten, daß wir jetzt schon 
die Sitzung abbrechen . 

·····--~~~------'-----· 
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Präsident: 

Ich glaube, daß Sie damit einverstanden sein könn
ten. 

Abg. Wohlleben meldet sich zum Wort. 

Präsident: 

Ich muß jetzt übex- den geschäftsox-dnungsmäßigen 
Antrag abstimmen lassen. Wer dafür ist, daß df.e An
gelegenheit heute nachmittag nach einer kurzen Pause 
weiterbehandelt wird, bitte ich um Erhebung der rech
ten Hand. Das ist die überwiegende Mehrheit. Die 
Angelegenheit ist damit erledigt und bis nach der 
Pause zurückgestellt. 

Wir kommen zu Punkt 1 der Tagesordnung: Bericht 
des Grenzlandausschusses. 

Das Wort hat der Vorsitzende des Grenzlandaus
schusses, Abgeordneter Dr. Asholt, als Berichterstatter. 

Abg. Dr. Asholt: 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der vom 
Landtag beschlossene Grenzlandausschuß wurde durch 
dE·n Herrn Landtagspräsidenten am 5. Januar in Bit
burg konstituiert. Nach der Erklärung des Herrn 
Landtagspräsidenten soll der Grenzlandausschuß ein 
sog. Enquete-Ausschuß sein, d. h. der Ausschuß soll 
sich mit den Gesamtfragen des Grenzlandes selbständig 
be>fassen und dann mit seinen Vorschlägen, wenn es 
nötig ist, an die einzelnen Ministerien und auch an den 
Landtag herantreten. Seitdem der Grenzlandausschuß 
konstituiert wurde, hat er vier Beslchtigungstah:rten 
unternommen, dle sich ungefähr bis zum vorigen Mo
nat erstreckt haben. Man könnte darüber im Zweifel 
sein, ob diese Grenzlandfahrten unbedingt notwendig 
waren. Wenn auch die einzelnen Mitglieder des 
Grenzlandausschusses selbst Grendandbewohner sind, 
so galt es doch, einen Gesamteindruck zu gewinnen. 
Diesen Gesamteindruck, glaube ich, hat der Ausschuß 
gewonnen. Wir haben versucht, die Sache möglichst 
geräuschlos zu machen. Das ist uns leider n'cht ge
glückt, denn die Landräte haben gewöhnlich ein großes 
Aufgebot bestellt und das hat wiederum d'e Bev<l1l<e
rung dazu geführt, teilweise, man kann gar nicht anders 
sagen, übertriebene Hoffnungen zu hegen. Der Herr 
Ministerpräsident, der sich an den Besichtigungsfahrten 
meistens beteiligte, hat allerd;ngs immer vvieder vor 
diesen übertriebenen Hoffnungen gewarnt und vor 
allen Dingen darauf hingewiesen, daß das, was durch 
einen grausigen Krieg zerstört wurde, aber jahrzehnte
lang gewachsen war, nicht mit einem Mal w'eder auf
gebaut werden kann. Auf der anderen Seite haben 
wir alle unter dem Eindruck einer furchtbaren Not 
gestanden, wir haben erschütternde Bilder gesehen, 
wir haben gesehen, daß Menschen tate:äch1ich ln den 
Vieh~tä11en hausen, ja mit dem lieben Vieh zusammen, 
und daß Kinder in dumpfen Baracken, in die kein 
Licht hineindringt, unterrichtet werden. Unter dem 
Eindruck der gewaltigen Not haben wir emnfunden, 
daß geholfen, ,md zwar sofort geholfen werden muß. 

Dadurch, daß mehr, als wir wünschten, diei<e Fahr
ten verhältnismäßig groß aufgezogen wurden, ist die 
Grenzlandfrage im gewissen Sinne zu einer Prestige
frage geworden. Bei unseren BesichHgungs!ahrten 
haben sich natürlich auch verschiedene Einze!hei1en 
herausgestellt. Ich will Si~ mit diesen Dingen im ein
zelnen nicht besehäftigen, als Beispiel nur erwähnen, 
daß in den Kreisen Prüm und Bitburg vor allen Dln
g1m die Verkehrsfrage außerordentlich brennend ist. 
Wenn nämlich diese Verkehrsfrage' Dicht gereMlt 

wird, dann würde unsere Hilfe nicht wirksam genug 
und zum Teil umsonst sein. 

Wir haben die Landesregierung gebeten, weiterhin 
das Programm der Eisenbahndirektion 'l'rier, es han
delt s'ch um einen 5-Millionen-Kredit, möglichst zu 
unterstützen, Diese 5 Millionen - ich will das gleich 
vorweg nehmen - soll nicht etwa das Land aufbringen, 
aber wenn es sich um die Frage der Kreditbeschaffung 
handelt, soll d·e Landesregierung nach unserer Auf
fassung mit den zuständigen Behörden darüber ver
handeln. Wenn nämlich diese 5 MiHionen hineinge
worfen werden· können, wird sehr bald dem Grenzland 
eine Wirksame Hille zuteil werden. Im Vordergrund 
stehen auch überall landwirtschaftliche Fragen, die 
Nöte der Landwirtschaft. Sie sind :mm Teil etwas ge
mildert worden, indem auf unsere Anregung hin der 
Herr Landwirtschaftsminister ein Moratorium für tHe 
Fleischabgabe bewilligt hat. Jetzt handelt es sich 
da~um, daß d:c L:.ndwirtschaft, gerade der roten Znne, 
bei;timmte Kredite bekommt zur Saatgutbe.schaffung 
und zur Beschaffung von Düngemitteln. Ich habe in 
der vorigen Woche M.it1cilung bekommen, daß das 
Landwirtschaftsministerium mit den in Frage kom
menden Bank~ verhandelt hat. Diese haben grund
sätzlich zugesagt, und wir hoffen, daß das in der näch
sten Zeit sich dementsprechend auswirkt. 

Um Sie Dicht weiter mit Einzelheiten zu belästigen, 
will ich Ihnen noch von de, Arbeit des Grenzlandaus
s<.:husses nach Ende der Besichtigungsfahrten berich
ten. Wir haben uns am 10. und 11. März zu sehr lan
gen Sitzungen zusammengefunden, um zu sehen, was 
erforderlich ist, und wie wir weiter arbeiten müssen. 
Die Landräte hatten uns ein umfangreiches Material 
i.ur Verfügung gestellt. Das hatte aber den Nachteil, 
c!aß 'es durchaus nicht nach einheitlichen Gesichts
punkten gesichtet war, so konnten wir z. B. uns nur 
ungefähr ein Gesamtbild aus dem nicht ganz über
sichtlichen Zah1cnmatcrial machen, wir konnten nur 
sehr roh schätzen, daß der Wert an Zerstörungen in 
den Grenzlandgebieten e'nige Hundert Millionen aus
macht. Wir sehen an diesen roh geschätzten Zahlen, 
wie "gering in w ·irklichkeit unsere Hilfe sein kann, 
und es ,var uns auch daher sehr sch,,..·er, irgendwie den 
Umfang der in der nächsten Zeit unbedingt nötigen 
Hilfe festzu,stellen. Nachdem wir einen Tag über diese 
Dinge ,,erhandelt hatten und auch zu dem Entschluß. 
gekommen waren, wirklich nur in unseren Forderun- . 
gen das Allernotwendigste aufzustellen, haben wir uns 
am zweiten Tag zunächst einmal über die Frage un
terhalten, welche Kreise eigentlich zu den Grenzland
kreisen zu rechnen seien. \Vir sind uns dessen be
wußt, daß die Grenzlandfrage auch von einem höhc
reJl Standpunkt der Politik behandelt werden muß und 
auch behandelt werden sollte. Wir können a,bcr im 
Augenblick durchaus nicht alles tun, was wünschens
wert ist, -und wir müssen uns beschränken. Es mag 
wohl sein, daß der eine oder andere von den Mitglie
dern des Hohen Haul:'CS etwas enttäuscht ist, daß wir 
die Zahl ·der Kreise wirklich sehr beschränkt haben, 
aber ~ ~ht nicht anders. Wir: haben zehn Kreise zu 
Grenzlandkreisen erklärt. Wenn unter diesen zehn 
Grenzlandkreisen zwei sind, bei denen wir nicht einmal 
an unmittelbare Hilfe geda(·ht haben, so haben wir ~ie 
doch o;nilcschlosscn. weil besondere Vet·hä\tnisse vor
liegen. Es ist der Kreis Kusel, der neuerdings seine 
Grenze gegenüber dem Saargebiet bekommen hat. Wir 
wollten damit, daß wil" ihn zu einem Grenzkreis er
klärten, die Sympathie des Landes erst einmal plato
nisch "V"e"rsfchC't'n. Dassl:>lbe gilt aueh für den Kreis 
Trier-Stadt. Bei Trier-Stadt handelt es sich um eine 
der vorgeschobensten Kul~urpositionen Westdeutsch-
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Lands. Der Krels Prfun ist nach Ans1cht des Grenz
landausschusses am meisten zerstl5rt. Ih,m folgt un.:. 
mittelbar Bitburg und dann der we.niier zerstörte Kreis 
Tr!er-Land. Dann kommen Sap.rburg, Zweibrücken, 
Kusel, Bergzabern, Germersheim und Pirmasens. Wir 
haben versucht, für die kommende Vertellllßi von 
HU!en irgendwie eine Stj1.Uisselzahl zu finden. Auch 
das ist nicht eln!ach, weil wir uns über den Zerstö
rungsgrad im einzelnen nicht klar genug· sein können. 
Wlr haben zunächst einen provisorfschen . Schlüssel 
aufgestellt, wir werden ihn aber aus den B.erichten· 
der Ministerien korrigieren müssen, wir denken da vor 
allen Dingen an den Bericht des Wiederaufbauminl-
5teriums. Wir ·werden- das tun, sobald die ersten Sum
men, von denen der Herr Finanzminister sprach, flüs
al.g gemacht werden können. In der vitn"igen Land
tugssitzung hat der Herr Finanzmi.n.ist.e.r von 5 Milli9nen 
und von einer gewissen Art der Finanzierung gespro
dl.en. Wlr haben die driogende Bitte von selten des 
G-enzlandausschusses, d~ß der angedeufete Weg vlel
leicht auch in anderer Form wttiterbeschritten ·wird, 
denn wir fassen diese angekündigten 5 Millionen zu
nll.chst nur einmal als erste Hilfe au! und wir mach
ten auch, daß diese erste Hilfe sehr rasch zuteil wird.· 
Wlr haben in der Ausschußsltzüng den Vertreter des 
Finanzministeriums gefragt, wann mit den ersten 
Summen zu rechnen sei. Er hat uns gesagt, wahr
scheinlich schon Im Api:lL Wieviel es sein wurde, 
konnte er uns nicht sagen. 'Y{1r · denken uns die Ar
'beit weiter so, daß der Grenzlandausschuß au! die 
Verteiluni der HUfen seinen Einfluß behält. Die Mit
glieder des Gre·nzlanclausschusses vedreten Im gewis
sen Sinn jeweils einen Kreis. Sie werden sich auch 
bei der Verteilung dort einschalten müssen. Es war 
,die Ansicht der Landesregierung, daß die ~ittel, die 
zur Ver!ügung gestellt werden, roögllchst weit gestreut 
werden sollen. Es kommen daher nur Mittel zur Wie
derinstandsetzung von Wohnraum und ntcht einmal 
zu Neubauten in Frage, obwohl wir den Ausdruck Neu
bauten nicht prägen woil~, wenn z.B. Irgendwie ein 
Gehöft niedergelegt ist und der Bauer sein Baumate
rial schon beschafft, die Steine selber gebrochen und 
das Holz selber geschlaa:en hat, dann kann auch ihm 
ein Kredit ~on etwa 3000 Mark eingeräumt und es 
kann ihm so geholfen werden. Grundsätzlich sollen es 
nur· Kredite seln. Dle Mensc:hen selbst wollen zu;. 
nächst auch nicht$ we!ter als Kredite. Sie. sagen, 
wenn wir nur die klei..uste Summe haben, helfen wlr 
uns selbst. Der Kredit muß verhältnismäßig bil1ig 
sein: Wir denken daran, ·daß zinsen von 2% 'und 2% 
AmortlsaUon genommen werden. Die ietzte Entschei
dung soll, wie gesagt; det Crenzlanda.usachuß se1bst 
haben. Wichtig ist, obwohl es '1nter Umständen sich 
um dte verschiedensten Aufgabengebiete handelt, daß 
wir efne gewisse Zenb:ale auch bei der Landesreg!e
rWlg haben, bei der dle gesamten Gren.ilandfragen be
h,;i,ndelt werden. Deshalb hat der Grenzlanru,.u~sdruß die 
'Regierung gebeten, ein sqgenanntes'federführendes Mi
nisterium zu bestimmen. Wir haben dabei an das Wle
deraufbaumln!stertum gedacht. Dort sollen dle An
träge zusa~menlaufen. Auch soll keine , Zersplitte
rung , eintreten bei etwaiger Verteilung der Posten in 
den etm;clnen Etats. Soviel zu der erstgenannten 
Summe, die uns angekündigt war, über die wir sehr 
erfreut waren, aber dle l~ider auch h6cbstens nur eln 
Anfane: sein kann. Wlr haben dann geschätzt, was 
dringend. darüber hinaus notwendii ist. Ich 'betone 
noch einmal, daß wir außerordentlich vorsichtig gewe
sen sind. Wenn uns wfrkllch die von uns veranschlag
ten Summen zur Verfügung gestellt würden, dann wird 
-es noch immer so sein, dal3 manches Haus, das · wirk-

lieh notwendig wieder aufgebaut werden müßte und 
sogar auch mit geringen Mitteln aufgebaut werden 
könnte, in diesem Jahre noch nicht wieder aufgebaut 
wird. Ich bitte das Hohe Haus nicht allzusehr zu er
schrecken, wenn ich erkläre, daß wir zu der Über
zeugung gekommen sind, daß für das nächste Jahr tat
sächlich 30 Millionen zur Verfügung gestellt werden 
müssen. Wir bitten darum, daß der Landtag diese 

· Summe in den außerordentlichen Haushaltsplan für 
1949 einsetzt. Die Sache wäre dann nicht so schlimm, 
wenn es der Landesregierung möglich wäre, durch 
ihre Verbürgung Kredit~ zu besorgen, sodaß die lang
fristigen Kredite anlaufen könnten. Von der Summe 
von 30 Millionen D-Mark sollen etwa 16 bis _18 Mil
lionen D-Mark auch nur der Instandsetzung von 
Wohnraum d ienen. An Neubauten denken wir auch 
hier nicht. Sehr wichtig erscheint uns dagegen der 
Schulbau. Ich habe schon vorhin gesagt, daß w ir ge
sehen haben, wir wirklich unter den unwürdigsten 
Veibältnissen unterrichtet wird. Das geht auf keinen 
Fall, die Kinder dürfen nicht Schaden an ihrer Seele 
nehmen. Wenn ich vorhin zu Anfang gesagt habe, 
daß d ie Dinge in den einzelnen Kreisen verschieden 
liegen, so ist hervonuheben, daß in einzelnen Kreisen 
der Straßenbau wichtig ist oder die Kanalisation und 
Wasserleitungen, wie z. B. in Zweibrücken. 

Wenn d ie genannten 16 bis 18 Millionen auf dem 
Kreditweg aufgebracht werden könnten, dann könnte 
auch da leichter gehol!en werden. Ich b itte darum, 
daß die Landesregierung sich wirklich alle Mühe gibt, 
sich umzusehen, ob die Kreditbeschaf!ung im Laufe 
des Haushaltsjahres ermöglicht werden kann. Dann 
werden eigentliche Subventionen verhältnismäßig ge
ring werden. Der Grenzlandausschuß hat seinen An
trag an den Landtag eingereicht. Ich bitte vor allen 
Dingen die Herren, die in dem Haushalts- und Finanz
ausschuß tätig sind, und auch in den anderen Aus
schüssen, unsere Forderungen nicht für übertrieben zu 
halten, die Dinge nicht zu !eicht zu nehmen und mög
lichst viel einzusetzen. Unser Gesamteindruck war: 
Wir müssen helfen. Wie vorhin gesagt, ist diese Hilfe 
wirklich zur Prestigefrage der Demokratie geworden. 
Ich habe bei einer Ansprache, an denen man in sol
chen Fällen nicht vorbeikommt, einmal zu der Bevöl
kerung gesagt und ich möchte es an dieser Stelle wie
derholen: .,Es scheint beinahe so, als ob es das tragi
sche Schicksal der Demokratie in Deutschland sei, im
mer wieder aus den Trümmer n, gewissermaßen aus 
dem Nichts, aufzubauen." Wie ist es der Demokratie 
nach 1918 ergangen, als sie mit viel Mühe und Not 
aufgebaut hatte? Alle;; ist für nichts geachtet worden. 
Es sind andere gekommen ·und haben die Demokratie 
über den Haufen geworfen. Mit dem materiellen Auf
bau muß in der Bevölkerung der Aufbau des demokra
tischen Staatslebens parallel gehen, damit es nicht so 
geht, wie ich es vor der Grenzlandbevölkerung ii;nmer 
wieder betont habe, daß eines Tages der Zeitpunkt 
kommt, daß wir in Deutschland zum dritten Mal wie
der alles kaputt schlagen {Beifall SPD). 

Präsident 

Die Ausspr ache über den Bericht ist eröffnet. Der 
Al1estenrat schlägt für die einzelnen Parteien eine 
Redezeit von 10 Minuten vor. Widerspruch dagegen 
wird nicht erhoben. Es ist demgemäß beschlossen. 

Das Wort hat der Abgeordne~e Spies (CDU.). 

A bg. Spies: 

Meine Damen und Herren! Wir haben den Bericht 
von Herrn Dr. Asholt als Vorsitzendem des Grenzland-
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ausschusses gehört. Wit . können wohl sagen, daß er 
sich sehr kurz gehalten hat und sehr objektiv die 
Dinge beurteilte. Ich darf ihm das wohl eingestehen. 
E,,; hit nicht meine Aufgabe, als Mitglied des Ausschus
ses die Sache zu verbreitern, sondern ich möchte im 
Auftrag meiner Partei und in meinem persönlichen 
Namen selbst die Dinge etwas beleuchten, und zwar 
\'On folgendem Standpunkt aus: 

Wenn wir uns damals 1.usammenge!unden haben 
über alle Parteien für die Grenze etwas zu tun und 
wenn das nun einmal Wirklichkeit geworden ist und 
die Grenzlandbevölkerung hat davon Kenntnis genom
men ~· es ist im großen und ganzen viel mehr Hoff
nung daran geknüpft als erfüllt werden kann -, so 
hat sich hierfür ein lebhaftes Interesse aller Beteilig
t,m gezeigt. Was unserem Wollen zugrunde lag . und 
noch liegt, ist nicht allein, den. Zerstörungsgrad in die 
Bemessung einzusetzen, sondern, was wir wollen, ist 
vor allen Dingen die Voraussetzung zu schaffen für 
einen Aufbau. Den Aufbau selber müssen ja die 
Leute vollziehen, und das wollen sie auch. Wenn wir 
den Zerstörungsgrad zugrunde legen wollten, wäre 
Rheinland-Pfalz im gani.en gesehen Grenzland und 
müßte Ludwigshafen und all die größeren Städte auch 
von dieser Seite her bewertet werden. De:m lagen un
sc·re Gedanken nicht zugrunde. Wir wollten vielmehr 
die Voraussetzungen schaffen für den Aufbau, und 
zwar aus dem Grunde, weil das Grenzland von jeher 
schon im Vordergrund stand, wenn sich irgend etwas 
politisch ereignete. Diese Leute in den Grenzlanden 
1md überall, gleich wo sie sich befinden, haben all die 
i'.'ehen der politischen Geschichte erstmalig zu ertra
ft'n, Qinmal moralisch und dazu noch, wenn !iich die 
Ereignisse vollziehen, in der Tat, in denen sie die Auf
märsche und alles erleben müssen und dazu dann die 
kriegerische Handlung. Das, was unser Grenzlandge
biet von dieser Seite her mitzumachen hatte, ist etwas 
anderes, als andere durch Preise es irgendwie verspü
r<,n. Von diese:· Seite her betrachtet wollten wir der 
Grenz:andbevölkerung helfen. Allerdings nicht in dem 
Maße, wie wi-r wollten, können wir es ausführen, aber 
eines wollen wir doch: Wil: wollen de-r Grenzlandbe
völkerung zeigen, daß es nicht bei den Worten hlcillt, 
sondern, daß nun einmal Tatsachen folgen. Der . An
fang sQll gemacht werden, und zwar sofort. Sofort ist 
wichtiger als ein Inaussichtstellen, auch dant1, wewi .. {;'.~ .... 
noch so wenig wäre. Die Grenzlandbevölkerung ist 
dankbar, wenn sie allein schon die Voraussetzungen 
gc·schaffen bekommt. Wir können feststellen, daß be
sonders in den Grenzlandkreisen mit ganz wenig' Aus
nahmeh - ich wüßte mich auf gar keine zu besin
nen - die Verkehrseinrichtungen derart heruntei:ge
wirtschaftet sind, nicht nur durch die Kriegseinwir
kungen allein, sondern auch dadurch, daß man über
haupt keine Initiative mehr hat, schon früher nicht hatte, 
:;odaß wir endlich einmal zeigen, daß Rheinland-Piaiz 
für seine Grenzen etwas tut, was früher nicht getan 
vmrde. Wir können feststellen, daß wir in den Grenz
gebieten sehr schlechte Straßen haben und dadurch die 
Voraussetzungen eines Aufbaues fehlen. Das ist der 
Grund, warum das Grenzland kaum Kaufleute hat, 
weil keine Verkehrseinrichtungen da sind. So !'.:eben 
wir in den Kreisen Prüm und Bitburg in Sonderheit 
die Eisenbahn darniederliegen sowie auch in Zweibrük, 
1,en usw. Mit ganz wenig Aufwendungen könnten die 
vorhandenen Schäden wiedergutgemacht werden, so
daß den Leuten die Bausto!!e besser herbeigeführt 
werden können. Wenn wir ihnen heute Zuschüsse ge
ben und setzen nicht voraus, daß sie den Transport 
durchbringen können, müssen wir damit rechnen, dilß 
in diesen Gebieten das zwei- und dreifache aufgebracht 

werden muß für den Aufbau gegenüber übrigen Ge
bieten. Also bleibt das Erste und Primäre, daß die 
Leute aufbauen und transportieren können. Wir ha
ben festgestellt, daß die Baustoffe dort um das 2-2%
fache teurer sind als in den übrigen Gebieten, wo sol
che Zustände nicht ähnlich sind. Wir wünschen, daß 
ganz besonders die betroffenen Gebiete, d:e durch die 
Kriegseinwirkungen am meisten gelitten haben, auch 
am meisten Hilfe erhalten. Wir wollen einen Vertei
lungsschlüssel finden. Wir werden uns Mühe gebEm 
und erbitten dazu auch die Mithilfe der Regien,ng, 

Ich schließe nun meine Ausführungen dahingehend, 
daß die von meiner Partei beantragten Kreisgebiet~
ausschüsse b~onders im Grenzgebiet anerkannt wer
den mit allen Konsequenzen. Die Frage der Höhe 
der Entschädigung ist eine andere. Aber keinesfalls 
dürfen wir annehmen, daß mit Rücksicht darauf, was 
wir zugrunde gelegt haben, ein Kreis ausgenomm€n 
würq.e, Wir wollen haben, daß alle Grenzkreise mit 
in diese Hilfe einbezogen \Verden. (Beifall!). 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Beb: (KPD.). 

Abg. Betz: 

Meine Damen und Herren! Die Not der Grenzbevöl
kerung ist eine Kriegsfo1gelast und müßte naturgemäß 
von der Bevölkerung des gesamten Landes getragen 
oder nach den deutschen Vorschlägen ausgeglichen 
werden. Neben den Vorschlägen zur Linderung der 
Not müßte man aber den einzelnen Ministerien zur 
Aufgabe machen, daß sie bei den ihnen zur Verfügung 
siebenden Mitteln im Rahmen ihres ordentlichen ur.d 
außerordentlichen Haushalts die als Notstandsgebiete 
erklärten Kreise besonders berücksichtigen müssen. 
Die Gefahr droht, daß sich draußen an der 
Grenze ein Notstand, ein Elendsgebtet heraus
bildet, ähnlich dem von Waldenburg, daß wir 
früher als das schlimmste Gebiet in ganz Deutschland 
kannten, dasselbe droht heute Gebieten wie Pirma
sens, Idar-Oberstein und anderen Städten. Es müßte 
also nicht nur bei den Vorschlagsmaßnab.men bleiben, 
sond~rn wir müssen darüber hinaus von jedem Mini
ster,um fordern, die notwendige Hilfe den Notstands
gebieten sofort zu leisten. Jedoch nicht in, der Form, 
wie uns jetzt das Verkehrsministerium geholfen hat, 
indem es uns in Pirmasens den einzigen Zug, der die
Verbindung mit dem Land dargestellt hat, weglu1n,n 
läßt, sondern umgekehrt in der Richtung, daß man die 
notwend '.gen verkehrsmäßigen Verbindungc:n in diesem 
Gebiet einmal herstellt. Denn gerade dieser Tatbe
stand ist es, der dort alle die Voraussetzungen, die wir 
brauchen . für den Wiepel'aufbau dieser Notstandsge
biete wie Baustoffe usw., verteuert. Das Wohlfahrts
ministerium könnte beispielsweise in ·der Form helfen, 
daß man bei dem sozialen Wohnungsbau, der beabsich
tigt ist, diese Gebiete besonders berücksichtigt. Das 
Finanzministerium könnte helfen in der Form, daß 
man den Gemeinden die ihnen zustehenden laufenden 
Steuern ordnungsgemäß, und zwar so überweist., wie 
es festgelegt ist, aber leider nicht gehalten wird. So 
könnte, glaube ich auch, das Kultusministerium hel
fen, daß Schulhausneubauten in den Grenzgebie

. ten ermöglicht werden, wo sie dringend notwendig 
sind. Ich bin der Meinung, daß man in den einzelnen 
Gebieten 11uch vom Wiederaufbauministerium helfen 
könnte, inder;n dort auch die öffentlichen und kornmu·
nalen Bauarbeiten in irgendeiner Weise in Angriff 
genommen werden könnten, :;ow.;;it sie dringtnd er
forderlich sind. Nach meiner persönlichen Meinung 
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dürfte der Vorschlag des Herrn Serichterstatters 30 
MilUonen !ür den nächEiten Etat ~einzusetzen, das min
deste dessen sein, was wir brauchen, um diesen Ge
bieten ZU helfen. Mit den .filnt ~onen, die jetzt zur 
Verfqgun,: gestellt werden können, kann nur eine 
Te11au!iiabe, nämÜch die Frage der Wiederbeschafiung 
des notwendigen Wohnraumes, · in Ani!riff genommen 
werden. . Desha!b ~ollte man sich auch seitens des 
Arbeitsministeriums Ubetle·gen, Qb man nicht in die
sen Gebieten' in Form der 'Oberweisung de:i;- produk
tiven Erwerbslosenfürsorge gei;ondert helfen karin, um 
auch so die notwendigen Voraussetzungen zu schaffen 
zum Wiederau!bau: Was draußen auf dem Lande fehlt, 
das ist sehr sehr urtifangreich. Aber es ist in erster 
L°inie das Geld. das der Baue1· braucht, um mit der' 
Arbeit wieder beginnen zu könnin. Wenn er 'es in 
einem Jahr nicht wiederaufbauen kann, soll man· es 
ihm ermöglichen, in zwei oder dref Jahren, aber inan 
muß sofort helfen. man muß der Bevölkerung das 
Vertrauen wiederieberi, d~ sie braucht in eine Regie
rung und das ihr heute .praktisch tehlt. Wie war · es 
denn bei dem Besuch <;traußen? · Wo die Herren . anka
men, haben die Bauern dagestanden und die Achseln 
gezuckt. und sagten,, Besl~Hgung,;!ahrten waren genug 
und Versprechungen sind 'gemacht worden noch und 
noch, aber gehalten wurde nichts. Also kommt es 
darauf an, sofort zu bel!en, praktisch zu_ hejfen1· ·und 
wenn der gute Wille aller Ministerien da ist, dann 
wird man auch schon im Rahmen dieses Haushaltspla
nes die Mögllchke!t haben, zu helfen, so daß das nqt
wendlge Vertraµen wlederher;estellt wird zur Landes- , 
reg!erung und ZU!l! neuen demokratischen Regime. 

Ich ste\le fest, daß dle .-.:Grenzen, die gezogen worden 
sind, teilv..:etse willkürlkh gezogen wurden und daß 
dadurch der Bevölk~rung dr:~ußen wfederum zusätz- . 
liehe Lasten aufgebü'rdet wu1:'ciei.\. Wir · haben gestern 
mit Freude vernommen, daß Waldmohr i~rettet wor
den 1st. Uider habe ich geste,;n abend Ub~ den Rund
funk hörer'l. _x;ntl.ssen, ~~ß d.afi.\r .~n-berg hergeg!'l~ 
werden mußte. :Oietier Tatbestand ist natürlich eine 
bedauerliche E.rs~inung. Es war die Rede .von über 
700 000 qkm (H~lterkclt!), die abgetreten worden' sein 
,ollen, die Ziffern sind mir · leider nlctit genau lre
lumnt. Es soHte für jeden 4bgeordneten wichtig sein, 
diese Ziffern in der Presse zu lesen. lch möchte ab
schließend sagen, rasche Hilfe tut' not, jedes e~elne 
Ministerium kann helfen, wenn ei; will. Leisten Sie 
praktische Al'bC!t uncl fangen Sie sofort an. 

Präsident: 

Das Wort hat der ,!'\bgeordnete Selzer (DP.f. 
... 

Abg. Seher: 

Meine D~en ~j! Herr~ 1 Gren.tlandi;1ot,' Grenz
landhilfe, in diesen beiden Worten ist die ganze Sorge; 
aber auch die ganze verpnichtupg ein.geschlossen, mit 
welchem Ernst Wir an die Lösung 'dieses ganzen 
Problems he.rantreten müssen. Die· Herren Vorredner 
haben bereits im .e.tnieli'ien Ober unBere Eindrucke bei 
der r::;renzlanli!ahrt bericbt~( ' °:l'.cll, 'tnöchte mich . nicht 
Ianae dar®er ·verbreiten, so,:i.dern hier nur noch da,rau! 
hinweisen, daß in enter uxii~ 'das \Terkehrs~roblem' 
das allerbreru;iendste ist. Pe1:mri · W'äS nützen a1le 
Hil!smaßnahmen, alle · guten Vorsätze, wenri die :Bau
materialien, die notwendi~f sind :i:um Neubau, nicht ein
.mal befördert werde~ k!Si;u:tfln. Es .s.in~ gerade d!~ 
Hauptgebiete Prlim unti Bltbi.ir& ·1ri denen die 0Bahn
verhlltnis.se derart katruitr9phal slnd, ebenso auch die 
Wegeverhältni~e, qaß man 'von einer wirklichen Ver-

~ 

kehrslage überhaupt nicht mehr sp.rechen kann. Die 
Regierung muß deshalb in erster Linie bestrebt sein, 
für die Kredite zu sorgen, die für den Wiederaufbau 
der Bahnen und Straßen erforderlich sind. Des weite
ren ist in erater Linie auch dem sozialen Wohnungs
bau besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Wir ha
ben tagtäglich in den Grenzlanden bei vielen Menschen 
Wohnverhältnisse angetroffen, die überhaupt nicht 
mehr menschenwürdig sind. Deshalb muß vor allen Din
gen der soziale Wohnungsbau gefördert werden und die 
Gelder, die die Regierung zur Verfügung stellt, müssen 
dahin ·gesteuert werden, daß in erster Linie dem sozia
len Wohnungsbau ausreichende Mittel zufließen. Da
neben sind in gewissem Umfang at1ch öf.fentllche Bau- .. 
ten zu fördern., .. und :z:war spezieII Schulbauten. Denn 
gerade die Schulbauten sind in einem so erschrecken
den' Zustand, daß man überhaupt kaum darüber zu be
richten wagt. Wir hab)n Schulen angetroffen, die die
sen Namen "arnlcht verdienen. Sie sind ln kümmer
lichsten Räumen untergebracht bei den atlerbeschei
densten Lehrmlttelri. Die Lehrer mußten oft tage
weise an verschiedenen Orten Schule halten, weil die 
Räume so beengt waren oder die Kinder sich solange 
bei der Kälte gar nicht in den Räumen aufhalten konn
ten. Diese Notstände sind so erschreckend, daß ge
rade in dieser Beziehung mit Eile etwas unternommen 
werden muß, um In erster Linie die schlimmsten Zu
stände zu beseitigen. 

Weiter ·muß auch selbstverständlich die wirtschaft
liche Lage von Handel und Gewerbe berücksic'htigt 
werden, besonders die der Landwirtschaft. Die Land
wirtschaft hat zum Teil wieder aufgebaut, aber es 
fehlt, an sehr vielem, es fehlt an Geräten, an Zucht
vieh und allem Sonstigen, das selbstverständlich von 
heute auf morgen nicht beschafft werden kann. Aber 
es muß den Leuten ein gewisser Betrag in die Hand 
gegeben werden, daß sie in der Lage sind, wenigstens 
das Notwendige für die Bebauung der Felder und Ber
gung der Ernte anzuschaffen, das sind Maschinen, Ge
rätschaften usw. Des weiteren ist auch die Lage in 
der Pfal:z: von gleich großer Bedeutung. Am erschüt
ternsten ist wohl der Kreis Zweibrücken betroffen. 
Dort haben wir Zerstörungen angetroffen, die alle vor
stellbaren Größen übertroffen haben. Auch dort muß 
durchgrqifende Hilfe geleistet werden. Ich möchte die 

· Ministerien bitten, ihre Mittel nicht :z:u knapp zu be
messen, damit auch wii:kllch etwas Durchgrei!endes 
geschehen kann. Die erste Hilfe muß schnellstens den 
Leuten in die Hand· gedrückt werden, damit sie sehen, 
daß wir ernsthaft helfen wollen. Denn, meine Damen 
und Herren! Das ·Problem, das wir hier berühren und 
in An.grill genorrunen haben, ist nicht nur ein soziales 
wid wirtschaftliches, sondern auch ein sehr bedeuten
des politisches Problem, denn gerade die Grenzgebiete 
haben heute unter einem ganz besonderen Druck zu 
leiden. Wir haben \n den letzten Tagen trotz der Ver
sicherung seitens der Regierung, daß größere Grenz
veränderungen nicht zu erwarten sind, doch wieder 
gehört, daß man Immer wieder ein Stück nach dem 
andern aus unserem schönen Land herauszubrechen 
beabsichtigt. 

Hier muß gerade der Grenzbevölkerung die Gewiß
heit gegeben werden, daß von unserer Seite aUes ge
tan wird, um endlich diesen Leuten wieder Boden un
ter die Filße und Hoffnung auf · eine w~itere erfolg
reiche Zukunft zu vermitteln. 

Präsident: 

Das Wort bat der Abgeordnete Volkemer .(SPD.). 

' 1·1 .... , 
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Abg. Volkem:>r·: 

Meine Damen und Herren[ Nach dem sauberen Be
richt, den der Berichterstatter, Herr Dr. Asholt, gege
ben hat, hätte sich eine Debatte meines Erachtens er
übrigt. Es darf aber noch einmal festgestellt werden, 
daß der Grenzlandausschuß gebildet wurde zu dem 
Zwecke, doch einmal abschließende Feststellungen zu 
treffen über den Grad der Zerstörung und der Not. 
Der Ausschuß hat die Aufgabe, anzuregen, daß durch 
gemeinsame Arbeit aller Parteien zunächst einmal die 
schlimmste Not in den Grenzgebieten behoben wird. 
Der Grenzlandausschuß wollte auch durch seine Be
suche einmal der Grenzbevölkerung den Beweis ge
ben, daß er Anteil nimmt bezw. daß die Regierung 
und der Landtag Anteil nehmen an ihrer Not und daß 
der ernste Wille besteht, endlich einmal diesem Prob
lem die notwendige Aufmerksaml;ceit zu schenken, und 
daß auch die Absicht besteht, tatsächliche Abhilfe zu 
schaffen. Der A1;1sscbuß selbst kann ja ;von sich aus 
keine Hilfe gewähren. Ihm obliegt es vielmehr, und 
das war der Sinn, als der Ausschuß gebildet wurde, 
nach den getroffenen Feststellungen der Regierung An
regung zu geben, wo zuerst geholfen und wie geholfen 
werden soll.- Da hat der Ausschuß in seiner Sitzung 
selbstverständlich einen genauen Plan ausgearbeitet 
und ist zu der Auffassung gekommen, daß dem Be
dürftigsten und denen, die am meisten, am stärksten 
geschädigt sind, zuerst Hilfe gewährt werden muß. 
Dabei hat man daran gedacht, daß erst einmal be
schädigte Wohnungen wieder instand gesetzt werden, 
landwirtschaftliche Gebäude, soweit sie notwendig 
sind, wieder errichtet werden. Dann soHte die erste 
Hilfe für landwirtschaftliche Maschinen, für Zug- und 
Nutzvieh, für Düngemittel und Saatgut in bescheide
nem Rahmen gewährt werden. Schließlich müßten 
auch die unterbrochenen Verkehrswege wieder in
stcmdgesetzt werden. Bei der Festsetzung der Mittel 
haben wir uns natürlich im Ausschuß von dem Ge
danken leiten lassen, daß nicht auf einmal der ge
samte Schaden behoben werden kann, sondern daß 
man im Rahmen des möglichen und vor allen Dingen, 
was innerhalb eines Jahres oder eines kurzen Zeitrau
mes verkraftet werden kann, zur Verfügung stellt. Da
bei waren wir auch von der Auffassung at1sgegangen, 
daß die am meisten heimgesuchten Gebiete ·entspre
chend mehr zur Verfügung gestellt bekommen als die 
Gebiete, die nur am Rande gelitten haben. Der Aus
schuß selbst wird also als Motor zu betrachten sein, 
der immer wieder, falls die Aufmerksamkeit, die man 
den Grenzgebieten schenken soll, nachlassen sollte, sie 
wieder antreibt. So denken und hoffen wir auch, daß 
es möglich ist, durch die andauernden Anregungen des 
Ausschusses, daß seitens der Regierung bezw. der ein
zelnen Ministerien die Mittel zur Verfügung gestellt 
werden und daß diese Mittel dann in den einzelnen 
Grenzgebieten so verteilt werden sollen, daß die Aus
schußmitglieder in den jeweiligen Grenzgebieten mit 
dabei sein können und überprüfen und überwachen, 
daß auch tatsächlich keirie Fehllenkung e.folgt. Das 
haben wir im Ausschuß ausdrücklich festgestellt. Es 
wird also erstens einmal den Geschädigten Hilfe gegeben 
werden, und zweitens war es der Zweck des Grenzland
ausschusses, als er die Gebiete besucht hat, von denen 
~ngenommen wurde, daß sie eines Tages abgetrennt 
werden, der Bevölkerung dieser Gebiete die Gewiß
heit zu verschaffen, daß sich irgendjemand um sie 
·,;:immert. Der Ausschuß hat im Namen des Landtags 
selbstverständlich die Bevölkerung wissen lassen, daß 
er alles tut, damit sie, die als Deutsche im deutschen 
Gebiet leben, auch in Zukunft vor jeder Unsicherheit 
bewahrt werden. (Beifall[) 

Präsident: 

Das Wort hat der Chef der Staatskanzlei, Df. Ha
berer. 

Staatsminister a. D. D r. H a b er e r : 

Meine Damen und Herren! Eine Bemerkung des 
lrnmmunistischen Redners könnte Anlaß geben zu ei
ner falschen Auffassi.mg in der Öffentlichkeit. Ich 
fühle mich deshalb gezwungen dieser falschen Auffas
sung von vorherein entgegenzutreten. Sie haben ge
stern aus dem Munde des Herrn Innenministers ei
nen kurzen Bericht über die Verhandlungen in Hom
burg erha1t'cn, und Sie haben gehört, daß der Erfolg 
dieser Verhandlung dal'in bestand, daß Waldmohr in 
allen seinen Teilen an Rheinland-Pfalz gegeben wird. 
Wenn nun die Frage nach Kirrberg gestellt wird, so 
ist d°arüber auch ein Wort zu sagen. Es ist nicht wahr, 
was Rundfunk und Prei;semeldungen heute morgen und 
gestern berichtet haben. Das Schicksal von Kin·berg 
ist nicht beschlossen und nicht entschieden worden 
in dieser Besprechung. Es ist auch nicht wahr, daß 
Kirrberg ein Kompensationsobjekt gegen Waldmohr 
gewesen sei, wie eine von uns nicht zu kontrollierende 
Stelle an Rundfunk und Presse gegeben hat, indem sie 
sagt, daß" wir Waldmohr bekommen hätten, weil wir 
Kirrberg freigegeben hätten. Das ist nicht wahr! 
(Zun1r CDU : Diese Feststellung ist sehr wichtig!) E:
lst nicht wahr, ich betone: Der Punkt Kirrbe1·g bildete, 
nachdem der Name vorher überhaupt nicht in Er
scheinung getreten war, einen eigenen in sich allein 
geschlossenen Punkt der Tagesordnung und stand in 
keiner Relation, in keiner irgendwie gearteten Bezie
hung zur Frage Waldmohr. Die Frage Waldmohr war 
längst entschieden, als der Name Kirrberg fiel, und 
die Ver'handlung der Partner nahm Kenntnis von dem 
Wunsch der Kirrberger Bevölkerung, sich an das 
Stadtgebiet Homburg und damit an das Saargebiet aus 
wirtschaftlichen Gründen anzuschließen. Das wurde 
zur Kenntnis genommen. Man war sich dal:'über auf 
beiden Seiten einig, daß auf absolut demokratischer 
Basis die Lösung der Frage Kirrberg gefunden werden 
kann, aber daß sie nicht geregelt wt1rde in der Be
sprechung vom vorigen Montag, das festzustellen, ist 
meine Pflicht. Was ich Ihnen sage, entspricht vollauf 
dem Verlauf der Verhandlungen. 

P"r ä s i den t : 

Das Wort hat der Staatssekretär Schmidt vom Wie
deraufbauministerium. 

Staatssekretär Schmidt: 

Meine Damen un'd Herrenl Es ist seitens der ver
schiedensten Redner der Wunsch an die Landesregie
rung geäußert worden, alle Maßnahmen, die für die 
Förderung des Wiederaufbaues geeignet seien, einzu
leiten. Ich .darf Ihnen sagen, daß innerhalb der Lan
desregierung und insbesondere innei·halb des Wieder
aufbauministeriums die Frage der roten Zone außer
ordentlich geprüft wird, daß wir bisher alles getan 
haben, um den dort gestellten Problemen gerecht zu 
werden. Wir konnten jetzt erstmalig eine kleine fi
nanzielle Hilfe hineinsteuern. Aus den Mitteln des 
sog. kleinen Lastenausgleichs ist erstmalig ein Betrag 
von 600 000 Mark verteilt worden. Auf Vorschlag des 
Wiederaufbauministeriums sind von diesen 600 000 
Mark von vornherein 50% in die rote Zone gesteuert 
worden. Außerdem sind an den weiteren 50% die 
i..o.glichen Bezirke mit 7%igen Rechten wie die ande
ren Bezirke beteiligt. Auch bei der in der nächsten 
Woche zu ervvartenden zweiten Verteilung soll nach 
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den gleichen Maßstäben verfahren werden. .Unserer 
Anregung folgend hat sich der Arbeitsminister bereit 
erklärt, den Landesarbeitsämtern vorzuschlagen, mit 
den jetzt erstmalig zur Verfügung gestellten 4-Mil
lionen aus den Mitteln des Landesstocks ebenfalls be
sonders die rote Zone zu betreuen. Im ilbrigen darf 
ich bekannt geben, daß der Haushalts- und Finanz
au~chuß auf unseren Vm'schlag beschlossen hat, 30 
Millionen Mark für Wohnbauförderung in den außer
ordentlichen Haushalt in Vorschlag zu bringen. Ich 
hoffe, daß das Hohe Haus in aller Kürze Gelegenheit 
haben wird, 4ber die entsprechende Vorlage zur Rea
lisierung dieses Vorhabens zu beraten, um dann durch 
eigene Beschlußfassung praktisch den Wiederaufbau
planungen der roten Zone fördernd zur 'Seite zu ste
hen. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren! Sie haben die Erklärung 
des Ministers geh<>rt. Ich glaube, daß ich wohl die 
Meinung aller Abgeord,neten zusammenfassen darf, 
wenn Ich feststelle, daß das ganze Haus der einstim
migen Au!!assung ist, daß dem Grenzgebiet geholfen, 
nicht nur geholfen, sondern sofort geholfen werden 
muß. Wir haben ebenfalls festgestellt, daß der Wie
deraufbau des Grenzgebietes in der Hauptsache eine 
Finanz.frage ist. Ich darf in diesem Zusammenhang 
nicht nur das Wiederaufbauministerium, sondern ins
besondere aber auch den Herrn Finanzminister bitten, 
in der Frage der Finanzierung des Wiederaufbaus des 
Grenzgebietes die größte J\u!merksamkeit zu widmen. 
Wir werden also Gelegenheit haben, bei der . Verab
schiedung des Etats auf diese F'rage noch einmal zu
rilckz1.lkommen. 

Ich glaube, damit können wir· die Angelegenheit als 
beendet erklären. Wir kommen nunmehr zu unserem 
wcltel'cn Punkt der Tagesordnung: Ersatzwahl zum 
Verflll>Sungsgerfchtshor von Rheinland-Pfalz. 

Ich glaube, im Auftrag des Ältestenrates die Ab
stimmung so vornehm,en zu können, daß ich für jeden 
Abschnitt, also Rheinland, Rheinhessen und Pfalz zu
nächst einmal den ersten Vorgeschlagenen aufrufe und 
dann darüber abstimmen lasse, gegebenenfalls dann 
weiter sehe. 

kh rufe also a.u! zunächst fül' den Abschnitt Rhein
land Oberverwaltungsger[chtsrat Dr. Egon Schunck, 
Koblenz. 

Wer für die Wahl zum Verfassungsgerichtshof des 
Vorgenannten ist, möchte ich bitten, die rechte Hand 
zu erheben. Die Gegenprobe? Angenommen gegen 5 
Stimmen der Kommunistischen Partei. 

Wir kommen zum 2. Abschnitt Rheinhessen. Ich 
rufe zunächst auf Landgerichtsdirektor Dr. Otto 
Walther, Mainz. Wer für diesen Vorschlag ist, bitte 
ich um ErhE:.bung der rechten Hand. Die Gegen
probe? Gegen 6 Stimmen der Kommu~istischen Par
tei und bei 5 Stimmenthaltungen der Demokratischen 
Partei angenom~cn. 

Wir kommen zum Abschnitt Pfalz. Ich rufe auf 
Obcrlandesgerichtsrat Dr. Ludwig Schmolz, Neustadt. 

Wer für die Wahl ist, bitte ich um Erhebung der 
rechten Hand. Gegenprobe? Stimmenthaltung? Ge
wählt gegen die Stimmen der Kommunistischen Par
tei bei Stimmenthaltung. der Demokratischen Partei. 

Damit ist dieser Punkt der Tagesordnung erledigt. 
Wir kommen nunmehr zu Punkt 3 a der Tagesord
nung-. Ich darf Ihnen mitteilen, daß der Ältestenrat 

-
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Ihnen vorschlägt, den Punkt 3b der Tagesordnung nicht 
a[s dritte Beratung, sondern als erste Beratung gelten 
zu lassen. Es handelt sich hier um die Auseinander
ziehung eines Gesetzentwurfes, der in erster und zwei
ter Lesung bereits beraten wurde und praktisch in 
dritter Lesung als getrenntes Gesetz verabschiedet 
werden könnte. Es haben sich noch einige Unrichtig
keiten ergeben, sodaß der Ältestenrat für zweckmäßig 
hält, heute für diesen Punkt nur die erste Beratung 
anzusetzen und dann dieses Gesetz wieder an den Aus
schuß zurückzuvervveisen. Ich glaube, damit würde 
sich im Interesse der Zeitersparnis die ~ssprache 
wohl erübrigen. Wir kommen zunächst zu Punkt 3a 
der Ta&"esol'dnung: Dritte Beratunc etnes Beamten
gesetzes (Dru~aehe IIJB93, 920 und 936). 

Zunächst erteile ich dem Berichterstatter des Rechts
ausschsusses, dem Abgeordneten Hartmann (CDU.) das 
Wort. 

Abg. Hartmann: 

Meine Damen und Herrenl Der Rechtsausschuß hat 
sich in seinen beiden -Sitzungen vom 11. Februar und 
11. März in sehr eingehenden Beratungen mit dem Ent
wurf,! nachdem, er ursprünglich in der Drucksache 
H·2.59 bezw. in der Ergänzungsdrucksache II, 602 vor-

· her wiederholt vom Hauptausschuß und vom Hohen 
Haus in 2. Beratung in der Januar-Sitzung beraten 
worden war, beschäftigt. Sie finden, um meiner Be
richterstattung über diese beiden Sitzungen leichter 
folge~ zu können, in der Drucksache II 893 als Rand
noten die Beschlüsse des Rechtsausschusses vom 11. 
Februar. Sie finden weiter in den beiden Drucksa
chen II 920 und II 936 die Beschlüsse des Ausschusses 
aus de; S itzung v·om 11. März. Es wäre zwecklos, 
wenn ich jetzt sowohl die Randnoten in der Druck
sache II,893, wie alle Ziffern aus beiden Drucksachen 
II 920 und II936 hier im einzelnen noch einmal vor
tr~gen wollte'. Ich will mich darauf beschränken, um 
Ihre Zeit nicht zu lange in Anspruch zu nehmen, auf 
das Wichtigste, was seitens des Rechtsausschusses in 
diesen beiden entcheidenden Sitzungen gegenüber der 
Lage, wie sie sich nach Abschluß der zweiten Be1·a
tung ergab, beschlossen worden ist. Besonders der 
§ 24 hat eine Ausdehnung erfahren, die notwendig 
war, wie Sie auch aus Drucksache II, 920 beim Nach
lesen ersehen können, im Interesse der Kommunal-

• beamten und, ich möchte sagen, um die. Angleichung 
an das vor dem Hohen Haus vor ca. einem halben 
Jahr beschlossene Selbstverwaltungsgesetz zu finden 
und für die Körperschaftsbeamten und die Beamten 
von Anstalten des öffentlichen Rechts. Eine weitere 
grundlegende Änderung hat der § 69 erfahren. Hier 
wurde ein neuer Absatz 2 eingefügt, der unbedingt für 
erforderlich gehalten wurde: .,Bei den auf Zeit ge
wählten leitenden Kommunalbeamten kann die Ver
tretungskörperschaft die Hinausschiebung des Eintritts 
in den Ruhestand bis zum Ablauf der Amtsdauer be
schließen". Mit der Begründung, daß die Ehrenbeam
ten, also die Männer, die sich in den Jahren 1945 bis 
1948 ehrenamtlich in Stadt und Land in den Dienst 
der jungen demokratischen· Staatsidee und damit ihrer 
Gemeinden und Städte gestellt haben und nun auf 
Grund des ergangenen Selbstverwaltungsgesetzes in
zwischen von den am 14. November gewählten Ve1·
waltungsköz;perschaften als Beamte auf 8 oder 10 oder 
12 Jahre gewählt worden sind, daß diesen Männern 
auch die Zeit ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit angerech
net werdefl kann, wie.. es für andere j3eam te ja auch 
entsprechend im Beamtengesetz von 1937, das ja noch 
gilt, schon vorgesehen ist, ..!inden Sie diesen Punkt 
bei § 85 neu angefügt als Ziffer 5. Weiterhin hat der • 

.. 
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Ausschuß es für unbedingt erforderlich gehalten, den 
Abschnitt III, der die Versorgung der Minister des 
Landes Rheinland-Pfalz umfaßte, wie eben schon vom 
Herrn Landtagspräsidenten · erwähnt, herauszunehmen 
aus dem Beamtengesetz und hierfür ein besonderes 
Landesgesetz über die Rechtstelltmg der M.intster des 
Landes Rheinland-Pfalz zu schaffen. Ich möchte da
zu auf Grund dessen, was der Herr Landtagspräsident 
eben sagte, keine Stellung nehmen und schließe mich 
nach dieser Richtung der Auffassung der Mehrheit des 
Hauses auch als Berichterstatter des Ausschusses an. 
Als letztes hat der Rechtsausschuß einen neuen Para
graphen geschaffen, der jetzt die Nummer 165 hat und 
der die Möglichkeit bieten soll, je nachdem sich die 
Verhältnisse entwickeln, nachdem die 11 westdeut
schen Länder zu einem Westdeutschen Bund zusam
mengeschlossen werden und vielleicht einheitliche 
Richtlinien auf dem Gebiet des Beamtenrechtes erlas~ 
sen werden müssen, dieser Entwicklung kein Hemmnis 
:w bereiten, indem dieser Paragraph folgenden Wort
laut bekommen hat: ,,Der Erlaß gesetzlicher Vor
schriften über die Ausübung pa.rlamentarischer Tätig
keit bleibt vorbehalten''. Der Ausschuß glaubte, durch 
Einfügung dieses Paragraphen die Möglichkeit dem 
Landtag vorzubehalten, in jeder Beziehung den Er
fordernissen Rechnung tragen zu können. Im übrigen 
empfiehlt der Ausschuß die Annahme des Gesetzes 
mit den Abänderungen, auch der Drucksache II/936, 
dem Hohen Hause. 

Präsident: 
Sie haben die Ausführungen des Berichterstatters 

gehört. Bevor wir in die allgemeine Besprechung ein
treten, erteile ich das Wort dem Vertreter des Innen
ministeriums, Herrn Staatssekretär Dr. Wuenneling. 

Staatssekretär Dr. Wuermeling: 

Meine Damen und Herren! Die technische Durch
arbeitung des Gesetzes hat ergeben, daß an zwei Punk
ten noch zwei kleine Änderungen erforderlich sind, die 
bereits mit Vertretern der SPD. und der CDU~ be
sprochen worden sind. Ich darf bitten, Herrn Ober
regierungsrat Gumbel kurz das Wort zu geben, um 
diese Änderungen hier formell zu beantragen. 

Präsident: 

Das Wort hat Oberregierungsrat Gumbel. 

Oberregierungsrat Gumbel: 

Meine Damen und Herren! Es handelt sich zunächst 
um den § 98. In dem § 98 hat der Rechtsausschuß 
dem Abs. 1 eine neue Fassung gegeben, indem nun
mehr nicht nur die ehelichen, sondern auch die unehe
lichen Kinder eines Beamten nach seinem Tode Wai
sengeld erhalten so11en. Ent:;;prechend wurde in Abs. 
2 das Wort „ehelich" gestrichen. Unter diesen Um
ständen ist aber Abs. 3 überflüssig und kann wegfal
len. Der Abs. 3 bestimmt, daß den unehefü:hen Kin
dern eines Beamten im Toäesfalle des Beamten Kin
derzulage gewährt werden kann. Das ist hinfällig ge
worden durch den Abs. 1. der feststellt, daß uneheli
che Kinder Anspruch auf Waisengeld haben. 

Die zweite Änderung betrifft den § 126. In § 126 
Abs. 1 sind die Ansprüche behandelt, die der Beamte 
im Falle eines Dienstunfalles an seinen Dienstherrn 
hat. Diese Ansprüche sind eingeschrilnkt, 'wie aus § 
126 Abs. 1 hervorgeht. Der Rechtsausschuß hat die 
bisherigen Absätze 2 und 3 gestrichen und einen neuen 
Abs. 2 angefügt mit dem Wortlaut: ,,Weitergehende 

Anspr!1ch·1r bleiben unberührt.' ' Dies würde bedeuten, 
daß die Einschränkung des Abs. 1 hinfällig wird, denn 
es steht in· ·Abs 2: .,Weitergehende Ansprüche bleiben 
unberührt''. (Zuruf Abg. Hartmann: Ersatzansprüche, 
Herr Oberregierungsrat!) Es ist kein Unterschied, denn 
-es handelt sich um Ersatzansprüche bei dieser Bestim
mung. Das Ministerium schlägt vor, die Absätze 2 und 
3 in der Fassung der Drucksache 11. 893 wieder herzu
stellen. Weitergehende Ansprüche sind nach diesen 
.Be~iroroungen dem Beamten nur dann zugebilligt 
worden, wenn ihm der Schaden durch eine vorsätz
liche unerlaubte Handlung zugefügt worden ist. Es 
wird wc~ter .vorgeschlagen, einen Satz 2 zu Abs. 2 mit 
folgendem. Wortlaut hinzuzufügen: ,,Die Vorschriften 
des Gesetzes über die erweiterte Zulassung von Scha
densersatzansprüchen bei Dienst- und Arbeitsunfällen 
vom 7. Dezember 1943 (RGBl. I S. 674) bleiben unbe
rührt". Dieses Gesetz hat insoweit eine Erweiterung 
der Staatshaftung gebracht, als bei allen Unfällen, die 
bei der Teilnahme am allgemeinen Verkehr eingetreten 
sind, der .6eamte Schadensersatzansprüche gegen eine 
öffentliche Ve,rwaltung auch dann geltend machen 
kann, wenn die Ansprüche nach den Vorschriften des 
Veq,Qr.gungsr~chtes, Abs. 1,, bisher ausgeschlossen 
WO.i;1!'.l;l. 

Das i;ind die beiden gesetzestec-hnischen Änderun
. gen, dte vorges'Chlagen werden. 

Präsident: 

Ich bitte den Vertreter des Innenministeriums, nach 
Möglichkeit sofort die Antrage zu formulieren, damit 
wir sie gegebenenfalls heute noch als Drucksache ver
teilen können. 

Ich eröffne die Aussprache und bitte um Wortmel
dungen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Schieder (KPD.) . 
Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Redezeit für 

die ~netaldebatte auf 20 Minuten zu beschränken. 
Widerspruch erhebt sich nicht. 

A b g. B u s c h rh a n n : 

Ich möchte die Debatte ausgedehnt wissen, da es sich 
um ein äußerst wichtiges Gesetz handelt. 

Präsident: 

Machen Sie einen Vorschlag! 

Abg. Buschmann: 

Minde.~tens ein halbe Stunde. 

Präsident : 

Darifüer muß ich abstimmen lassen. Wer für eine halbe 
Stunde Redezeit ist, bitte ich um Erhebung der rechten 
Hand. Gegenprobe? Der Antrag ist abgelehnt. Die 
Red.ezeH beträgt 20 Minuten. Das Wort• hat der Ab
georclnete ,Sch.ieder (KPD.). 

1~. • ' 

Abg, Schieder: 

· Mrliri'e Dämcn"i.md Herren! Man kann zu den gesetz
geberischen Arbeiten "dieses Hauses stehen wie man 
will, man kann sie als mittelmäßig bezeichnen, als 
überragend, mitunter kann man sie auch als ober
flächlich beurteilen oder ganz abtun. Aber eines kann 
man nicht tun, man kann nicht behaupten, daß es 
eines Gesetzesvorlage geben würde, die sich nur ir
gendwie mit Fragen der Beamtenschaft befaßt, in der 
nicht bis in die entlegensten Winkel menschlicher 
Vorstellungsfähigkeit hinein alles mit einer ausgefeil-
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tcn Präzision erfüllt wäre. Kein Wunder, daß das Be
rufsbeamtentum auch in unserem Lande sich einer un
vorstellbaren Sympathie erfreut. Mir selbst, ich ge
stehe das ganz offen, ist es besonders sympathisch. 
Dos trug auch sehr viel dazu bei, daß mir heute die 
Aufgabe gestellt wurde, die Stellung meiner Partei 
hier kundwtun. Auftragsgemäß habe ich mich daher 
gestern abend noch in die Gesetzesmaterie vertieft 
und noch jetzt stehe ich unter dem tiefen Eindruck, 
den der tnhalt des Gesetzentwurfs auf mich machte. 
(Bravo!) lch weiß allerdings noch nicht ganz genau, 
ob die erstaunliche F(llle des Gesetzinhalts es war, 
der sich mit allen nur mciglichen Eventualitäten be
fußt, oder ob es die oft ins Klassisc'he hinein reichen
den Formulierungen bestimmter Artikel sind, die die
sen Eindruck hervorriefen. Ich war förmlich be
rauscht vom Lesen des Absatzes 4 von § 2. Welch ein 
Gefühl der Ehrfurcht und des frommen Untertanen
geistes muß doch den Beamten draußen durchziehen, 
wenn er liest, daß die oberste Dienstbehörde die ober
ste Behörde seines unmittelbaren Dienstherren ist. 
Man sieht ihn förmlich vor sich, den unmittelbaren 
Dienstherren, wie er auf seinem silberbeschlagenen 
Krückstock aus Sanssouci hervortritt, den Dreispitz 
au! dem Kopf, die Windspiele zur Seite. Es könnte 
ebenso Otto Gebühr sein. Aber es ist doch der alte 
Fritz, denn er hat den Zopf comme 11 faut. Wem fiele 
dabei nicht Adalbcrt von Chamissos tragische Ge~ 
schichte ein, von dem einen, dem es zu Herzen ging, 
daß ihm der Zopf so hinten hing. Er wollt es anders 
haben. So denkt er dran, wie fang ichs an? Ich dreh' 
mich um, so ists getan. Wie er sich auch dreht, ob 
links, ob rechts, ob rundherum als wie ein Kreisel, es 
hilft zu nic:hts. In einem Wort - der Zopf, der hängt 
ihm hinten. 

So zieht sich auch durch das ganze Gesetz der 
Geist des Zopfes, der Geist des alten Preußentums 
mit einem Schlill des Ungeistes aus dem Mythos deg 
20. Jahrhunderts vermischt. (Zuruf Abg. Kuhn (SPD.): 
Die Föderalisten sind zu Hause immer Zentralisten!) 
Er muß sieh laut § 3 Abs. 2 nicht nur würdig seinu 
hohen Stellung erweisen, er muß nicht nur im Dienst 
ein ganzer Beamter sein, auch außerhalb des Dienstes 
muß er laut Absatz 2 des § 2 seiner Verpfljchtur.g 
eingedenk sein. Sogar seiner Familie gegenüber ist er 
verpflichtet, einzuschreiteI1, falls dort sich jemand ei
ner unehrenhaften Tätigkeit befleißigt. Das riecht 
schon beinahe nach Sippenhaftung, ganz apgesehen da
vori, daß ein Beamter niemals den Dienst verweigern 
darf und daß Arbeitsniederlegung zwar nicht verboten, 
aber doch unstatthaft ist. Dabei darf er nicht nur dil!' 
volle Hingabe seiner ganzen Arbeitskraft vollziehen 
ur,d seinem Vorjiesetzten gegenüber den geforderten 
Gehorsam leisten, d. h. wohl die Händchen an die Ho
sennähtc-SE,legen; er darf sogar seinen Mitarbeitern 
~genüber Kameradschaft walten lassen und der Be
völkerung gegenüber zuvorkommend sein. Nach all' 
diesen Vorschriften des Beamtenknigges stehen als
dann wie die flammenden Schwerter der Erzengel vor 
dem Paradies die un,heilgeladenen Artikel der Diszi
plinargewalt. Wehe dem Schuldfgeri, wenn er zum 
Tode, zu Zuchthaus oder wegen vprsätzlich begangE?
ner Tat zu Gefängnis über 1 Jahr hinaus, wegen Hoch
v~rral oder Landesverrat verurteilt, noch einmal vor 
seinem unmittelbaren Dienstherren erscheinen muß. 
Für immer wird er aus den Reihen der Auserwählten 
ausgestoßen. Kein Warte- oder Ruhe.stand, keine er
dicn ten Pen!;lionen winken ihm mehr und er sinkt un
rettbar hinab in die Tiefe der übrigen Staatsbürger. 
Was ihm da erst erblühen wird! Ich glaube, es .ist 
garnlcht auszudenken. Er wird der Uniform oder 
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Amtstracht entkleidet, sicher auch das Zeichen der 
Erwählten opfern müssen; man wird ihm den Zopf 
abschneiden. .I;)ann- wird er wieder das sein, was ·wir 
für alle wollen, nämlich Mensch ohne Z~pf zu sein. 
Von diesem Standpunkt aus betrachtet, wird man es 
verstehen können, daß wir diesem Beamtengesetz kei
nen Geschmack abgewinnen können. Ist es doch auch, 
wenn man es richtig überlegt, der personifizierte Wi
derspruch zur Gewaltenteilung. Wir haben von dem 
öffentlich Bediensteten eines demokratisd1en Staa
les eine andere Vorstellung. Wir wollen ihn, den de
mokratischen Willensvollstrecker nicht aus dem Volke 
herauslösen, ihn nicht zu einer besonderen Kaste ma
chen, sondern wir wollen ihn mitten hinein in das 
Volk stellen, ihn nicht als das willenlose Werkzeug 
einer seelenlosen Bürokratie betrachten oder ihn da~u 
herabsetzen, vielmehr wünschen wir, daß für die im 
öffentlichen Dienst Stehenden ein allgemeiner Begrif! 
erwachse, nämlich der Angestellte des öffentlichen 
Dienstes. Wir wollen n icht mehr, daß 3 Kategorien 
nebeneinande.r l;>estehen, der Beamte, der Angestellte 
und der Arbeiter. Was längst sich überlebt hat, ge
rade in der Wirtschaft draußen. müßte auch beim 
Staat endlich einmal möglich sein. Ich höre schon 
die Einwendungen, ja aber die Wahrnehmung der ho
heitlichen Tätigkeit leidet doch darunter. Meine Da
men und Herren! Wer aus der großen Mass e der übri
gen Staatsbürger fragt im Ernst danach, ob derjenige, 
mit dem er bei der Behörde verhandelt oder spricht, 
ein Angestellter oder ein Beamter ist. Das sollte man 
doch endlich einmal e ingesehen habl:!n und begreifen. 
(Zuruf: Der Gehalt machtg!) 

.Niemand, zumindest nicht von unserer Seite, hat je 
daran gedacht, etwas von den Ansprüchen sozialer oder 
wirtschaftlicher Art, die der Angestellte des öffentli
chen Dienstes an den Staat oder an die Körperscha(t 
hat, bei der er tätig ist, irgendwle nur zu beeinträch
tigen oder zu schmälern. Wir vertreten damit nicht 
nur die Rechte sozialer und wirtschaftlicher Natur des 
im öffentlichen Dienst tätigen Bürgers, wir treten da
mit auch ganz entschieden für seine nationalen Rechte 
als Bürger ein, wenn wir aus ihm nicht einen farblo
sen schematischen Bestandteil - ein Rädchen gewh;
sermaßen nu r im großen Räderwerk der Verwaltung 
- · machen lassen wollen, der zum willigen Objekt ko
lonialer Ausbeutungsbestrebungen gestempelt werden 
soll. Es kann und dar! nicht übersehen werden, was 
sich in dieser Hinsicht in der letzten Zeit, insbesondere 
in der Bizone abgespielt hat. Wir Kommunisten kön
nen die inneren Anlässe zu diesem Spiel nur zu gut 
begreifen. In dem heutigen Gesetz müssen wir etne 
willige Handhabe erblicken. die diesen Bestrebungen 

' Vorschub leisten wird. · Die Ankündigung des Ober
kommandierenden der amerikanischen Besatzungszone, 
General Clay, daß er bei Widerwilligkeit der Beamten-

1 schaft noch über genügend Truppen verfüge, liegt uns 
leider noch zu sehr in den Ohren. Wir möchten ver
hindern, daß aus einer logischen Konsequenz heraus 
gegen unsere im ö!fentlichen Dienst stehenden Men
schen zu Maßnahmen gegriffen würde, wie sie uns aus 
vielen Fällen von Streiks ifl" den USA nur zu sehr 
bekannt sind, wenn dort Pinkerton-Truppen gegen die 
um ihr Recht kämpfenden Menschen eingesetzt wur
den. Ich bin der Meinung, daß heute nur Menschen 
an alten überkommenen Begriffen festhalten wollen, 
wenn sie sich !reiwillig vor der Entwicklung zum 
Fortschritt selbst die Augen verschließen. Aber dazu 
wollen und können wir nicht gehören. 

Deshalb fordern wir Ablehnung des heutigen Geseti.
entwurfs und Schaffung eines Gesetzes für alle im 
ciffentlichen Dienst stehenden Angestellten, ein Ge-
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setz, in dem der Fortschritt über den Rückschritt 
triumphiert, triumphiert über den Zopf und den Geist 
des Zopfes; ein Gesetz, das die Wählbarkeit der fü
fentlich Bediensteten gewäht'leistet und auch ihre Ab~ 
berufung ermöglicht, das vor allem die Sonderstellung 
einer Kategorie beseitigt; ein Gesetz, das allen Bür
gern des Staates die g1ekhen Rechte unbeschadet ih
rer Pflichten einräumt. Geschieht das nicht, dann 
kann den Konsequenzen nicht ausgewichen v.ierden. 
Und diese Konsequenz hat vielleicht der alte Dichter 
Gottfried Keller ganz richtig vorausgesehen als er 
sagte: Der Wahrheit ist nichi auszuweichen, mit Hel
den- wie mit Schwedenstreicl'\en macht sie uns ihre 
Macht bekannt, auf Weg und Steg im ganzen Land. 
So gebt dem Kind den rechten Namen, laßt Ehr' und 
Schuld ihm, und sagt: Amen! Und läuft es dann· auf 
schlechten Sohlen, ·so wird es schon der Teufel hole,n. 

Präsident : 

Das Wort hat der Abgeordnete Schlick (CDU.). 

Abg. Schlick: 

Meine Damen und Herren! Das vorliegende Gesetz 
mit 170 Paragraphen ist so umfangreich, daß es nicht 
gut möglich ist, innerhalb der zur Verfügung stehenden 
Zeit ausführlich und detailliert dazu Stellung zu neh
men. Ich möchte mich daher, zumal auch die Dinge 
im Hauptaus·schuß gründlich behandelt sind, auf ei
nige allgemeine und grundsätzliche Bemerkung,m be-
schränken. 

Der Herr Vorredner hat den Ausdruck gebraucht, 
daß uns dieses Gesetz mit Liebe und Wohlwollen von 
der Beamtenschaft vorgelegt worden ist. Ich glaube. 
daß wir aJJe miteinander dem Eindruck haben, daß 
wirklich größte Sorgfalt bei der Ausarbeitung dieses 
Gesetzes angewandt worden ist. Wir stehen auf dem 
Standpunkt, daß der Erlaß dieses Gesetzes, und zwar 
der baldige Erlaß, eine Notwendigkeit ist, denn bis 
heute haben wir noch das im Jahre 1937 erlassene Ge
setz der Naziregierung und wir wünschen, daß nach 
und nach diese aus der Nazizeit herrührenden Gesetze 
aus unserer Gesetzgebung ausgeschaltet werden. Das 
bedeutet nicht,· wenn wir dieses Gesetz erlassen, daß 
man späteren Verbesserungen den Weg verbauen will. 

Es ist die Frage aufgetreten, ob das Vertragsverhält
nis zwischen Staat und Behörden einerseits und dem 
Berufsbeamtentum andererseit::; noch besteht. Be
kanntlich haben auch unsere Ministerien hierüber eine 
verschiedenartige Auffassung. Bei mir, als einem aus 
der Wirtschaft kommenden Menschen, würde es nicht 
wundernehmen, wenn ich mich auf den Standpunkt 
stellte, ,daß mit dem totalen wirtschaftlichen und fi
nanziellen Zusammenbruch im Jahre 1945 auch dieses 
Vertragsverhältnis endgültig aufgehoben ist. Aber 
auch das Konkursrecht sieht für den Lohngläubiger 
eine Bevorzugung vor, und wir sind der Meinung, daß 
hier dieses Recht des Lohngläubigers auch zur Anwen
dung kommen soll. Im übrigen dürften die Rechtsver
hältnisse vieler kommunaler und staatlicher Beam
ten durch den Zusammenbruch von 1945 nicht allzu· 
sehr in Frage gestellt sein, sodaß hier in den meisten 
Fällen kein Zweifel bestehen dürfte, daß dieses Be
amtenverhältnis nicht als gelöst angesehen ·werden 
kann. Die CDU. bekennt sich auch zu der Auffassung 
des Hauptausschusses, de,r sich unter Berufung auf 
Artikel 125 und 126 der Verfassung für die Beibehal
tung des Berufsbeamtentums ausspricht. Wir fügen 
dem noch hinzu. daß wir auch ohne diese Stellung
nahme des Hauptausschusses grundsätzlich das Be
rufsbeamtentum bejahen. Ich beziehe mich hierbei 
auf den Beschluß meiner Partei von Königswinter. 

Gestatten Sie mir, nun einige Bemerkungen über die 
Aufgaben, Pflichten und Rechte des Berufbeamten-
1.ums. 

Ich möchte dieselben in dem Satz zusammenfassen: 
,.Die ·vornehmste Aufgabe des Berufsbeamtentums ist, 
ein unparteiisches Funktionieren des S1.aatsappara'tes 
zu sichern mit dem Ziel, dE:m allgemeinen öffentlichen 
Wohl zu dienen." 

Die Voraussetzungen zur Erfüllung dieser Aufgaben sind 
erstens: gründliches fachliches Können. Dasselbe kann 
dur(:h 11icl.':d:;; ers§tzt werden, auch nicht durch ein sich 
immer wiederholendes .LippenbE:kenntnis zur Demokra
tie. Dieses gründliche fachliche Können muß in jahre
langer, harter Ausbildungszeit und durch Prüfungen 
erworben werden. Wir sind deshalb der Ansicht, daß 
eine weitere Herabsetzung der Ausbildungszeit und 
des absoluten Lebensalters zur Anstellung des Beam
te~ auf Lebenszeit nicht vorgenommen wel'dcn darf. 
Ein Teil meiner Fraktion hätte es begrüßt, wenn diese 
erst dann erfolgte, wenn eine Mindestausbildung laut 
§ 26 und 2~ ,.!;l.cs. G.eset7,cs von v ielleicht 8 bis 10 Jahren 
mit abgeschlossener Prüfung und ein Mindestalter von 
27 bis 30 'Jahren erreicht tst. Wenn der Staat seiner
seits die Verpflichh.mg übernimmt. leb~nslänglicher 
Arbeitgeber und Pensionszahler auch an Familienan
gehörige· zu sein, so hat er andererseits auch das 
Recht, diese Verpflichtung nur dann und erst dann zu 
übernehmen, wenn er die Gewißheit besitzt, daß der 
Betref!endc 'den Aufgaben, die er zu erfüllen hat, auch 
ge-,.vachscn ist. Es wird in der Wirtschaft nicht vor
koM'tti(!'!'!, ·d'aß 'f\äch. kurzjähriger Tätigkeit bei einem 
Lebensalter unter 30 Jahren, selbst wenn der Betref
fende augenblickiich eine überragende Persönlichkeit 
ist, er eine derartige Gencrallebensversichet·ung für sein 
ga&"zc~· .. r.;eöe'n 'fi'ekommt. Wir sehen den Weg des Be
rufsbeamten also nicht so, daß er lediglich einige Jahre 
hinter sich zu bringen, eine Protektion zu haben, ei
ner Partei anwgehören oder deren Unterstützung zu 
erfahren hat. Wir begrüßen es, daß das Gesetz d ie 

· Möglichke it biet~t. bei ungenügender L eistung nicht 
nur diszi'plit'utl.' ·e1rtiugreifen, sondern auch das Ver
sagen des Atlfri.ickens im Gehalt ermöglicht. 

Wir verlangen Z\Veltens eine absolut einwandfreie 
charakterliche Haltung. Auch mit Rücksicht hierauf 
erscheint uns die allzu frühe Ans tellung auf Lebens
zeit nicht angebracht. 

Wir .verlqngen. drittens, und das nicht zulet zt, eine 
überzeugte demokratische und soziale Haltung, nicht 
nur dl": ·.so~enan~te Gesinnung. 

Mit unverbrüchlicher Treue hat der ~eamte dem 
Staat und dem Volke zu dienen. Ei:- muß durch loyale 
Gesetzesanwendung erster Diener vo~ Volk und Staat 
sein. Keinesfalls darf er sich durch allzu bürokra
tische Anwendung der Gesetze und Verordnungen oder 
kasernenhofmäßigen Befehlston zum Schikaneur der 
Bevölkerung entwickeln. Umgekehrt hat aber auch 
der .Staat eine Treuepflicht dem Beamten gegenüber. 
Er soll ihm z. B . keine Entlohmmg zumuten, die seine 
mat.erielle und wirtschaftHche Unabhängigkeit in Frage 
st.ent oder gar seine Unbestechlichkeit gefährden könnte. 
Es ii:t nicht \'Vünschenswert, daß die These von den 
,,wohlerworbcnen Rechten" sowohl von der Beamten
schaft als auch der Bevölkerung falsch v erstanden 
und gedeutet w ird. Also bitte k ein Mißbrauch in der 

_ Be,v.f,.mg_auf die~e Rechte, besondet's dann nicht, w enn 
sie nicht oder noch nicht erarbeitet sind. Gerade die 
Beamtenschaft sollte von diesen wohlerworbenen 
Rechten nicht immer bei jeder unpassenden Gelegen
heit sprechen. Die Bevölkerung und die Nicht-Beam
ten dürften andererseits soviel Einsicht aufbringen, 

• .. , ... .;.., 
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·daß "slch ein pflichtgetreuer und ~ewissenha!ter Be
amter In vie'ljähriger hingebungsvoll~ Arbeit .Rechte 
erwirbt, dle' :tnll:n .selµ- wohl als ,;i.vohlerworben" be-
1:etchnen . ka~. ,.i,md di~e ~ll!i)n th.m l.\ij.Ch, nicht ge
.achm.lllert wer~. We;r d~1elj:enheit :ti;at, . ab . upd zu 
die! wl.rklich aufz$ende Arbeit in unseren Wohnwigs
lmteJ,'ll und. ~6h1!alµ-ta~tern~' ' die fur~tbaren ,l\us
emari.der$.etzUn~en; die slch 4ort .. abspleleri, 'Kennen zu 
lernen, wird begreifen,, daß dl~ J,~:n~elanie TJtigk:elt i~ 
diesen Stellen, um nur ein Bei~ptei z.u ~~en,, be~fü;nmt 
dem Beamten Vetdlf?nste einbringt, d~e inan ·als wohl
erworben bezeichnen: kan~: ' ',: '' ' ' '" . ' ' 

Und nun noch ein Wort z.urn Parteibuc;tibeamten~ 
tµm. Nach 1918 hat man. vielfa~ seltens' der demo
k,ratisc;hen Parteien immer wieqer mit Bedauern fest- . I 

stellen müssen, daß monarchistische" oder reaktionäre 
Kreise das Berufspeamtei;itum noch 11ta.rk" durchset.:. 
zten. .Man. !orderte eine wesecitllch. i~rk~e H:erai:w,e-
. huni wlrkllcll üperzeugter De~okrate.n . . H'.ier 'begu;.g 
·man da' und dort deiJ '!rrtu~ ~ · Vorz;e.igen ein~s 
Parteimitgliedsbuches al~, · .üJ?t;:rze,.iite . demokr~tische 
HaltWlg anzusehen, 1.1~ , ~h -~~ vielen :Frällen ungenü-

. ,:e:ri.de fachlicll~ Elgnur;r;,;;. \,lll,d cp.araktefüche ~änge! 
nlchL Es entwickelte s1cli rasch (ias sog. Parte,ibuch
bearntentum. Wlr haben 'es nöcll gut in Erinnerung. 
(Zuruf Abg. Bögler: Da,i. ist die nacl;iträgliche Recht
fertigung der· Naz.i~ropagand,a!) . wir kö:imen uris no'i::h 
gut l!!rinn,ern, daß die national11oziafü1tische ProP,a:.. 
,:anda gegen den aufgeblähten ·Parteibuchbeamten
apparat m'tt elnes der sU!.,:-ksten Mittel zur Gewinnung 
,rößter w ählermassen . gewesen ist;' und als mit die
sei;n Propagandamittel endUch die Macht an cliej~nige,n 
fiel, die versprochen hatten, das Parteibuchbeamten
tum mit Stumpf und Stiel auszurotten, wurde tat~ch
Iich eine Anzahl von poli Usch unangenehmen, aber 
auch !aclllich sehf be!~nliien Beamten entfernt und 
an deren Stelle andei,e, meistens in mehrfacher An
zahl, einaestellt (Zuruf SPD.: auch, Parteibuc;hbeamte!). 
Ich erinnere nur an da.s Gesetz zur Wiedeyher:Stellung 

. des Berufsbeamtentums;. das wei~er nichts wai; als 'das 
Fundament für die radikale Eio!üh.t:Wli . des Partei
buchbeamtentums. Man ging nun bei der Auslese 
noch viel weniger als 1.9lit von der fachlichen Befähi-

, suni und der cllarakterlichen Eignung aus, sondern 
1n.mdsätzUch · war nur derJenig~ geeignet, d'er die po
litische Zuverlässigkeit besaß, die :wieder nur durcll 
die Zugel'lörl~elt tur NSDP.P oder wenigstens tinern 
atarkcn .,Sympathisieren rriit ihr nachgewiesen werd@ 
konnte. Viele werden steh wohl ncich der Worte von 
Dr. Goebb~ls. erip.tj~n, dfit .~amals ~~e:. ,.Wer die 
Fähigkeit besaß, in unseren Reihen zu .kämpfen, .hat 
auch die Qualität, Beamter !Xi unserem Staat zu sein". 
So entwlckelte sicll na'.ch 1933 das ausgesprochene 
Parteibµchbe~tentum, in dem jeder Unfähige, aucll 
moralisch Minderwertige, wenn er sich auf seine Par
teizugehöri&ke.lt berufen oder gar als . aiter Kämp
fer pr.11.sentleren konnte, die M6gilcbkeft hatte, Beam
ter auf Leben'szeit zu $ein oder zu werden uncl trqtz 
aller Mängel zu bleiben. 
. .Im Jahre 194~ . trat nun wied~r· ein, Warid.ei ein. Die 
Entnazl.tide~ dle t;,e,9nders auch das .·~~i- ui:id 
Partei'1)1.1chM~f,ptentu)n .µnd die Nutznießer des Dritten 
Reiches treft~· sollte, iiqll . ni~ht zur„Kritlk stehen. 
Jedenfalls mußte zu Recht eine &rl,indliclle Siii.i.berl.ffig 

.; .,des Staats- und V~altun~appar:ates durchgefühi:t 
we,;den. Bel dem Aufbau @$ei'es Beamtenapparates 

· ,'atel1en .. wir AIµ:eichen 4,es Ver~tlens in die . alten Feh
,ileF" ,fest. Man' soll .e# W,(:ht 'f;ibe~hliren, w1:1nn im Volke 
vielfach schari gejen d~ Bei:u!sbeai;ntentum Stelltq,.g 
~on'lnlen wird . . 1\,1:ei~~ verehrten Z~örer, .dfl~an ist 
nic.b\ das Wesen det1. ,Beru.fsbeamtentums schuld, son-

I • 

dern diejen{een, die nach dem alten falschen Rezept, 
ohne die An!o;rderm:igen und die Voraussetzungen zu 
erfüll~, du.r<:h' ParteiQuch oder Protektion zum Be
rutsb~M;~~~t werden. Das soll nicht zur Ver~ 
SP~.~r'~e~ °Weges tüchti.ger Menschen in die Ver
waltung führ~ aber es darf auch durch die Über
spltzung die:ier Ernennungen nicht dazu kommen, daß 
dem tüchtigen Berufsbeamten der Weg desl Aufrilk-
kens versperrt wird, . 

Die Grundsätze, die wir für das Berufsbeamtentum 
.fordern, habe ich dargelegt. Wir erwarten, daß diese 
in der Praxis auch Anwendung 1inden. Es darf nicht 
so werden, daß Beamtenstellen nur dann frei sind 
oder !rel gemacht werden, wenn ein parteipolitisch 
genehmer Bewerber für diesen Posten . da ist, wie es 
genau so untragbar ist, einen qualifizierten Bewerber 

. deshalb abzulehnen, weil er politisch nicht dieser odei:-
jener oder gar keiner Richtung angehört. (Zuruf Abg, 
Kuhn: · Die Pralds ist. anders!) Man würde damit das 
Ve>rtrauen des Volkes in die Unpartelischkeit des Staa
tes untergraben. Behörden, die sich hierzu verleiten 
Jassen, deklarieren und degradieren sich damit zum 
Vertreter einer den Ihteressen einzelner Personen oder 
einer Partei dienenden, Volk und Staat, besonders das 

• Ansehen der Demokratie schädigenden Personalpolitik. 
Wir ford~rn, daß die fachliche und charakterliche 
Eignung und die demokratische Haltung ausschlag
gebend ist. 

Meine Damen und Herren! " Seit Monaten steht ·das 
Berufsbeamtentum im Brennpunkt der innerpolitischen 
Diskussion. Lebhaft wird die Vetbeamtung unserer 
Parlamente erörtert (Zuruf Abg. Steger: Mit Recht]). 
Erinnern wir uns aber der Verhältnisse, die wir 194S 
und 1946 8fgetroffen haben. Damals mußten zwangs
läufig demokratische Politiker Beamte werden, und 
wir sind diesen Beamten, die diese ungeheure Auf
räumungs- tlod Aufbauarbeit in den Kommunen und 
im Staat geleistet haben, zu größtem Dank verpfiich
tet. Aber es scheint mir, daß wir in der Folgezeit iii' 
dieser Hinsicht in unser altes deutsches Erbübel ver
fallen sind, daß wir nicht Maß halten konnten. Wenn 
man so da und dort immer wieder feststellen muß, 
daß die Meinung vorherrscht, es sei nun notwendig 
geworden, daß der Gemeindebote auch unbedin&t im 
Gemeinderat sitzt, so gibt das ·schon die ungefähre 
Vorstellung, die in manchen Kreisen vorhanden ist; 
klar wieder. Wenn nun im' li 26 des Bizonen-Beamten
gesetzes festgelegt ist, daß der Beamte nicht mehr die 
Möglichkeit hat, sich politisch zu betätigen, so sehen 
auch wie hierin ein Verfallen in eine extreme An
sicht, bei der wir nicht mitmachen können. Würde 
dieser PJragraph Gemeingut werden, dann bedeutet 
dies weiter nichts als die politische Entmündigung ei
n~ Berufsstandes. Dagegen möchten w ir uns ganz 
klar aussprechen. Wir wollen nicht, daß die Politik 
von den Beamten beherrscht wird, und die Überset
zung der Parlamente mit Beamten .,muß auf ein trag
bares Maß zurückgeschraubt werden. Das gilt na<·h 
meiner persönlichen Meinung besonders auch bei den 
leitenden Ministerialbeamtenstellen. Wir stimmen dem 
Gesetz mit den vorgeschlagenen Änderungen zu. 

Ich möchte !hm gewissermaßen als Leitmotiv den 
§ 3 ""Abs 1 des Beamtengesetzes mit auf den Weg ge
ben, der lautet: .,Der Beamte ist Diener des ganzen 
Volkes, nicht einer Partei. Seine Stellung verlangt von 
Ihm volle Hingabe der Arbeitskraft, Gehorsam ge
genüber dem Vorgesetzten, Kameradschaftlichkeit ge
genüber den Mitarbeitern und Zuvorkommenheit ge
genüber der Bevölkerung." 

Möge dieses Gesetz ein weiterer Grundstein zur Fe
stig1;1ng des demokratischen Staatsgedankens 1,111d da-
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mit ein Beitrag zu Glück und Wohlfahrt unseres rhei
nisch-pfälzischen Volkes sein. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Roth (SPD.). 

Abg.Roth: 

Meine Damen und Herren! Eine Epistel über das 
Parteibuchbeamtentum aus der Weimarer Zeit, wie wir 
sie eben gehört haben, scheint mir eigentlich überflüs
sig, insbesondere dann, wenn man im Nachgang dazu 
darauf hinweisen muß, daß im Jahre 1945 Männer aus 
allen demokratischen Parteien sich bereit finden muß
ten, um den Karren wieder aus dem Dreck herausn1-
ziehen. Die Anymosität, die sich in den Jahren 1929 
und 1930 aus einer gewissen Propaganda heraus gegen 
den demokratischen Staat und seine Beamten entwik
ke1t hat, lag auf der Linie, wie sie dem Nationalsozia
lismus zunächst dienstbar gemacht werden mußte. 
Der Nationalsozialismus hatte gegen das Parteibuch
beamtentum im Weimarer Staat gewettert, aber im 
Nachgang dieser Propaganda nur Männer Beamten 
werden lassen, die nur einer Partei und einem Manne 
hörig waren. 

Meine Damen und Heri:en ! So fängt es gewöhnlich 
an und immer dann fängt es so an, wenn über die 
Tätigkeit, das Tun und Lassen, über jeden Pfennig 
Verdienst der Funktionäre des Staates und der Behör
den öffentlich gesprochen werden kann. Im absolutisti-

schen Staat des Kaiserreiches gab es Beamte, im Drit
ten Reich gab es noch viel mehr, aber niemals ist eine 
so beachtliche Diskussion gerade über das Beamten
turn entstanden, wie wir es insbesondere in der De
mokratie kennen. Das nur vorweg, meine Damen und 
Herren! Ich möchte sagen, das deutsche Beamten
recht ist seit 1945 in eine Bewegung geraten, die man 
als ein Problem bezeichnen kann. Dle Beratungen in 
den einzelnen Ländern und in ihren Organen, die Dis
kussionen in der Öffentlichkeit sind noch zu sehr im 
Fluß, und es kann heute noch nicht übersehen werden, 
inwieweit wir nach Abschluß aller Beratungen zu ei
nem Beamtenrecht kommen, welches den Bedürfnissen 
der zeitlichen und der kommenden Entwicklung Rech
nung trägt. Wir hätten deshalb auch gewünscht, daß 
die Schaffung eines Beamtengesetzes bis zum endgül
tigen Abschluß all' dieser .Diskussionen und Beratun
gen zurückgestellt worden wäre. Die Tatsache jedoch, 
daß das bestehende Recht unter den derzeitigen Ver
hä1tnissen überhaupt nicht mehr tragbar ist, veranlaßt 
uns, unsere Bedenken jedoch nur unter bestimmten 
Voraussetzungen zurückz:ustellen. Meine Damen und 
Herren! Das im Jahre 1937 entstandene Beamtenrecht, 
welches bisher noch Gültigkeit hatte, enthält soviel 
nationalistisches Gedankengut und mußte deshalb 
schon längst ersetzt werden. Herkunft und Abstam- . 
mung, Absolutismus nach unten und Strammstehen 
nach oben sowie Hörigkeit zu einer Partei und einet· 
Person sind die bedeutendsten Merkmale dieses Ge
setzes von 1937. Wir erwarten von einem zukünftigen 
Beamtengesetz jedoch eine wesentlich bessere Über
holung des alten Gesetzes als es im vorliegenden Ge
setzcntwul"'f geschehen ist. Wir wünschen vor al!'em, 
daß die Funktionen der staatlichen und kommunalen 
Behörden nur noch im begrenzten Umfange von Be
amtenpersonen ausgeübt werden. Es gibt so vie le 
Funktionen, die ebensogut von Angestellten und Ar
beitern ausgeübt werden können, wie dies von denje
nigen, die vor allen Dingen das Berufsbeamtentum 
vertreten, geschieht. Deshalb ist eine beschränkte be
amtenrechtliche Anstellung anzustreben und die Ver-

beamtung nur, und zwar unter äußerste1· Einschrän
kung au! nur staatliche Hoheitsfunktionen zuzulassen. 

., 
Weiter finden wir in dem Entwurf noch allzusehr 

das Berechngungswesen und die Prüf.ungiserfo11der
nisse. Diese als Voraussetzung für Berufung in das 
Beamtenverhältnis sind auch noch in diesem neuen 
Enlwut'f sehr stark in Erscheinung getreten. Wir sind 
der Auffi:lssung. daß nachgewiesene Leistungen und 
Erfahrungei;i 'viel ·mehr Anspruch auf Berücksichti
gung erheben können, als schließlich eine in einem 
günstigen Augenblick einmal abgelegte Prüfung oder 
wie vielleicht auch das beste Schulzeugnis. Außerdem 
möchten wir vel'hindern, daß' der Beamte hinsichtlich 
seiner politischen Zugehörigkeit, das heißt auch sei
ner parteipolitischen Zugehörigkeit in ein Abhängig
keitsverhältnis zu seiner vorgesetzten Dienststelle, ins
besondere seines Dienstherren, gerät. Wir haben in 
diesem Entwurf eine Vorschrift in dem § 44, wonach 
die Gefahr besteht, daß es einem Manne im Staate 
möglich ist, unter Umständen einen Beamten, und 
zwar gerade vielleicht wegen seinel' politischen Hal
tung, zu entlassen bezw. auf Wartegeld zu setzen. Wir 
haben Ihnen deshalb in einem Zusatzantrag zu § 44 
unter :brücksa'che I(935 einen Abändenmgsvorschlag 
gemm::l'lt und ersuchen Sie.' diesen Abänderungsvor
schlag anzunehmen. Umsomehr glauben wir, diesen 
Zusatzantrag vertreten zu können. als wir durchatis 
nicht wünschten , daß eine Person ii'n Lande in Gewis
senskonflikte geraten könnte; wenn es sich darum 
handelt, vielleicht auch einmal den polttischen Gegner 
unter Umständen in den Wartestand zu setzen. Wir 
sind der Auffassung, daß in .solchen Fällen unbedingt 
und mindestens nicht. nur der Herr Ministerpräsident, 
sondern der Minfsterrat das Recht haben soll, diese 
Versetzung vorzunehmen. Im übrigen deckt sich die
S(!r Vorschlag mit einer bereits seither in Übung be
findlichen Handlung des Herrn Ministerpräsidenten, 
der ja bishe1· bei jeder Benennung von politischen Be
amten diese nur mit Zustimmung des Ministerrats e1·
t'olgen ließ. · 

Un8ere Bedenken gegen den vorliegenden Gesetz
entwurf haben wir bereits im Ausschuß geltend ge
macht. Es kommt uns vor allen Dingen darauf an, 
einen Beamten innerhalb der einzelnen Behörden in 
Fuiiktion zu wissen, der auch mit der Bevölkerung 
verbunden ist, der für die Bedürfnisse der Bevölke
rung Verständnis hat und sich nicht als Höriger oder 
gar uls Unte:rgebener einer bestimmten Auffassung 
und einer bestimmten Ausrichtung fügt. Wir glauben 
und sind der Auffassung, daß dieser Beamte vorhan
den Ist und gefunden werden wird aus dem Volke 
hera,us und hoffen, daß ein Beamtengesetz .für die Zu
kunft geschaffen werden muß, welches allen unseren 
Wünschen Rechnung trägt. Deshalb geben wir diesem 
Gesetz unsere ,Zustimmung nur unter der vo·rausset
zung, daß es ·angenommen wird mit einer bestimmten 
und befristeten Geltungsdauer von 2 Jahren, Daher 
auch unser Antrag unter Ziffer 2 der Drucksache 
II, 935, in der wir wünschen, daß in dem § 166 erste 
Zeile hinter dem Wort „Kraft" als zweiter Satz ein
gefügt wird; ,.D~e Geltungsdauer dieses Gesetzes ist 
ai.if 2 Jahre b~fristet: ·· ' 

Meine ,·Damen und Herren! Wenn wir diesen An
trag stellen, so deshalb, weil wir wissen, daß die Dis
kussion über das Beamtenrecht noch sehr stark im 
Fluß ist, daß die Beratungen noch nicht als abge
schl.ossen gelten können, und daß wir unter Berück
sichtigung fortgesetzter Entwicklung unter allen Um
ständen auch d.aB Beamtenrecht gestalten müssen. Un
ser heutiges Beamtenrecht wird noch allzusehr von 
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dem Gesichtspunkt der Versorgung her betrachtet. 
Meine Damen und Herren! Gerade dieses ist es, wel
ches das Beamtenrecht, insbesondere in der Bevölke
rung und der breiten Offentlichkeil zur Diskussion 
stellt. Diese Diskussion würde nicht entstehen und 
nicht entstanden sein, wenn nicht die weitaus größere 
Masse der Bevölkerung, vor allen Dingen die Ange
stellten und Arbeiter,· in Bezug auf Ihre versorgungs
rcchtlichen Ansprüche weit hinter denen der Beamten 
nachhinken würde. Deshalb glauben wir, daß die 
Anymosität vor allen Dingen gegen die versorgungs
rc•chtlichen Ansprüche der . Beamten in der Bevölke
rung nicht etwa dadurch behoben werdert kann, daß 
man diese Ansprüche verneint, sondern nur dadurch 
behoben werden kann, daß man dafür sorgt, daß den 
Sozialrentnern, den Invalidenrentnern und den Itent
nem aus der Angestelltenversicherung und allen übri
gen Versorgungsberechtigten dazu verhilft, daß ihre 
Renten erhöht werden. Damit werden Sie auch jene 
Anymosltät beseitigen, die sich hier gegen das Be
amtenrecht und vor allen Dingen gegen ihre Versor
gung au!ric:htet. 

1 

Im übrigen möchte ich aber noch auf etwas anderes 
verweisen: Wenn insbesondere im demokratischen 
Staat Immer wieder versu.cht wird nachzuweisen, daß 
der demokratische Staat unfähig sei, zu regieren und 
zu handeln nur deshalb, weil er einen überspitzten 
und einen überbesoldeten Beamtenapparat habe, so 
darf man in diesem Zusammenhang sagen, daß die
ser Hinweis in der Regel aus den Kreisen kommt, die 
bei anderen Gelegenheiten und insbesondere in ande
ren Institutionen, insbesondere in der Wirtschaft, oft 
weniger kleinlich sind, wenn es s!ch darum handelt, 
über Gehälter und Entlohnung für Beamten zu spre
chen. Es ist bezeicqpend, daß man sich bemüht, vo. 
allen Dingen über die Gehälter der leitenden Beamten 
zu wettern und loszulegen, dabei Zahlen nennt, aber 
die Zahlen und die Summen, die oft in der Wirtschaft 
für Vorstände von Gesellschaften usw. genannt und 
tatsächlich atlsgezahlt werden, vollständig übersieht. 
Es ist vielleicht. bezeichnend, wenn festgestellt wer
den kann, daß in einzeln~n Betrieben, die nur viel
leicht 2000 Arbeiter beschäftigen, die Vorstandsmitglie
der mit einem Jahresgeha1t von 45 000 DM besoldet 
werden. Über diese Gehälter wird garn!chts oder oft 
nur sehr wenig geredet. Ich weiß nicht, ob es heute 
noch in allen Fällen zutrifft, aber !eh weiß, und im 
Jahre 1945 habe ich festgestellt, daß in der Vergangen
heit es solche Unternehmungen gegeben hat und dort 
solche gutbezahlte Vorstandsmitglieder waren. Wenn 
man da nun auf der anderen Seite die Verantwortung 
an die im Staatsdienst Tätigen gegenüberstellt, sieht 
man nicht ein, mit welcher Berechtigung nun diese 
Anymosltät und diese mehr oder weniger beamten
!eindllche Tendenz betrieben wird. Melne Damen und 
Herren! Das, was ich nun hier zum Schlusse meiner 
Ausführungen gesagt habe, soll dazu dienen, auch den
jenigen Männern und Frauen, die im Dienste des de
mokratl schen Staates tätig sind, gerecht zu werden. 
Es '!!oll dazu dienen, um auch diesem Berufsstand, und 
vor allen Dingen allen Funktionären unseres demokra
tischen Staates d ie Möglichkeit zu geben, als aufrich
tige Demokraten und Funktionäre des Staates tätig zu 
sein, unabhängig jeder gegen sie gerichteten feinclli
chcn Tendenz, wobei aber nach wie vor herausgestellt 
werden muß; Die beamtenrechtlichen Bestimmungen 
müssen unter allen Umständen der fortschrittlichen 
Entwicklung entsprechend geregelt werden. In die
sem Gesetz ist es noch nicht errolgt. Wenn wir heute 
unsere Zustimmung: geben, so nur unter den gegebenen 
Vorbehalten und In der Hoffnung, daß es nur befristet 
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sein kann und in der weiteren Erwartung, daß an des
' , scn Stelle alsbald ein wirklich allen unseren Wün

schen entsprechendes und dem Volk dienliches Be
amtenrecht geschaffen wird. 

Präsident; 

Das Wort hat der Abgeordnete Neumayer {DP.). 

Abg. Neumayer: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir hät
ten an sich gewünscht, daß das Beamtenrecht für den 
im Entstehen begriffenen Westdeutschen Staat einheit
lich geregelt würde. Nachdem nunmehr aber in der 
Bizone bzw. in der amerikanischen Zone ein eigenes 
Dcamtengesetz erlassen worden ist, ist es notwendig, 
daß auch wir hier zur Kodifikation des Beamtenrech
tes schreiten. 

· Meine Damen und Herren! Durch dieses neue Be
amtengesetz, das in der amerikanischen Zone erlassen 
worden ist, ist die Frage des Berufsbeamtentums wie
der erneut aufgeworfen worden. Zunächst möchte ic:h 
betonen, so sehr wir Vre.les und Bedeutendes. was 
Amerika geleistet hat, anerkennen, so sehr wir die 
Grundsätze der Freiheit und der Demokratie, die dort 
herrschen, die Grundsätze der Unabhängigkeit , aner
kennen und würdigen, so kann uns trotzdem n icht zu
gemutet werden, daß wir die dortigen Rechtsverhält
nisse auf unser Land oder unsere Länder übertragen, 
um dadurch Althergebrachtes zu beseitigen. Das ame
rikanische Gesetz sieht vor allen Dingen vor, daß zwei 
Kategorien Angestellter oder Berufstätiger des öffenl
lichen Dienstes geschaffen werden: Beamte und Ar
beiter. Den Begriff des Angestellten kennt das ame
rikanische Gesetz nicht. Dafür führt es neu ein d<:n 
Beamten au! Kündigung, ein Begriff, der uns vollkom
men fremd ist. Wir befürchten, daß, wenn hier auch 
dieser Begriff in unser Recht Eingang findet, damit 
die bisher im deutschen Beamtenrecht festgelegte Stel
lung des Angestellten völlig verschwindet und daß da
durch keine Verbesserung eintritt. Was not tut, ist 
zweifellos bei dem aufgeblähten Beamtenapparat, wie 
er seit dem Zusammenbruch in den einzelnen Ländern 
entstand, daß ein Abbau vorgenommen wird. E>as ist 
nicht möglich, wenn w ir in die Stellen bisheriger An
gestellter nunmehr nur Beamte auf Lebenszeit einbe
ziehen (Zuruf: Nein: auf Zeit!). Beamte au! Zeit gibt 
e~ auch, sie sind aber nur vorgesehen zu einer vor
übergehenden Beschäftigung, und es besteht Ge
fahr, daß auch in die Dauerstellungen Beamte auf 
Zeit hineingezogen werden, die dann nach einem Jahr 
in Beamte auf Lebenszeit umgewandelt werden müs
sen. Eine andere Möglichkeit gibt es ja nicht, und 
man kann nicht behaupten, daß alle Dauerstellungen 
für ewig berechnet sind. Es wird gerade beim vorzu~ 
nehmenden Abbau zu prüfen sein, ob nicht die Auf
gaben des Staates erheblich reduziert werden und 
n!cht auf die eigentlichen, dem Staate zukommenden 
Aufgaben beschränkt werden. Deshalb werden solche 
Dauerstellungen, die etatmäßig als sokhe bezeichnet 
werden, unter die Lupe genommen werden müssen. 
Meine Damen und Herren! Wir bekennen uns zum 
Berufsbeamtentum, und zwar aus voller Überzeugung, 
da wir die großen Vorzüge des Beamtentums zu sehr 

• erfahren haben und sie deshalb alle Zeit hochhalten 
werden. Herr Abgeordneter Schieder hat darauf hin
gewiesen, daß das ganze Gesetz einen Zopf trage, und 
daß er den Eindruck habe, daß hinter jedem Para
graphen der Alte Fritz hervorguckt. Ja, meine Da
men und Herren, gewiß stammt manches aus dieser 
Zeit des Zopfes, aus der Zeit des Zopfes stammt auch 
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der Barock und das Rokoko. Auch der g,oße Johann 
Sebastian Bach stammt aus der Zeit des Zopfes, und 
wir hören heute seine Musik mit unverändertem Ge
nuß. (Zuruf Abg. Hertel: Er ist als Beamter schäbig 
behandelt worden!). Er hat aber seinen Mann gestan
den, und wir wissen, was er als Thomas-Kantor uns 
gegeben hat. Und wenn Sie ihn als Beamten in An
spruch nehmen, so freue ich mich nur, daß Sie das 
tun, denn ich glaube, einen bedeutenderen Vertreter 
-für das hohe Ethos eines Standes können Sie nicht 
finden (Zuruf Abg. Hertel; Hat er Kinderzulage tie
kommen? - Heiterkeit). 

Um noch einmal auf das Zeitalter dei; Zopfes zu
rückzukommen. Es handelt sich nicht nur um den 
Zopf in dem Sinn, wie Herr Kollege Schieder es ge
meint hat. Wenn wir darauf zurückgreifen, so handelt 
es sich um das Berufsethos des Beamten, das damals 
geschaffen worden ist unter Friedrich Wilhelm I. 
Warum sollen wir das. was unter dem alten Preußen. 
an Gutem und Großem geschaffen worden ist, auch 
heute nicht noch anerkennen. Dieses Berufsethos, 
diese alte preußische Sparsamkeit, wie sie in jener 

. Zeit den Beamten eingeprägt wurde, diese Unbestech
lichkeit und diese Treue, wie sie dama1s vorbi1dlich 
geübt worden ist. Ich glaube, bessere Eigenschaften 
können wir für unsere Beamten überhaupt n icht wün
schen und für sie werden wir immer wieder eintreten. 
Das ist eine der Gründe, warum wir uns so sehr für 
das Bentfsbeamtentum einsetzen. Gerade diese ethi
~chen Werte sind es, es ist diese absolute Treue. Ich 
erinnere nur daran, wie unsere Pfälzer Beamten 
im Jahre 1923 lieber ins Gefängnis gegangen sind, al:-: 
daß sie um ein Jota von den Vorschriften abgewichen 
sind, die ihnen von der Bayrischen Regierung erteilt ) 
worden waren. (Zuruf Abg. Buschmann: Wie war es 
1933?). Im Jahre 1933 hat ein solcher Terror geherrscht , 
daß nicht nur die Beamten, sondern auch andere 
Volksteile nicht in der Lage waren, die entsprechen
den Konsequenzen zu ziehen. Es hat keinen Zweck. 
das nur dem Beamtentum zu übertrag\,!n. Ich glaube. 
wenn die Gewerkschaften zum Generalstreik aufgeru
fen hätten, wenn die Betriebe gestre~kt hätten, so hätte 
das eine ganz andere Wirkung ausgeübt, als wenn d ie 
Beamtenschaft in den Streik getreten wäre. Meine 
Damen und Herren, ich möchte nur ganz kurz einige 
Ausführungen machen, denn ich kann mich bei der 
kurzen Zeit nicht auf Einzelheit.en einlassen. Wenn 
wir von Berufsbeamtentum gesprochen haben, so leh
nen wir das Parteibuchbeamtentum ab. Wir stehen 
auf dem Standpunkt, daß der Beamte an sich nicht 
politisch sein soll. Er muß selbstverständlieh , auf 
dem Boden einer demokratischen Gesinnung stehen. Er 
muß Entsprechendes leisten, und 'Wir ho!fen und sind 
überzeugt, da er den entsprechenden Eid leisten muß. 
daß er diesen Eid auch durch seine Amtsführung er- · 
Wllen wird. Was wir aber -nicht wünschen, ist, daß 
der Beamte irgendwie durch politische Einflüsse in sei
nen Anschauungen, in seinen Handlungen und in sei
nen Entscheidungen beeinflußt wird. Das müssen wir 
auf das entschiedenste ablehnen. Der Beamte soll völ
lig unabhängig sein und nicht rechts und links schauen, 
wenn er seine Entscheidung trif.ft. Wir lehnen da
her den Parteibuchbeamten ab und müssen mit Be
dauern feststellen, daß leider auch nach 1945 diese im 
Jahre 1933 eingebürgerte Unsitte immer noch nicht , 
völlig beseitigt ist. ....... • · · 

··Ich will noch ganz kurz auf die politischeri ·Rechte 
des Beamten zu sprechen kommen. Es ist vorhin von 
einem der Herren Vorredner, ich glaube von dem 
Herrn Kollegen Schlick, darauf hingewiesen worden, 
daß das amerikanische Gesetz die Wählbai:-keit des Be-

'ainren"ablehnt'." Die 'Frage ist heute noch nicht spruch
reif. Ich möchte in wenigen Worten Stellung nehmen. 
Metne "D~meh ·und' Herren1 Wenn wir heute dem Be:
amten die rechtliche Grundlage wiedergeben wollen, 
und wir wollen ihn wieder zu dem Beamten machen, 
wie wir ihn uns vorstellen, zu dem unabhängigen, 
treuch'urid"unbestechfichen Beamten, können wir ihm 
nicht eines seiner wichiigsten Rechte mit demselben 
C".esetz Wieder nehmen oder beschneiden. Wenn wir 
es nicht wünschen und es nicht für richtig halten , daß 
der Fleamte z. B. in der Gemeinde oder im Kreis, der 
Gerrietnde- · oder Kreisbeamte. gleichzeitig dem Ge
meinderat odei: dem R:reistag angehört, so haben wir 
das bereits bei det' Beratung des Selbstverwaltungs
ge~etz;es zum Ausdruck gebracht. Wo also Exekutive 
und Legislative sich überschneiden, sind wir dafür, daß 
hier Vorsorge getrnffen wird, daß diese Möglichkei
ten nicht Platz greifen. Aber ich glaube nicht, daß 

·.:- wi~ 1..1ns dazu verstehen können. dem Beamten generell 
das passive Wahlrecht zu nehmen. Ich würde es nicht 
für ein. C!üct halten, denn wir könnten es uns in der 
heutigen Zeit nicht leisten, auf alle die geistigen Fä
higkeiten zu verzichten. die in der Beamtenschaft im
m~rhi.n .. dQ~l;l ax,.gesamme! t sind. 

· Meine Damen und He-rren! Zum Schluß möchte ich 
noch einmal betonen: Wir wünschen den unabhängigen 
Beamten, der nicht irgendwie von einer Partei beein
flußt wird und nicht nach einer Partei zu schielen 
bratrc>ht, · Urtl" irt ·seiner Beförderung nicht benachteiligt 
1:11 werden. Wir wünschen also eine Unabhängigkeit 
de,::.· RcamtentumP. und hoffen, daß dieses Gesetz uns 

· auf diesem Wege einen Sehritt weit<:'r gebracht ha
ben wird. 

Prä,,{den 't: · 
' 

Die- allgemeine Besprechung ist geschlossen. Zur 
t~hnischen Frage der Abwicklung schlage ich folgen
des vor. [eh rufe die einzelnen Abschnitte auf unter 
ZugJ;u:nd~!egung der Drucksache II 893, II 920, II 936 
und lI 937. Ueber die Drucksache II, 935 werde ich bei 
dem betre!tenden Abschnitt zunächst gesondert ab
stlmmen hl~sen. ·Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. 

Ich rufe auf den Abschnitt r. rr. rrt IV, V, VI. Im Ab
schnitt VI rufe ich zunächst auf die Drucksache II/935. 
Wer dem Antrag der Sozialdemokratischen Fraktion 
in § 44 det· Einfügung der Worte „nur mit Zustim
muniti: deR Mi~isterrates" z0ustimmen will, bitte ich um 
Erhebung · der rechten Hand. Ich bitte abzuzählen. 
Die Gcgcriprobc'? · Der Antrag i~t angenommen (Beifall 
der SPD). . 

Ich rufe auf den Abschnitt VI, VII, VIII, IX, X, XI, 
Xll, Übergangs- und Schlußvorschriften. Ich lasse zu
nächst abstimmen über den Anfrag der SPD. zu § 166. 

Ab g . Wo h 11 e b e n zur Geschäfüiordnung: 

Ich glaube, hier liegt ein Druckfehler vor. Heißt es 
nicht § 170? 

Pt·ä\td.:in t· : 
Es sind nur noch 166 Paragraphen, wir müssen ja 

die Änderungsdrucksache II. 920 beachten, Herr Abge
ordneter Wohlleben. Es stimmt also, § 166. 

W.er -dem Andel:'UOJgsantr,a,g der SPD. , die Geltungs
dauer dieses Gesetzes auf zwei Jahre zu befristen, die 
Zustimmung geben wilL bitte ich um Erhebung der 
rechten Hand. Bitte auszählen. Die Gegenprobe? - Herr 
Abgeordneter Spies, stimmen Sie dafür? -

De'.f A.httäg ist mlt 37 gegen 36 Stimmen abgelehnt. 



Ab g. H c r tel (SPD.): Ich bitte ums Wort. 

'Präsident: 

Das Wort hat der Abjeor~nete Hertel (SPD.). 

Abg. Hertel: 

Ich fühle mich verpflichtet, darauf hinzuweise~ daß 
wir auf Grund des soeben hekannt _gewordenen 
Stimmergebnisses zu § 166 verpflichtet sind, uns in 
der Endabstimmung der Stimme zu enthalten. 

Präsident: 1 • 

Sie haben die Ausführungen gehört. Wir kommen 
11:ur endgültigen ~bstiinm.ung in der ~samtheit. Ich 
ru:fe noch auf Einleitung tm,d tlberschri!t. Wer dem 
Gesetz ln dritter Lesung seine Zustimmung geben 
will, bitte ich, sich vom Platz zu erheben. Die Gegen-
probe'? · 

Das Gesetz 1st in .dritter Lesung angenommen . . 

Meine Damen und Herren! Ich hatte Ihnen vorge
schlagen die Drucksache II,1919 . in erster Lesung anzu-
nehmen und, wenn ich richtig orie.dtie.;-t bin, Herr Ab
"eordneter Dr. Wuermelingt. an den Rechtsausschuß 
zu Uberweisen? 

Ab&. Dr. Wuermeling : 

An den Haupt~usschuß. 

Präsident: 

An den Hauptausschuß zu überweisen. Dagegen 
erhebt sich kein Widerspruch, die tlberv.reisung an 
den Hauptausschuß und den Haushalts- und Finanz
ausschuß ist demgemäß beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 4 der Tacesordnung: Dritte 
Beratung eines Landcsa:esebe11 Ober daa Brandschutz
wesen (Drucksache IIJTffl, 800, 852, 9%5, 930). 

Das Wort zur Berichterstattung hat der ;Abgeordnete 
Z!egler (CDU.). 

Abg. Ziegler; 

Meine Dameo und Herren! Bei der Berichterstat
tung über die zweite Lesung des Landesgesetzes über 
das Brandschutzwesen habe leb dem Hohen Hause die 
Meinung des Hauptausschusses vorgetragen, nach wel
cher verschiedene Texte des Gesetzes einer weiteren 
Oberarbeitung bedürfen. Der Hauptausschuß wollte in 
dem Gesetz einen stark betonten demokratisch<:n 
Grundzug eingefügt senen. Außerdem sollte eine Er
klärung herbeigeführt werden Uber ,die Frage, ob die 
Feuerwehren auf der Grundlage der Freiwillfgke!t 
oder der Ve,;-pflichtung aufzubauen sind. Darüber 
hinaus sollten noch bessere Formulferungen von Ein-
zelheiten gefunden werden. · · ' 

So war das Ernennungsverfahren der Kreisbrand
inspekteure und der Leiter vo~ gemeindlichen Feuer
wehren nach dem Regierungsentwurf im wesentlichen 
bUrokratlsch und autorltär. Bei der Ernennung des 
einfachen Kreisbrandinspekteurs• hatte die gesamte 
Behörde vom Landrat über den Regieru,i.gspräslden
ien bis zum M!niste,;-präsldenten mitzuwirken. Nach 
der neuen Regelung, wie sle der Hatiptausschuß be
schlossen hat, werden die Kreisbrandinspekteure im 
Benehmen· mit dem Kreistag ·und ln kreisfreien Städ
ten im Benehmen mlt' dem Stadtrat lediglich vom 
Landrat be~. Ober~Urgermelstn ernannt und abbe-
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ru!en. Die örtlichen Leiter der Feuerwehren werden 
im Benehmen mit der Gemeindevertretung auf Vor
schlag des Wehrleiters vom Bürgermeister ernannt 
und abberufen. 

Im § 2 war die Eingliederung von Vertretern der 
Gemei.dde als Mitglieder des Landesbeirates !ür das 
Brandschutzwesei;i. nicht mit voller Bestimmtheit her
ausgestellt. Durch Streichung des Wortes „oder" und 
Ersatz desselben durch das Wort „und" in der vor
letzten Zeile des § 2 ist derselbe nunmehr so formu
liert, daß 3 Vertrete?' der Gemeinde hinzugezogen 
werden müssen neben den Personen mit besonderen 
Fachkenntnissen. 

Was die Frage anlangt, ob die Feuerwehr eine rein 
freiwillige Einrichtung sein sall oder ob die Feuer
wehrmänner verpflichtet werden sollen für den Feuer
löschdienst, so ist 'dies na:c:h den Ausführungen des 
Regierungsvertreters völllg freigestellt im Gesetz. Das 
Gesetz wollte keine Sonderregelung treffen und läßt 
alle Möglichkeiten offen. Wenn man übereinkommt, 
eine freiwillige Feuerwehr einzurichten, so steht dem 
nichts im Wege. Wo eine Verpflichtung nötig ist, 
kann dtese festgelegt werden. Darüberhinaus ist es 
möglich, eine Feuerwehr. aus teils freiwilligen, teils 
ve,;-p!lichteten Mitgliedern zusammenzustellen. Damit 
ist also im Gesetz allen Möglichkeiten volle Freiheit 
gelassen. Dem stimmte der Ausschuß auch zu. 

Im § 7 Abs. (3) wurde der bei der ersten Beratung 
beanstandete Text dahin abgeändert, daß es nunmehr 
heißen soll: ,,Die Gemeindefeuerwehren sind gemein
nützige öffentliche Einrichtungen." Mit dieser Formu
lierung sind die Gemeindefeuerwehren in ihrem Chn
rak ter klar von den Werkfeuerwehren unterschieden. 

Im § 10, der bei der ersten Besprechung ebenfalls 
eine lebhafte Debatte hervorgerufen hatte, wurde die 
:i,legelung gefunden, welche der Notwendigkeit und 

·Möglichkeit der Einrichtung einer Feuerwehr in den 
kleinen Gemeinden besser Rechnung trägt. 

Der § 39, dessen seitheriger Text nichts anderes als 
die Tendenz des seitherigen Reichsleistungsgesetzes 
wiedergab, wurde umformuliert. Er enthält nunmehr 
eine i:nehr demokratische und soziale Fassung. Eine 
Reihe weiterer textlicher Verbesserungen, Ergänzun
gen und Einfügungen sowie sonstiger kleiner Ände
rungen wurden seitens des Hauptausschusses beschlos
sen. Die neuen Abänderungsanträge des Hauptaus
schusses sind in der Drucksache II 925 niedergelegt. 

Im übrigen muß ich in dieser Drucksache11nummer 
II,1925 einige Fehler tm Druck. korrigieren. Es muß 
tolg~dermaßen heißen hier in Nummer 2 der Druck
sache: .,Der Kreisbrandinspekteur" - nicht Kreis
brandinspektor - ,,versieht sein Amt ehrenamtlich. Er 
wird im Benehmen mit dem Kreistag vom Landrat, 
in den kreisfreien Städten im Benehmen mit dem 
Stadtrat vom Oberbürgermeister ernannt und abbe
rufen". Der § 7 Abs. (2) erhielt folgende Neufassung: 
,.Die Gemeindefeuerwehren sind gemeinnützige öffent
liche Einrichtungen." Das Wort „gemeinnützige" ist 
hier im Text .von Nummer 3 der Drucksache II 925 
vergessen. In § 10 Abs. 2 ist auch ein Wort verwech
selt worden. Es muß richtig heißen : .,Kleinere Ge
meinden, in denen die Vorausset:iungen zur Einrich
tung einer leistungsfähigen Wehr nicht gegeben sind, 
werden durch die Aufstchtsbehörde ;r;u örtlich be
grenzten Feuerlöschverbänden zusamm engeschlo118en 
oder unter den Schutz einer benachbarten Feuerwehr 
gestellt." Das sind die Korrekturen in Drucksache 
II, 925, die noch von dieser Stelle aus vorgenommen 
werden müssen . 

• /lo , :!' ·, ... .. ! . 
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Diese Abänderungsanträge zusammen mit den 
Drucksachen II 800 und II 852 geben dem Gesetz in 
vielen Punkten eine sicherlich nicht unwesentliche 
Verbesserung und werden von dem Hauptausschuß 
dem Hohen Hause zur Annahme empfohlen. Ich bitte 
Sie, dem Gesetz hiernach in dritter Lesung zuzu
stimmen. 

Präsident: 

Bei der Abstimmung werden zugrunde gelegt die 
Drucksachen Nr. 1I;'779, !(925 und II.'930 sowie die 
mündlich erklärt en Berichtigungen, die der Bericht
erstatter vorgebracht hat. Ich rufe auf den Abschnttt 
I: in Abschnitt II lasse ich zunächst abstimmen über 
die Drucksache. II, 913 betr. § 12 des Gesetzes, den 
ursprünglichen Wortlaut der Regierungsvorlage wie
derherzustellen. Wer für diesen Antrag der CDU. ist, 
bitte ich, die rechte Hand zu erheben. Gegenprobe? 
Stimmenthaltung? Der Antrag ist angenommen. 

Ich rufe auf den Abschnitt II, III, IV, V und VI, 
Einleitung und Überschrift. 

Wer dem Gesetz in dritter Lesung seine Zust im
mung geben wrn, bitte ich. sich vom Platz zu er
heben. 

Danke. Ich stelle· die einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung: Dritte 
Brra.tung des·Landesgesetzes zur Xndcrung der gesetz
lichen Bestimmungen über die Erhebung einer Wein
abgabe und der dazu ergangenen Durchführungsbe
stimmungen (Drucksache Nr. II / 896, 922, 933). 

Das Wort hat der Abgeordnete Reep (SPD.) als Be
richterstatter des Haushalts- und Finanzausschusses. 

Abg. Heep: 

Meine Damen und Herren! Die Weinabgabe würde 
nach den bisher geltenden Bestimmungen am 30. Juni · 
ablaufen. Sie kennen den Kampf um die Weinabgabe, 
der schon seit langem lm Gange ist. Sie kennen auch 
die verschiedene'!'\ Bemühungen, bisher die Weinabgabe 
wegfallen zu lassen oder umzugestalten. Die Regie
rung hat Ihnen in der Drucksache II 896 eine Umge
staltung der Weinabgabe oder einen besseren Ausbau 
vorgeschlagen. Diese Drucksache ist dem Haushalts
und Finanzausschuß überwiesen worden zur weiteren 
Beratung. Inzwischen hat das Finanzministerium 
mit den Interessenten oder Betroffenen, wie man sie 
nennen w ill. verhandelt. Verhandelt wurde zunächst 
auf Grund deren Forderung, die Weinabgabe z.u beseiti
gen. Diese Forderung ist im wesentlichen begründet 
worden damit, daß es dem Weinbau und Weinhandel 
bereits so schlecht gehe, daß die Weinabgabe nicht 
mehr tragbar sei. Aber das Finanzministerium kennt 
auch die wirt;sichaftlkhe En twickhm:g 'lm!Seres Landes, 
und es hat den Anschein, als ob es s ich diesem Ar
gument nicht anschließen könne. Deswegen ist mit 
den Inieressenten vereinbart worden, die Vorlage, wie 
Sie sie in der Drucksache Nr. lI 922 sehen, als Vorlage 
des Finanzministeriums aufgrund der eben erwähnten 
Vereinbarung anzusehen. Diese Drucksache II 922 ist 
im Haushalts- und Finanzausschuß heute morgen noch 
einmal einer Prüfung unterzogen worden. Das Er
gebnis dieser Prüfung finden Sie im Abänderungsan
trag Nr. II 933, der zum Teil rein technischer oder re
daktionelle ~ Natur iä Gr undsätzlich ist jet zt eines 
festzustellen, daß nämlich die Weinabgabe mehr oder 
weniger nichts mehr anderes ist wie eine Erhöhung 
der Umsatzsteuer für Wein. Sie paßt sich in ihrer 
Ausgestaltung, in ihren Zahlen,. in ihrer ganzen Art 
und Weise, wie sie geregelt wmde, im wesentlichen der 

Umsatzsteuer an. Sie ist herabgesetzt auf 3 % des 
reinen Weinpreises, der tatsächlich gezahlt wird ohne 
die Gebinde und ist auch m it der Umsatzsteuer zu 
zahlen. Im Laufe der Beratungen heute morgen wa
ren 2 Anträge gestellt worden: der eine, die Weinab
gabe sehr scharf zweckgebunden lediglich für die Reb
lausbekämpfung zu bewilligen. Diesem Antrag hat 
der Halliihalts- und Finam.ausschuß Folge geleistet, 
indem er einen neuen § 12 eingefügt hat, der sagt: 
Das Aufkox:n.m_en aus der Weinabgabe ist vorzugsweise 
zur Förderung der Landwirtschaft, insbesondere des 
Weinbaues, zu venvenden. Es ist also die frühere 
Zweckbindung, d~ß die Weinabgabe landwirtschaftli
chen, insbesondere weinbaulichen Zwecken dienen soll, 
beibehalten worden. Der zwe ite Antrag, die Weinab
gabe heute schon gewissermaßen zum 31. Oktober, 30. 
September oder 31. August zu beseitigen, konnte nicht 
unsere Zustimmung finden. Wir sind der Meinung, 
da!3 bei der gegenwärtigen finanziellen Not unseres 
Landes der Weinkonsum, Weinhandel und Weinbau 
noch in der Lage sind, diese seh r verkürzte Weinab
gabe von 3% zu tragen. Erwähnen möchte ich, daß 
der Weinabgabe nicht nur unsere heimischen Weine, 
sondern auch d ie Importweine unterliegen. Dieses letz
tere Ergebnis ist zu begrüßen im Interesse unseres 
Weinbc1ues, der unter Umständen bei einem erhöhten 
Import ausländischer Weine in Bedrängnis k ommen 
würde. Deshalb erschien es dem Haushalts- und Fi
nanznus~chuß r ichtig, die Weinabgabe in dieser be
schränkten Form, wie sie Ihnen jetzt vorgeschlagen 
ist, auch auf die Importweine auszudehnen. Der Haus
halts- und Finanzausschuß schlägt Ihnen vor, das Ge
setz über die Weinabgabe, wie es in der Drucksache 
II/ 922 und in der Abänderung II/ 933 vervollkommnet 
ist, zLt genehmigen. 

Präsiden t: 
Nach. der Berichterstattung ist die Aussprache eröff

net. Ich bitte um Wortmeld ungen. 
Das Wort hat der Abgeordnete Diel (CDU.). 

Abg. Die l : 
Meine Damen und Herren! Mit der Weinabgabe, 

die nunmehr in eine klare Weinsteuer umgewandelt 
werden soll, hat sich das Hohe Haus zu wiederholte-n 
Malen beschäftigt. Die Entwicklung der le-tzten Wo
chen hat auch die begeisterten Anhänger einer Wein
abgabe dav9n überzeug t, daß das Weinfach d ie Auf
erlegung einer weiteren Belastung nicht mehr ertra
gen kann. Die Landesregierung hat auf Grund dessen 
das vorliegende Gesetz dem Landt ag vorgelegt, das 
eine Reduzierung der bisherigen Belastung auf etwa 
ein Viertel vorsieht. In diese1· Reduzierung der Belastung 
sieht ein Teil meiner politischen F reunde eine wesent
liche Entlastung des Weinfachs, e ine so wesentliche 
Entlastung, daß dieser Teil meiner politischen Fr eunde 
glaubt, zur SichersteHung d er erwähnten Entlastung 
das v01•liegendc Gesetz annehmen zu sollen. 

Ein anderer Teil meiner politischen Freunde, darun
ter m~ine Wenigkeit, sieht das vorliegende Gesetz von 
der grundsätzlicb.eo Seite, und zwar sieht es die grund
sätzliche Veränderung darin, daß wir es nunmehr mit 
einer klaren Weinsteuer zu tun haben und daß d iese 
Weinsteuer in ihret· 'Wirksamkeit unbefristet ist. Die
ser Teil meiner polltischen Freunde sieht sich aus den 
erwähnten grundsätzlichen Bedenken nicht in der 
Lage, dem Geset:r. zuzustimmen, sondern wird es ab
lehnen. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete S teger (DP.). 
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Abg.Slcgcr: 

Meine Damen und Herren! Sie werden nicht über
rascht sein, wenn ich namens meiner Fraktion zum 
Ausdruck bringe, daß wir auch dieser Vorlage nicht 
zustimmen werden, wie wir es ja auch bishex- für rich
tig befunden haben, diese Weinabgabe, die sich als eine 
Sonderbesteuerung auswirkt, abzulehnen, abzulehnen 
aus grundsätzlichen und praktischen Erwägungen. Ich 
habe diese ·Erwägungen bereits bekanntgegeben. rn 
der Zwischenzeit sind auch keine Gründe sichtbar ge
worden, die zu einer Änderung unseres Standpunktes 
zwingen könnten. Unsere Haltung ist nach wie v6r 
Identisch mii der Haltung der Weinwirtschaft inner
halb und außerhalb unseres Landes. Es haben z. B. 
l die Arbeitsgemeinschaft deutscher Weinbauver
bände und die Arbeitsgemeinschaft der Weinhänd!t:r
vereinlgu:o,gen als maßgebliche Vertreter der Wein
wirtschaft aller drei Zonen, dex- Westzonen, auf einer 
gemeinsamen Tagung am 3. März einmütig und nach
drücklichst dle sofortige Aufhebung der Weinabgabe 
gefordert. lch gebe in diesem Zusammenhang unserer 
Verwunderung darüber Ausdruck, daß diese Entschlie
ßung, die an. den Landtag gerichtet war, nicht auch 
dem Landtag zur Kenntnis gegeben worden ist oder 
doch wenigstens dem zuständigen Ausschuß. Diejeni
ge• nämlich, die in dieser Entschließung sprechen, 
meine Damen und Herren, sind nicht mehr und nicht 
weniger als di.e Kunden unserer Winzer, zum Teil auch 
die Kunden der bedeutenden und großen Handelshäu
ser unseres Landes. Wir sind schließlich auf dem 
Punkt angekommen, wo das Wort des Abnehmers wie
<lcr maßgeblich geworden ist. Das Wort dieses Abneh
mers ist letztlich ja auch geformt durch die Meinung 
der Verbraucherschaft in allen, dem deutschen Wein 
noch erreichbaren Gebieten, einer Verbraucherschaft, 
die sich aus alten Kreisen der Bevölkerung zusammen
setzt. Es ist versucht worden, !m Laufe der Jahre ge
rade auch den sog. kleinen Mann in den Verbraucher
gebieten jenseits des Rheines, nördlich und östlich von 
uns, zu gewinnen, um den Wein zu einem Volksge
tränk zu machen, und wir sehen den Erfolg dieser Be
milhungen jetzt gefährdet. Jedenfalls sollten Verlaut
barungen, wie die eben erwähnten, denjenigen zur 
Kenntnis kommen, die über Gesetze beraten oder Ge
setze beschließen. Ob man sie dann berücksichtigt, 
ist die zweite Frage, und diese zweite Frage hat jeder 
Abgeordnete sich selbst vorzulegen. 

Dann ist eine weitere Entschließung gefaßt worden. 
Sie stammt von den Weinbau- und Weinhandelsver
bänden in unserem eigenen Lande. Sie ist getragen 
von 80 000 Winzerbetrieben und 2635 Weinhandelsbe
trieben einschließlich 350 Kommissionären. Ich per
sönlich, meine Damen und Herren, habe an dieser Ent
schließung nicht mitgew_irkt, ich habe sie in keiner 
Weise beeinflußt. Meine Fraktion legt ihr aber des
halb Bedeutung bei, weil diese Entschließung in ·ganz 
konkreten Zahlen den Rang zeigt, den die Weinwirt
schaft in diesem Lande hat. Mit anderen Worten: 
Geht es dieser Weinwirtschaft gut und erträglich, dann 
geht es auch, direkt und indirekt, jedem anderen Ein
wohner dieses Landes, ob er Handwerker, Arzt oder 
Beamter ist, gut, und in erster Linie geht es auch dem 
Lohnempfänger gut. Ich bin der Auffassung, · daß ge
rade dieser Lohnempfänger durch diese Sonderbe
steuerung belastet wird, daß gerade er hierzulande der 
beste Konsument ist. Ich bin der Auffassung, meine 
Damen und IIerren, daß gerade der Lohnempfänger 
<ias Weiterbestehen dieser Sondersteuer nicht mit Dank 
quittieren wird. Diese Entschließung ist diesem Hause 
zugegangen. Sie sehen sich nun vor die Entscheidung 

gestellt, vor die Frage, ob das vorliegende Gesetz von 
Ihnen angenommen werden soll, oder ob Sie es ableh
nen müssen. 

Zum Schluß noch folgenden Hinweis. Da immerhin 
damit gerechnet werden mußte, daß die Vorlage eine 
Mehrheit findet, habe ich mich zur Verfügung gestellt, 
damit diese Vorlage, falls sie diese Mehrheit findet, 
weitestgehend den praktischen Bedürfnissen gerecht 
wird. Ich hoffe, das ist erreicht worden. An unserer 
grundsätzlichen Haltung hat das natürlich nichts zu 
ändern vermocht. 

Präsident: 

Ehe ich dem nächsten Redner das Wort erteile, darf 
ich dem Abgeordneten Steger erwidern, daß Eingaben 
von Organisationen außerhalb unseres Landes von mir 
grundsätzlich, wenn sie nicht von ganz grundsätzli
cher Bedeutung sind, nicht an die einzelnen Aus
schüsse weitergegeben werden können. Meine Damen 
und Herren! Sie können sich vorstellen, daß wir eine 
derartige Anzahl von Eingaben und Entschließungen 
bekommen über Dinge, die uns letzten Endes nichts 
angehen und die wir letzten Endes nicht kontrollieren 
können. Alle Eingaben innerhalb unseres Landes wer
den von mir den zuständigen Ausschüssen zugeleitet. 
Ich glaube, so wollen wir es auch für die Zukunft 
halten. 

Als nächster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Beckenbach (SPD.). 

Abg. Beckenbach: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich hatte, 
als die frage der Weinabgabe in diesem Hause 
schwebte, eigentlich nicht die Absicht, mich hier als 
Betroffener zu Wort zu melden, weil ich den Eindruck 
im Lande nicht noch mehr verstärken wollte, als ob 
hier die Interessengruppen in eigener Sache sprechen 
würden. Da das aber nun in den hinter uns liegenden Ver
handlungen geschehen ist von der anderen Seite, und 
da auf Grund der Beratungen In den Ausschüssen sich 
die Meinung in den Wandelgängen verbreitet hatte, 
dieses Weinabgabegesetz werde vom Weinhandel ge
macht, kann ich eigentlich nicht verstehen, wie die 
Weinhandelsverbände und besonders der Weinhandels
verband Mosel - Saar - Ruwer in einer so alles ande
ren als disziplinierten Art und Weise Stellung genom
men haben. Zu der sachlichen. Beurteilung dieser 
Weinabgabe lassen Sie mich etwas hinzufügen. Auch 
wir stehen grundsätzlich auf dem Standpunkt, daß die 
Weinabgabe nicht berechtigt oder aber nicht geeignet 
ist, unsere Weinwirtschaft zu fördern, ließen uns aber 
auf der anderen Seite von den Argumenten der Re
gierung überzeugen, daß im gegenwärtigen Augenblick 
der wirtschaftlichen und finanziellen Notlage der Wein 
als teilweises Luxusgetränk nicht ohne besondere Be
lastung davonkommen könnte. In den Beratungen im 
Dezember vorigen Jahres, als die Regierungsvorlage 
die befristete Beibehaltung der 40-Pfennig-Mengenab
gabe verlangte, haben wir als Fraktion in den Aus
schüssen zum Ausdruck gebracht, daß wir unter kei
nen Umständen für eine solche Abgabe zu haben seien 
und haben damals den Vorschlag gemacht, wenn eine 
Abgabe auf den Wein mit Rücksicht auf unsere finan
zielle Notlage nicht zu umgehen sei, müßte sie sozial 
gestaffelt sein. Wir haben uns leider damals nicht 
durchsetzen können. Aber in den Beratungen, die die
sem Gesetz vorangingen, ist man dankenswerterweise 
auch bei den anderen Fraktionen zu der Überzeugung 
gekommen, daß, wenn man schon den Wein besteu
ert, man nicht nur den Konsumwein, sondern auch den 
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Qualitätswein, besteuern soll. Es ist hier zum Aus
druck gekommen, daß 3% eine minimale Belastung 
auch für den Wein des kleinen Mannes darstellt, daß 
er für eine Flasche im Preise von 3 oder 2·Mark 6 oder 
9 Pfennige bezahlen könnte, oder daß der, der sie über
haupt trinkt, diese kleine Steuer bezahlen könnte. und 
daß auf der anderen Seite es als' durchaus berechtigt 
bezeichnet würde, wenn auf eine Flasche zum Preise 
von 20 oder 30 Mark, wie wir sie immer noch auf der 
Weinkarte auf dem Rittersturz finden, diese Abgabe in 
entsprechender Höhe getragen werden könnte. Aus 
diesem Grunde ist es für uns ganz unverständlich, wie 
die Fachverbände, wie der von mir genannte Fachver- · 
band der Weinhändler Mosel - Saar - Ruwer -- und 
ich spreche in diesem Augenblick als Weinhändler -
eine Methode anschlagen kann, meine .Damen und Her
ren, die ganz bedenklich erinnert an Situationen, wie 
sie damals in Traben-Trarbach und Bernkastel ange
wandt wurden (Zuruf: Sehr richtig! Beifall der SPD.). 

Für mich als Weinhändler ist es unverantwortlich, 
daß in einer Fachversammlung und in der Gruppe ei
nes Berufes zum Ausdruck gebracht wird, daß die Re
gierung in Verbindung mit gemeinen Schiebern stünde, 
und daß der Herr Finanzminister besser sich sein Lehl'
geld wieder zurückgeben lassen sollte t1nd ditß die an
deren Äußerungen dergestalt waren, daß diese „Bande 
- die Regierung ist damit gemeint - besser mit ei
nem Kanister Benzin zu überschütten sei und sie an
gesteckt werden sollte. (Hört! Hört! Pfui!) Es ist doch 
nicht angängig, meine Damen und Herren, daß ein Be
rufsverband in der Art und Weise, wie sie hier in der 
Eingabe an alle Abgeordneten zum Ausdruck kommt, 
nachdem die wirtschaftHchetl und zum Teil begründe
ten Argumente vorgebracht wurden, es im Sehlußwort 
heißt: .,Diese Lage erfordert die sofortige AuToebung 
der Weinsteuer". Weiterhin ist es für mich unver
ständlich, daß ein Akademiker zum Ausdruck brachte, 
daß es angebracht sei, die Steuer nicht ZU :uihlen. Ich 
will die anderen Äußerungen, die gefallen sind, nicht 
hier wiedergeben. Ich möchte noch e1nmal von dieser 
Stelle aus betonen, wenn es sich um Belastungen von 
Berufsgruppen dreht, - meine Damen und Herren, 
sind wir ehrlich - wenn es sich um Belastungen von 
einer Berufsgruppe dreht, die tatsächlich in den letzten 
Jahren nicht zu den notleidensten gehörte, sollte man 
sich abgewöhnen, den Ton einer Hetze anzuschlagen, 
die gefährlich geladen ist. Es wäre zu prüfen, ob da
mals diese Männer auch den Mut aufgebracht hätten, 
gegen die Methode einer Regierung nach 1933 einzu
schreiten, die die Schuld an den jet?.igen Schwierigkei
ten trägt. Es ist mir auch unverständlich, meine Da
men und Herren, wie die Allgemeine Zeitung unter 
Absatz „Wirtschaft und Verkehr" einen Bericht geben 
kann über die Entschließung der Weinhändler Mosel
Saar-Ruwer, die beginnt: ,,Weinhandel gegen Wein
abgabe. Die Stellung des Finanzministers Dr. Hoff
mann ist als erschüttert anzusehen und daher sein 
Rücktritt zu foi:-dern, erklärten die Weinhändler des 
Verbandes Mosel-Saar-Ruwer in einer Entschließung, 
die sie am Schluß ihrer erregten Hauptversammlung 
in Trier faßten.·' (Ergänzungsruf Abg. Her.tel: Des
.sen Tage sind gezähltt) Meine Damen und .Herren! Ich 
möchte noch einmal vor der Beratung dieses Geset1.
entwurfs ganz eindringlich vor einer solchen Methode 
warnen. Alle Berufskollegen, die eventl. die Möglich
keit haben, in diesen Versammlungen die Dinge so wie
derzugeben, wie wir sie behandelt und bearbeitet ha
ben, haben die Pflicht, dafür zu sorgen, da/3 in dieser 
Weise nicht über notwendige Maßnahmen der Regie
rung befunden und geurteilt wird (Beifall). 

Präsiden1 : 

Das Wort hat der Abgeordnete Schieder (KPD.). 

Abg. Schiedcr: 

Meine Damen und Herren! Ich brauche zwar nicht 
~~ .. b~~qp~P,. -~ it;:h . irn Auftrage meiner Fraktion 
spreche, ich muß aber doch darauf hinweisen, daß ich 
auch im Namen der $0 bescheidenen Gruppe der Nor
malvcyQrau,cher einmal sp,echen darf, jener Normal
verbraucher, die ja so bescheiden sind und die immer 
nur ziu· · Za.hlu:og herangezogen werden. Sie haben es 
doch. nötig, . daß sie auch einmal tjen Mund auftun und 
etwas„sagcn. (Zuruf Kuhn (SPD.) : Wo fängt der Nor
ma~v<-rbraucher beim Wein an?). 

Die Frage der Weinabgabe ist zunächst mal sach
lich dargelElgt worden. Wollte man den Ausführun
g~n q.er Haµptwortführer allein Glauben schenken, die 
vor dem drohenden Ruin ihres Faches oder ihrer 
Branche warnen zu müssen glauben, so ergäbe das ein 
völlig falsches Bild. Geht man den Dingen auf den 
Grund, dann stellt man fest, daß es eigentlich gar
nicht ihre Sachen ::,ind, die sie hier vortragen. Zah
lende sind doch die Verbraucher. Das sind aber nicht 
diejenigen, die hier als Vertreter ihrer Branche auf
treten. Wir se-hen in d('r ganzen Art der Auseinander
i-etzung doch immerhin die eine Notwendigkeit, riltch 
einmal mit allem Nachdruck zu betonen, daß wir end
lich ein Abgehen von der Massenversteuerung ver
lru;igen. Massenbesteuerung deswegen, weil wir es 
überall finden, 1;1icht nur allein beim Wein. Es ist doch 
eigenartig. daß man ausgerechnet in dem einzigen Land 
oder. in dem hauptsächlichsten Land, das den Wein
bau pflegt, den eigenen Bewohnern, den Verbrauchern , 
eine Steuer auflastet, die es in keinem anderen Land 
im Westen Deutschlands gibt. Ich glaube, daß man 
heute allein vom Standpunkt der Ergiebigkeit der
Steuer fast schon nicht mehr reden kann, denn die 
ErntevoHäte sind eigentlich nicht mehr vorhanden. 
Warum hat man denn damals nicht zugegriffen, un
mittelbar nach der Währungsreform, als der Wein in 
rauhen Mengen einer ganz anderen Gruppe zugeflos
sen ist, als sie schlechthin Weinhändler und Weinkom
missionäre darstellen. Damals hat man sich auf dem 
schwarzen Markt ganz ausgiebig mit der Weinernte 
von ~hcinla_nd-Pfalz eingedeckt und hat damit das aus 
gehorten Warenbeständen stammende Geld wertbe
s1ändig angelegt. Unter den heutigen Verhältnissen 
sind wir. der Meinung, daß man nicht nur allein von 
der Weinsteuer abgehen muß. sondern daß man eben
falls einen radikalen Abbau aller übrigen Massensteu
ern durchführen muß. Aus diesem Grunde sind wir 
gegen das Gesetz ;,:,1r Weinabgabe und werden unsere 
Stimme auch gegen das Gesetz abgeben. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgl."ordnete Wohlleben (DP.L 

Abg. Wohllehen: 

Ich verzieht<:'. da die Sache ge~enstandslos gewor
den l~t. 

,' l'' ,, 11 11 

~~ W.~}t, hat .,.c~er Abgeordnete .Jacobs (SPD.). 

Ab g . Ja C.O b s : 
Meine Damen und Herren! Nachdem bereits i!'I der 

Aussprache auf die bedauerliche Tatsache einer be
stimmten Art von Protest in einer Versammlung der 
~J/einhändlerverbändc in Trier hingewiesen wurde, 
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fühle !eh mich al!; Teilnehmer an dieser Versammlung 
verpfüchtet, dem Hohen Hause davon Mitteltung ZU 

ml!chen über die Art, wie dort ~gen für einen .'.be
stimmten Stand unllebsaµie steuerl~che Gesetze unter 
Mißbrauch gewährter demokratischer Freiheit Sturm 
1elau!en wurde. Au! die Dauer k;ann das aus den 
verschiedensten Gründen unter keinen ·umständen ge
duldet werden. Oie Versammlung hatte unä mußte 
auf jeden objektiven l:3esucher, der sich nicht nur von 
den ausschließlichen Interessen der Weinhändler. und 
Winzer leiten ließ, den Eindruck hinterlassen, daß 
hier in einer Form gegen den Staat und seine Maß
nahmen sowie gegen seine Efprichtuns;en Sturm ge
laufen wurde, die letztlich, wenn der Staat ,,9lch das 
gefällen läßt, an seine· Existenz rührt. Ich bin der 
Letzte, der irgend jemand verbieten möchte, daß er ~ 
aca:en Maßnahmen des. Staates entsprechend prote
stieren kann, Anderers·eits ist es undenkbar, zuzulas
sen, die gewl!.hrte Freih~it au,sschUeßlich dazu z~ be
n!ltzen, um gegen den Staat und , sei.l'l~ Maßnahmen 
!n O.belster Welse zu hetzen. Es ist deshatp notwendig 
im Zusammenhang mit der Erö.rterung der Ereignisse 
darau! hinzuweisen, daJ3 von den verschiedensten Red
nern, die sich am Vorstandstisch befunden haben, über
haupt erst dlese hyster1!!che Stimrn.ung · ln die Ver
sammlung hineingebracht wurde. penn In der Privat
unterhaltung mit den Einzelnen Ueß sich ein ausge
zeichnetes Verstlindri\s .für dle Maßnahmen der Regie
rung, die Weinabgabe au! 3,r; ~u reduzieren, feststel
len. Nachdem man aber vom Vorstandstisch positiv 
zum Steuerstreik aufforderte - so wurde · von dem 
Präsidenten des Verbandes verlangt, unter gar keinen 
Umständen mehr die bereits kassierten Beträge abzu
führen, man solle zwar nicht das 'bereits Kassierte den 
Kunden zurückgeben, so klug war man in weiser Vbr
ausschau, etwas vertieren zu können - 1st darUber~ 
hinaus der Sturm auf die Finanzämter von 1926 nicht 
nur als ein histodsches Ereignis gefeiert worden, son
dern als belspielg~bende Tat, die auch in der Geg~n
wart wieder Anwendung finden so:U. Ich möchte des
halb die Landesregierung !ragen, was sie zu tun ge
denkt im Hinq.J.ick au! die Folgen e!nlger, konkreter 
Tatsachen, die 'i.ch unter Namensnennung bekanntzu
geben unbedlngt in der Lage bin. 

Ein Herr Dr. Breucker, ZV!'eiter Vorsitzender des 
Weinhandelsverbandes aus Traben-Trarbach, hat in 
dleser Versammlung folgende EJehauptung · wörtUch. 
aurgestellt: ,.Die Steuergesetzgebung der Regierung be
weist, da sie nur Schiebern und Schwarzhändlern zu
gutekommt, daß' die Regierung'µnd ihre Einrichtungen· 
mit Schiebern und SchwB.f'zhändlern unter einer Decke 
steckt (Zuruf,e: Unerhört!). 

Wenn das Niveau· der Interessenvertretung eine.r 
auch von mir als bedeutsam anerkannten Organisa
tion so ist, dann ist nur zu sag~n. daß s~ch diese Leute 
doch ein Bel.spiel nehmen sollten an der Disziplin der 
Arb~terscha!t, dl.e in dem Hungerwinter 1947 mehr 
Verständnis für die Not und !Ur die Maßnahmen des 
Landes aufgebracht hat1 als die.!iE!r Stand, dem es viel
leicht .einmal schlecht g~t, während er· zur Z~!t noch, 
besonders aber in der Vergangenheit, aus den Segnun
gen etner ·unverdienten Konjunktur ·ordentlich Kapf
lal herausgeschlagen hat: (Beifall[) Wir müssen von 

. q.cr Landest'e,gierung . verlangen, in il;rrer ganzen Ge
setzgebung nicht alli:uweft zurückzuweichen vor den
jenigen, die lm Lande .iun ,meisten schreien, da die 
Lautstärke nkhts ilber'cile Qilte und Qualität solcher 
Proteste aussagt. . Wir ·wwen, • me1ne Herren vom 
Weinhandel und Welnbau. daß ciie Winzer an der Mo
sel keinen Pfennlg bares Geld meh~ haben, aber wir · 
können nicMs für die unvernllnftlie :Wirtscha!tspoHtik, 

J ' ~ 

die die ·Leute betrieben haben, trotz der Möglichkeit, 
die ihnen eine gute Konjunktur geboten hat, auch über 
ein paar magere Jahre hinwegzukommen. Unter Um
ständen schadet es nichts im Interesse der übrigen 
Teile der notleidenden Landwirtschaft, wenn die Trak
torenfrtedhöfe an der Mosel und die Dreschmaschinen, 
die die Winzer gekauft haben, dorthin geteitet wer
den, wo sie benötigt werden, und nicht nur als eine 
Kapitalanlage angeschafft wurden. Wir können nicht 
dulden, daß bei einem Stand Eventualitäten, die in 
Zukunft eintreten können, schon bei der gegenwärti
gen Steuergesetzgebung berücksichtigt werden. 

Herr Abgeordneter Steger, Sie behaupten, daß man 
dem kleinen Mann die Getränke verteuern würde. 
Bei einer Abgabe von 0,06 Dpf. bei einem Literpreis 
von 2 DM können Sie im Ernst nicht behaupten, daß 
damit dem kleinen Mann das ~tränk verteuert wird. 
Man soll auch hier die Kirche im Dorf lassen und 
anderen Leuten, die nicht immer mit dem Wein zu 
tun, haben und dadurch nicht immer unter den Wir
kungen des Weines stehen, vormachen wollen, als 
wenn 6 Pfennige bereits eine untragbare Belastung für 
den' sogenannten kleinen Mann seien (Beifall!). Ich 
bitte also, nachdem ich auch schriftlich der Regierung 
einen Bericht gemacht habe, :sich zu überlegen, ob 
und welche Maßnahmen vorgesehen werden, ganz ab
gesehen davon, daß selbstverständlich auch die Forde
rung erhoben wurde, die Herren vom Parlament auf
~uhängen, die es gewfit haben, für diese Weinabgabe 
zu stimmen. Ich hatte mir allerdings erlaubt, die Her
ren vom Weinhandelsverband darauf hinzuweisen, daß 
sie das Aufhängen dann selber besorgen müßten und 
nicht auch in diesem Falle sich des Weinrs als Kom
pensationsobjekt zu bedienen, um andere als Henker 
zu dingen. Ich bin der Auffassung, daß wir als Par
lament verpflichtet sind, von der Regierung zu ver
langen, daß, wenn in einer solch' unqualifizierten und 
unsachlichen von neofaschistischen Tendenzen getra
genen Protestkundgebungen solche Forderungen erho-

. ben werden, mit aller Entschiedenheit dagegen einge
schritten werden muß, weil sonst die notwendige Dis
ziplin der Arbeiterschaft und der übrigen Verbrau
cher nicht mehr weiterhin aufrecht erhalten werden 
kann. 

Präsident: 
Das Wort hat Herr Staatsminister Dr. Hoffmann. 

Staatsminister Dr. Hoffmann: 

.Melne Damen und Herren! Ich möchte mich nicht 
mehr zu der Wetnabgabe selbst äußern, die sich nach 
der Meinung der Landesregierung von selbst empfiehlt 
und von selbst 'begründet. Nun hat aber der Abge
ordnete Jacobs der Landesregierung eine Notiz. über 
eine Versammlung des Weinhandelsverbandes in Trier 
übermittelt, in der die Landesregierung im Laufe der 
Verhandlungen als „Bande" bezeichnet wurde und als 
Gremium, das mit Schiebern und Schwarzhändlern un
ter einer Decke stecke. Die Landesregierung war zu 
dieser Veranstaltung nicht eingeladen, sie konnte also 
die mannigfachen Verdrehungen des Tatbestandes, der 
der Diskussion zugrunde lag, nicht berichtigen, sie 
konnte auch dle Liebenswürdigkeiten, mit denen sie in 
der Diskussion bedacht wurde, nicht persönlich quit
tieren. Ich 'bin daher gezwungen, von dieser Stelle 
aus mit einigen Worten namens der Landesregierung 
zu diesen VodäUen Stellung zu nehmen. Wenn un
sere Wirtschaft und wenn auch unsere Währung nach 
der Reform vor :,-chwcren Erschütterungen bewahrt 
worden ist, dann ist das in erster Lln~~ und ich bl: 

.. 
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finde mich dabei in Übereinstimmung mit Herrn 
Wirtschaftsdirektor Ehrhard - das Verdienst aller 
Festbesoldeten und in allererster Linie der Arbeiter
schaft, die durch ihre weitgehende StiHhaltepolitik die 
Erholung der Wirtschaft übeJ:"haupt erst ermöglicht hat. 
Dieser wirklich nt>tleidende Teil der Bevölkerung, der 
Kriegs- und Nachkriegszeit in der Rolle eines kom
pensationslosen Nurgeldverdieners überdauert hat, hat 
~oit der Währungsreform seine längst überfälligen 
Lohn- und Gehaltsforderungen mit einem äußersten 
Maß in der Forderung und mit einem ebensolchen 
Maß in der Form vertreten. Es ist nun äußerst pein-
1 ich und beschämend für die „feineren" Leute, die doch 
,vohl die Herren Weinhändler gegenüber den Proleten 
im allgemeinen sein wollen, daß sie ihre Interessen in 
<'inem Kaschemmenton vertreten, dessen sich jeder 
Arbeiter schämen würde (Zurufe: sehr gut!). 

Diese notleidenden Weinhändler, die sich zum Teil 
mit viel Glück durch die Reichsmarkzeit durchkom
pE'nsiert haben, die auch mit dem Wein, den sie 8 Tage 
vor der Währungsreform dem Winzer noch aus dem 
Keller geholt haben, also mit gutem Warenpolster 
durch die Währung gekommen sind, so gut, daß mein 
Kollege Landwirtschaftsminister Stübinger der Mei
mmg war, daß man diese skandalösen Gewinne weg-
8teuern müsse, diese angeblich am Hungertuch nagen
den Weinhändler hät ten wie kein anderer Berufsstand 
Grund, bei der Vertretung ihrer offiziellen Interessen 
etwas zurückhaltender zu sein. Die Landesregierung 
und ihre einzelnen Mitglieder sind gewiß nicht über
empfindlich. Ich glaube, wir haben bewiesen, daß 
wir einen Puff vertragen können und daß wir gele-

., gcntlichen kleinen Presseraufereien absolut. nicht aus 
dem Wege gehen. Wir haben alles Verständnis da
für, daß jemand von den demokratischen Freiheiten 
auch zur Wahrung seiner Standesinteressen ausgiebi
gen Mißbrauch macht und umsomehr schreit, je 
schlechter die Sache ist, die er vertritt (Heiterkeit) . 
Wir können aber, und das sind wir nun einmal unse
rer Stellung schuldig, uns nicht in eine Linie mit 
Schiebern , stellen Jassen und das ausgerechnet von 
Leuten, wie dem Weinhandel, die die schönsten Exem-

·1> plare ihrer Gattung in ihren eigenen Reihen haben. 
(Beifall!). 

Es scheint darüberhinaus wohl notwendig zti sein. 
daß den Verbänden, die sich im Vertrauen auf eine 
unzulängliche Entnazifizierung mit Vorliebe mit Po
litik befassen, klargemacht wird, daß Demokratie nicht 
unbedingt eine Staatsform zu bedeuten braucht, in 
der sich jeder Interessentenklüngel an den Repräsen
tanten des Staates straflos die Schuhe abputzen kann. 
Wir haben einstweilen nicht die Absicht, die Fehler 
des Weimarer Regimes nachzumachen. Ich kann da
her die Anfrage des Abgeordneten Jacobs dahin 
be;,cheiden, daß die Landesregierung das Erforderliche 
tun wird, damit die für die gemeldeten Rüpeleien Ver
antwortlichen zur Rechenschaft gezogen werden. Wenn 
~s aber für das Gesetz selbst, meine Damen und Her
ren, noch einer weiteren Begründung bedurft hätte, 
dann hat diese Begründung die Trierer Versammlung 
geliefert (Beifall!). 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Ziegler (CDU.). 

Abg. Ziegler: 

Ich verzichte darauf. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Steger (DP.). 

Abg. Steger: 

Meine Damen und Hen-en! Nur eine kurze Erklä
rung. tlai[t .. keil;'l Irrtum entsteht, meine Damen und 
:Herren,. und kefoe ~weite unwahre Notiz in der „Frei
heit" über mich erscheint, stelle ich ausdrücklich fest, 
daß ich schon vor der Rede der Abgeordneten Becken
bach unq 'Jacobs erklärt habe: Ich habe auf die Ent
schließung '" äes Weinhandelsverbandes Mosel-Saar
Ruwer keinen Einfluß gehabt, und ich füge dem hin
z1,1: Ich war nicht dort. Wenn es sich so verhält, wie 
es geschildert worden ist, distanziere ich mich voll
kommen von diesen Dingen. Damit kein Irrtum ent
steht. (l:leifall !) • 

Präsident: 

Das Haus hat von Ihrer Erklärung, Herr Abgeord
neter Steger, Kenntnis genommen. 

Da,s \\'.Ort hat E;err _Abgeordneter Drathen (CDU.) zur 
Abgabe E;ine.r Erklärung. 

Abg . Drahten : 

Meine Damen und Herren! Ich möchte ebenfalls eine 
kurze Erklärung abgeben. Der Herr Abgeordnete 
Beckenbach hat gesagt, es sei dort eine Resolution ver
faßt worden, die den Rücktritt des Herrn Finanzmini
sters fordere. Ich möchte darauf hinweisen, daß 
dies ein Entwurf war, der sofort auf meine Ein
wendung zurückgezogen wurde. (Zuruf Staatsminister 
Dr. Ho:ffmann: Nachdem er an die Presse verteilt 
war!) .. ' · 

Das ist mir unbekannt. Als ich nach Trier kam, 
wurde mir der Entwurf vorgelegt . Ich habe sofort 
diesen Entwurf als unmöglich bezeichnet, der unter 
keinen Umständen herausgegeben werden dürfe. Ich 
verlangte einen sachlichen Entwurf, der Punkt für 
Punkt sachliche Begründungen enthalte. Dieser Ent
wurf ist der Landesregierung zugegangen, und ich war 
aufs höchste erstaunt und befremdet, als ich diesP.n 
ehemaligen Entwurf, der ohne mein Wissen und 
ohne meine Kenntnis gefaßt wurde, in der Zeitung ver
öffen Uicht fand. 

Prä:a:ldeni : 
lJa~'WciA ''h':it. 'cler '' Abgeordnete Beckenbach (SPD.). 

Ab g .· :a e c k .e n b ach: 
Ich habe nur die Prcsseno1iz im vVortlaut vertreten, 

die in der Allgemeinen Zeitung gestanden hat. 

Präsident: 

Das Wort hat der Ahgeordnete Hertcl (SPD.). 

Abg. Hcl'tCl: 

Meine Damen und Hen·en! Mir wird soeben gemel
det, daß ·die Mitglieder des Hohen Hauses, die Herren 
Abgeordneten Drahten und Selzer, bei dieser Ver
sammlutig zugegen waren. Wir finden es sehr befrem
dend, daß diese beiden Kollegen nach den bisher ge
nannten Rüpeleien nicht wenigstens zur Wahrung der 
WUrd.e des Landtages sich veranlaßt gesehen haben, 
irgend eine Zurückweisung erfolgen zu lassen. 

Präsiden t : 
Das Wort hat der Abgeordnete Drahten (CDU.). 
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Abg. Drahten: 

Ich möchte darauf hinweisen/daß diese Zurückwei
sung von mir geschehen Ist. Ich habe gesagt, daß ich 
die Form, diese Art und Weise der Diskussionsführung 
nicht billige und lieber etwas weniger Temperament 
und dafür mehr sachliche Ausführungen ges'1len hätte. 

Präsident; 

. Das Wort hat der Abgeordnete Selzer (DP.). 

A b g. S e l z e r ; 

Melne Damen und Herren! Ich hatte mich damals 
in der Versammlung den Worten des Abgeordneten 
Drahten angeS<:hlossen. 

Präsident: 

Sie haben auch diese Erklärung zur Kenntnis ge
nommen. Ich glaube damit die Besprechung 'schließen 
zu können. Zur Abstimmung stehen die Drucksachen 
II/922 und II/933. Ich 1,ufe a.uI § 1, 2, 3, 4, 5, Einlei
tung und Überschrift. Wer dem Gesetz seine Zustim
mung geben will, bitte ich, sich vom Platz zu erheben. 
Gegenprobe. 

Das ~setz ist mit überwiegender Mehrheit ange
nommen. 

Ich glaube jetzt dem Hohen Hause vorschlagen zu 
müssen, daß wir eine Pause von einer halben Stunde 
eintreten l1:1ssen. Es erhebt sich kein Widerspruch 
Wiederbejinn pünktlich um 17.45 Uhr. 

Wiederbeginn nach der Pause: 17.45 Uhr. 

Präsident: 

Die Angelegenheit, Aufhebung der Immunität des 
Abgeordneten Wetzel, war bis zur Pause zurückgestellt. 
Ich glaube, daß wir jetzt diese Angelegenheit zuerst 
behandeln. Zunächst hat das Wort der Abgeordnete 
Hcrmans (CDU.). 

Abg. Hermans: 

Meine Damen. und Herren! Ich muß sagen, daß der 
Vorgang, mit dem die heutige Sitzung eingeleitet wur
de, einen ungemein peinlichen Eindruck bei jedem, 
d~r ihn erlebte, hinterlassen mußte. Es wurde von 
dieser Stelle aus in der Frage der Immunität eines 
Abgeordneten ein Bericht erstattet, der für jeden, der 
durch diesen Bericht an die Sa~he herangeführt wur
de, doch ein sehr bedrückendes Ergebnis haben mußte. 
rch gestehe ganz freimütig, daß außer mir selbst eine 
ganze Reihe von Mitglledern meiner Fraktion unter 
dem Eindruck dieses Berichtes zweifelten, ob die vom 
Rechtsausschuß vorgeschlagene Erledigung des Falles 
die richtige sei oder nicht. Ich glaube, daß es niemand 
im Hause meiner Fraktion verübeln kann, daß sie bei 
dieser Sachlage den Wunsch hatte, noch einmal Ein
blick in die Unterlagen des Rechtsausschusses zu er
halten, um sich ein Bild darüber machen zu können, 
wie weit diese Unterlagen mit dem erstatteten Bericht 
übereinstimmten. Ich muß hier; ohne mich in Einzel
heiten hlneinbegeben zu wollen, und ohne es auch in der 
Kürze der Zeit zu können, doch den Eindruck meiner 
Fraktion dahin zusammenfassen, daß der hier erstat
tete Bcrlcht sich weniger an den Gesamtinhalt der 
vorliegenden· Unterlagen als an die Formulierungen 
einer bestimmten, in den Unterlagen schon "vorhande
nen Zusamm~fassung gehalten hat, einer Zusammen
fassung, über deren absolute Übereinstimmung mit 
dem Material selbst für uns im Augenblick begrün-

••', ,,., ·t •• · 1 

deter Zweifel besteht. Sie werden verstehen, daß diese 
Feststellungen, die ich hier treffe, die Situation durch
aus nicht ohne weiteres erleichtern. Im Gegenteil, ich 
kann nur das unterstreichen, was auch heute mittag 
bereits in der Diskussion von verschiedenen Seiten 
gesagt worden ist, daß die Immunität eines Abgeord
neten ein hohes Gut_ ist, das ihm nicht als Person, 
und das Ihm nicht als Eirlzelnen zugebilligt ist, son
dern als Mitglied des eigentlichen Repräsentanten des 
Staates. Es handelt sich deshalb um ein Gut, auf das 
der einzelne Abgeordnete von sich aus und nach rein 
persönlicher Entscheidung durchaus nicht verzichten 
kann, aber auch um ein Gut, das der Landtag, da er in 
jedem derartigen Fall selbst betroffen ist, peinlichst 
wahren sollte. Es ist zweifellos richtig, daß es erheb
liche graduelle UnterS<?hiede in der Bewertung von 
Anträgen auf Aufhebung der Immunität bzw. in der 
Bewertung der Grundlagen solcher Anträge gibt. Wir 
sind uns in früheren Fällen immer wieder und ein
stimmig darüber einig gewesen, daß die Stra!verfol
gung eines Abgeordneten wegen irgendwelcher Dinge 
absolut inferiorer Bedeutung hinter der Immunität, 
d. h. der Möglichkeit des ungestörten Arbeitens des 
Abgeordneten für die Dauer der Wahlperiode und da
mit auch des ungestörten Arbeitens dieses Hohen Hau
ses zurückzutreten hat, denn ich möchte hier zur Klar
stellung unterstreichen, daß die Immunität ja nicht 
ein Freibrief für Zeit und Ewigkeit, sondern nur ein 
Freibrief für die Dauer der Wahlperiode ist. Die Sache 
kann durchaus anders erscheinen, wenn es sich um 
einen Vorwurf handelt, der den Abgeordneten nicht 
als Einzelperson, sondern sozusagen unmittelbar in 
seiner Ehre als Abgeordneten trifft. Es kann gerade 
in dem vorliegenden Fall so scheinen, als handele es 
sich darum, denn die Tat, deretwegen hier die Auf
hßbung der Immunität zur Debatte steht, stand im 
Zusammenhang mit einer Wahl und einer Abstim
mung und berührt deshalb uns in einem ganz beson
deren Maße. Gerade wenn das aber der Fall ist, dann 
sollten wir auch daran denken, daß keinem Vorwurf 
der Abgeordnete und der im politischen Leben ste
hende Mensch überhaupt so leicht ausgesetzt sein muß 
als gerade dem Vorwurf, in dieser seiner Tätigkeit 
sich verfehlt zu haben. Wir müssen uns hier einmal 
ga:nz generell die Frage vorlegen, ob es für uns ein 
genügender Anlaß zur Aufhebung der Immunität ei
nes Abgeordneten sein soll, daß ihm ein derart gra
vierender Vorwurf einfach gemacht wird. Würden wir 
so weit gehen, dann stände es letzten Endes jedem 
Gegner der Demokratie frei, einfach dadurch, daß er 
die Mitglieder dieses Hauses mit Vorwürfen und Ver
dächtigungen überhäuil, die Aufhebung der Immuni
tät zu erzwingen. Es würde nicht lange dauern und 
ich glaube die Bänke würden sich lichten, weil die 
Mitglieder mehr vor den Untersuchungsbehörden der 
Justiz als hier zu erscheinen hätten. (SPD. und KPD.: 
Ohol!) Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, vor
sichtig zu sein in Ihren Vermutungen, de.B es nicht so 
kommen würde. Wir haben heute mittag Beispiele 
dafür gehört, welcher Hetz.e der Gegnerschaft auch 
das Hohe Haus sich schon wieder draußen im Lande 
gegenübersieht. (Sehr richtig! CDU.) Ich habe ja 
durchaus nicht angedeutet und ich denke ja nicht 
daran das zu tun, als ob hier ein Krieg innerhalb des 
Hohen Hauses ausbräche und als ob nun versucht 
würde, hinüber und herüber derartige Dinge zu ma
chen. 

Eine Gegenfrage: Was hat das Haus zu tun, wenn 
einem Abgeordneten ein gravierender Vorwurf ge
macht wird? Wir können bei dieser Sachlage nicht 
einfach die generelle Entscheidung dahin treffen: Ja, 
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wenn es sich um einen schwerwiegenden Vorwurf han
delt, wollen wir die Immunität aufheben. Ich glaube, 
wir müssen uns auf den Standpunkt stellen, gerade 
wenn der Vorwurf sehr schwerwiegend ist, wenn es so 
ist, daß etwas auf uns, auf jedem sitzen bleibt, eine 
peinlich genaue Untersuchung stattzufinden hat und in 
der öffentlichen Darstellung der Ergebnisse Takt und 
Zurückhaltung geübt werden, die, das habe ich ein
gangs angedeutet, uns im vorliegenden Fall leider 
nach der kurzen Überprüfung nicht ganz gewahrt zu 
sein scheinen. Ich habe deshalb namens meiner Frak
tion den Antrag zu stellen, wegen der außerordent
lich genere!Ien aber auch speziellen Bedeutung des 
Falles diesen Antrag dem Ältestenrat als dem eigent
lichen Wahrer der Ehre dieses Hauses zu überweisen 
zu einer Prüfung darüber, ob der erstattete Bericht 
mit dem vorhandenen Material in seiner Gesamtheit 
in dem genügenden Einklang steht oder nicht. Wenn 
der Ältestenrat über diese Frage entschieden hat, dann 
mag die Entscheidung des Plenums i\ber dte Frage als 
solche fallen. 

P 1· ä s i d e n t : 
Das Wort hat der Abgeordnete Scheerer (SPD). 

A b g. S c h e er er : 

M(;ine Damen und Herren! Ich habe nicht:; dagegen, 
daß der Ältestenrat das Material, das für diesen Fall 
zur Verfügung stand, überprüft und nachprüft, ob die 
Berichterstattung, die ich heute morgen hier vorge
tragen habe, objektiv war oder nicht. Aber ich darf. 
dazu sagen: Jeder, der mich kennt, weiß, daß ich über
all und immer versuche. die Objektivität zu wahren 
und daß die Nachprüfung des Berichtes ergeben wird, 
daß das auch in diesem Fall geschehen ist. 

Präsident: 

Sie haben den Antrag der CDU. gehört. Wer dem 
Antrag der CDU. seine Zustimmung geben will die 
Angelegenheit erneut vor dem Ältestenrat zu behan
deln, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. Die 
Gegenprobe? Der Antrag wurde angenommen gegen 
5 Stimmen der Kommunistischen Partei. 

Der Ältestenrat wird sich in seiner nächsten Sitzung 
mit der Angelegenheit beschäftigen. Von der Sozial
demokratischen Partei ist der Antrag gestellt worden, 
den Punkt 14 der Tagesordnung Antrag der Fraktion 
der DP. betl.". Wiederzulassung der Ersatz- und Be
triebskrankenkassen jetzt vorzunehmen. Erhebt sich 
dagegen Widerspruch? Ich stelle fest. es ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen also damit zu Punkt H der Tages
ordnung: Antrag der Fraktion der DP. betr. Wieder
zulassung der Ersatz- und· Betriebskrankenkassen 
(Drucksache II/832, 938). Als Berichterstatter des Soz:ial
politischen Ausschusses hat das Wort der Abgeordnete 
Dedenbach {SPD.). · · 

A b g, D e de n b a c h : ,,11, , 

Meine Damen und Herren! Die Drucksache II/832 
Antrag der Fraktion der DP. auf Wiederzulassung der 
Ersatz- und Betriebskrankenkassen -wurde in der Sit
zung des Sozialpolitischen Ausschusses am Montag, _ 
den 14. 3. beraten. Zunächst wurde die Begründung 
des Antrages im Ausschuß dahingehend berichtigt, daß 
es sich nicht um eine Rundverfügung des Oberpräsi
diums von Hessen-Pfalz handelt, sondern um die Ver-~ 
ordnung Nr. 39 des Oberkommandos der französischen 
Zone Deutschland~ vom 27. 4·, 46, die die Land-, Be-

triebs- und Innungsknmkenkassen sowie die ·Ersatz
krankenkassen auflöste und deren Aufgaben einheit
lich den allgemeinen Ortskrankenkassen übertragen 
hat. 

Der wichtigste Zweig der deutschen Sozialversiche
rung ist die Krankenversicherung. Sie greift tief in 
unser ges~rntes , Wirtschaftsleben ein, mehr als ein 
DrHtcl der Bevülkerung gehör·t der Krankenkasse als 
Mltgiied' an, mit den Familienangehörigen ist mehr als 
die käH:te der Bevölkerung gegen Krankheit ver
sichert .... 'von "der Wiege bis zum Grabe betreut die 
Krankenversicherung die Versicherten und deren Fami
lienangehörigen. Von jedem gesetzgeberischen Eingriff 
in die Kranlcversicherung wird demnach ein sehr gro
ßer Teil des Volkes unseres Landes unmittelbar be~ 
troffen. Jede Änderung kann für viele Familien von 
leb~.ilsw'i'clitiger B'edeutung sein. Der Antrag der DP. 
fordert nun, daß durch ein Gesetz, welches dem Land
tag zur Beschlußfassung vorgelegt werden soll, die 
Neuordnung der Krankenversicherung, wie sie durch 
die ' v~toroni:i'ng ''39 ,•orgenommen worden ist, wieder 
rückgängig gemacht werden soll und die früher be
standenen Betriebskrankenkassen und Ersatzkranken
kassen wieder errichtet werden sollen. Als ·Begrün
dung wird angeführt, daß die Versicherten in den ge-

.,.. nannten Kassen den Ortskrankenkassen 7.wangsmäßlg 
zugcfi\hrt worde1:1 sind. Der WunS<:h der Versicherten 
richte sich auf d(e Wiederherstellung des früheren Zu
standes, außerdem sei in der Bizone der alte Zustand 

!• . in. de1· .. Kra.nkenversicherung mit ihren vielen Kassen-
arten noch vorhanden. · 

Meine Damen und Herren! Hier ist notwendig, eines 
ltlar .zu stellen, Es trHft wohl zu, daß in der Bizone 
die vielen Krankenka„senarten, wie , sie nach der 
Relchsversicl:ierungsordnung sich geschichtlich entwik
kelt haben, noch bestehen. Aber grundlegend ist ja, 
wenn tUall , die ganze Krankenversicherung überhaupt 
in ihrer Leistung heute betrachten will, daß in der 
englischen Zone die Verordnung der englischen Mili
tärregierung herausgegeben worden 1st, nach der für 
die gesamten Krankenkassen der Beitrag allgemein 
auf 6 tifo festgelegt worden ist und nur mehr die Regel
leistungen von allen Krankenkassen gewährt werden 
dürfen. 

Die Frage der Vereinheitlichung der Krankenver
sicherung hat schon vor dem Jahre 193_3 eine große 
Rolle gespielt. Kein fortschrittlich soi:ialpolitisch han
delnder Mensch k:ann sich aber der Notwendigkeit ver
schließen, die tatsächlich vorhanden gewesene Zer
splitterung auf dem Gebiet der Krankenversicherung 
beseitigen zu helfen. Seit Jahrz~hnten hat sich der 
Gesetzgeber .in der Richtung bemüht. Unbestreitbar 
ist doch, daß die Entstehung der Betriebs- und ln
ungslcrankenkassen sowie der Ersatzkassen nur ge
schichtlich i:u erklären ist. Die Verneiner der Verein
heitlichung in der Krankenversicheri.mg haben auch 
im Sozialpoiitischen Ausschuß sich dieselben Argu
mente für die Aufhebung der Verordnung Nr. 39 der 
französischen Militärregierung zu eigen gemacht, wie 
sie den Herren Abgeordneten aus den verschiedensten 

.... ''Entschließungen und Eingaben der einzelnen Interes
sentengruppen, die Ihnen ~chriftlich zur Kenntnis ge
bracht· worden sind, bekannt wurden. ln der Sozial

·ru)11tik steh'f' Uber dem Individualprinzip das Sozial
.. Jttl.W:%P'~"'.l:t : ff. der Solfdarltätsgedanke. d . h. der wirt-

.... schaftlich stärkere Arbeitnehmer soll dem wirtschaft
lich schwächeren Arbeitnehmer für del'l Fall der 
Krankheit ' die Möglichkeit einel' ausreichenden Be
treuung durch die Krankenkassen sichern. Demnach 
kann in der Sozialversicherung nur der Grundgedanke 
maßgebend sein, daß das Gemeinschartsintere~se dem 
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E.lnzelinteresse vorgeht. Aus dieser. &ke~tnis heraus 
sind sehr namha\'.te Sozialpolitiker .tür die Refo.r;m und 
VereinheltUchung in der Krankenve~cherung einge
treten. Es ist el.n merk~rdiger Individualismus, mit 
dem die frühere ' Zersplitterung der Krankenkassen 
wiederhergestellt werden soll (Zuruf: Wo bleibt Ihr 
Bericht?) Er ist nicht mit dem Gedanken eines demo
kratischen Sozi~taates zu vereinbaren. Der Zweck 
der Sozialversicherung ist nicht primärer Art, sondern 
ist allgemein sozialer Natur. Das Gemeinschaftsinter-
esse muß Uberwieg~nd sein. · · · . . · 

Bei der Aussprache · im , Sozialpolitischen Äus~huß 
wurde auch'. erwähnt, daß die ÜberfUhrtpg der · V~r~ 
sicherten in die Ortskrankenkassen sich. µ.icht lei
stungsverbessernq. auq~wirk.~ 0habe. bi~j~mgeo. die 
dieses Argument gegen die Neuordmms: 1n der Kran
kenverslcheri.ing in d~ franzö!!ischen Zone ins Feld 

· fübren, vergessen dabei ganz," in welchem. . wirtschaft
lichen unq sodalen Zusammenbruch . und der sich dar
aus ergebepden großen Ver11.rmung und Verel~una 
wir uns nach dem Kriege be!a~den. Allen. . die in der 
Sozlalversicheri.mg täU,g waren, ob q.aupt- oder ehren
amtlich, war es ß!e iri;lßte Scu;ge nai;h dem Zusammen-

. bruch, wie man überh11upt die Betreuung der Versiche
rungspfi.fchtigen 'und l,hrer A,ngehörigen durch die 
Krankenka$Sen welterhin vo:rriehmen la.ssen könnte. 
Die Krankenkassen · standen w,ie die gesamte Sozial
versicherung buchstäblich vor ~ Nichts. Aus dem 
Nichts heraus mußten sie sich von neuem wieder ihren 
.iozialen Aufgaben zuwenden und widmen. Vergessen 
wi.:- doch nicht die Wirklichkeit! Wie war es in der 
Reichsmarkzeit! Die Krankheitsziffer betrug in vielen 
Betrieben 25 bis 40% der B(!legscha!t: Wenn trotzdem 
die Krankenversicherung nicht zusammeniebrochen 
1st, iw karm die Leistung nicht hoch genug a,nerk~nt 
und eingeschätzt werden. Die Frage der unterschied
lichen Le1stuna in den Ortskrankenkassen und den Er
atzkrankenkassen ist auS8Chlleßlfch auf · ~e trage dei,
Lohn- und Gehaltszahlung während 4er Krankheit zu
rückzufUhren. Den A~stellten steht ~,:-beitsr!?Chfücb. 
ein Anspruch auf For~ahlung ihre.s I Afbe~~ntJeltes 
während einer Krankheit von 'mindesten$ 6 Wochen 

1 ' zu. 

P :r ä * i den t, unterbr«ll.end,; 
Ich muß Sie bitten, ~err I Kollege Dedenbach, ei{le 

Berichterstattung des AUif$ChUSSes 2;u geben. Das kann 
nlcht i,n dieser Form g~hehen. Die Berichterstattung 
muß sich auf rein ' sachlic~e Momente der Verhand
lung beziehen,, Darf ich Sle ~itten, weiter fortzufahren. 

' ' 
Ab g. De den b a c h ; 

Herr Vorsitzender, ich roöcl;tte Ihrien sagen, daß ge
rade all' diese Frf,lgen bei de:r: Behandll,Ulg dieses An-. 
·trages ~icesch~tten und behandel.t worden sind. 

A b g, W o h 11 e b e n : 
Das kann kein Fraktionsvertreter vorbringen. 

Präaldent: 
Herr Abeeordneter WohUeb·en, ich spr«lle zur Zeit. 

Dann dar!· ich darauf aufmerksam machen, H~r Ab
geordneter Dedenbach, daß auch du Gegenteilige, 
waa gesagt worden tst, !n derselben Form vorgebracht 
werden muß. · · · 

.t\. b 1. D e d. e n b a ·c h ; 

Dann wurde auch e~wruu,,~·. daß .in der Betreuung 
d~r Versicherten eh:\. Rückscbritt testzustellen wäre, 

.. ' ' I' ''1 

da im .Krank,heits!all die richtige Verbindung !ehle. 
Auch die Behandlung bei der Ortskrankenkasse sei 
nicht .individueller Natur, sondern mehr scllematlsch. 
Die Versicherteo würden nur zu einer Karteinummer. 

Dies sind alles erhebliche Übertreibungen. Uberall, 
wo eine große Zahl von Menschen für einen bestimm
ten Zweck zusammengefaßt wird, wird es ohne eine 
gewisse Apparatur nicht gehen. In einer großen Ver
sicherungsstelle einer Ersatz- un~ Betriebskranken
kasse wird sich immer der Verkehr über die Ver
sicherten naturgemäß distanzieren im Gegensatz zu ei
ner kleineren Verwaltungsstelle. Das Kernproblem 
liegt dc,s;h hier in dem persönlichen Bereich der Ver
waltung und ist weitgehend ein Personalproblem. Es 
wuf-de auch stark herausgestellt, daß die Ortskranken
kassen eine Monopolstellung durch die Vereinheit
lichung erhalten h~tten. Dadurch sei die Konkurrenz 
beseitigt. Die Sozialversicherung aber hat keine wirt
schaftlichen Zwecke, sondern soziale Aufgaben zu er
füllen. Sie ist Selbsthilfe, Kollektivhilfe, und die beste 
Leistungserzielung liegt nicht in der Konkurrenz vie
ler Krankenkassen, sondern in der sachlichen und 
persönlichen Leistung ihrer Selbstverwaltung . 

Die Krankenversicherung sowie die gesamte Sozial
versicherung ist eine Zwangsversicherung. Es ist nicht 
abhängig von .dem Willen des Arbeitnehmers, ob er 
sich versichern will oder nicht. An den heutigen Orts-
krankenkassen wird heute Kritik geübt und es werden 
Anschuldigungen ei:-hoben, die bei einer sachlichen 
Untersuchung nicht ohne weftereA als beredttigt an
erkannt werden können. Durch die ungeheuren 
Preissteigerungen haben sich zwischen den Kranken
kassen,' Ärzten und Krankenhäusern wegen der Er
höhung der Pauschalsumme für die Arzte und der 
Verpflegungssätze für' die Krankenhäuser Differenzen 
ergeben, die leider nicht so leicht beigelegt werden 
konnten. Dies ist nicht die Schuld der Krankenkassen, 
sondern es liegt die Ursache in den allgemeinen Ver
hältnissen, die durch die ungeheufen Preissteigerun
gen sich ergeben haben. 

Präsident: 
Herr Abgeordneter Dedenbach, ich darf Sie noch

mals bitten, nu~ die reine Berichterstattung vorzuneh
men. 

Abg. Dedenbach: 

Der Sozialpolitische Ausschuß hat in seiner Mehrheit 
gegen den Antrag der DP. beschlossen, daß die Regie
rung au!ge!ordert werden sollte, dem Landtag das Ge
setz zur Beschlußfassung vorzulegen, indem er.. den 
Antrag, nachdem die frühere Z,ersplitterung der Krap
kenkassen wiederhergestellt werden sollte, ablehnt. Er 
empfiehlt dem Hohen Hause gleichzeitig die Ableh-

, ., nung de,s Antrages. (Beif'all SPD. und KPD.). 

Präsident: 
Meine Damen und Herren, der Ältestenrat schlägt 

für die Debatte eine Redezeit von 10 Minuten vor. 
Wldersprui::h erhebt sich nicht, es ist so beschlossen. 

Ab g. W oh 11 e b e n (zur Geschäftsordnung): 

Ich bitte, den Herrn Vor~ltzenden, des Sozialpoliti
. sehen AU$schusses zu fragen,. nachdem eben ein •Fuk

Uonsvertreter uns hie:r: eine Ansprache gehalten hat, 
wann die Berichterstattung folgt. (Starke Heiterkeit). 
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Präsident: 

Die Berichterstattung ist gegeben worden, Herr Ab
geordneter Wohlleben, in dem letzten Satz. Ich darf 
sagen, daß das Beiwerk der Berichterstattung etwas 
zu ausführlich war, vielleicht etwas zu einseitig. Das 
gebe ich zu. Ich glaube, damit ist die Angelegenheit 
als erledigt zu betrachten. 

Das Wort hat der Abgeordnete Jahn (CDU.). 

Ab g. Jahn: 

Meine Damen und Herren! Es erscheint doch man
cherlei Auffassung in diesem Hohen Hause über die 
Bedeutung und den Umfang ~er Berichterstattung zu 
herrschen. Ich darf sagen, wir hatten uns eigentlich 
die Berichterstattung über die Sitzung des Sozialpoli
tischen Ausschusses vom 14. 3. anders vorgestellt. Der 
Herr Kollege Dedenbach hat jedenfalls versucht, das 
eine mit dem anderen zu verbinden, nämlich nicht 
nur als Berichterstatter auf2utreten. sondern zugleich 
auch als Fraktionssprecher tätig zu sein. (Zuruf: Ra
tionalisierung!) Nun aber zum Thema selbst. Was be
zweckt der Antrag Nr. II/832 der DP. betreffend die 
Wiederzulassung der Ersatz- und Betriebskrankenkas
sen? Wenn man sich mit dieser Frage beschäftigt. 
dann ist es m. E .. notwendig, einmal die grundsät:>:
lichen Dinge herauszustellen. Was ist. grundsätzlich 
hier zu sagen: Wenn man zu einer so wichtigen Frage 
Stellung nimmt, muß man in erster Linie betonen, daß 
die Interessen und Rechte der Versicherten das oberste 
Gesetz sein müssen.· Denn darauf kommt es an. nicht 
auf die Form und den Inhalt, sondern daß den Ver
sicherten die Möglichkeit gegeben wird, in echt dcmQ
kratischer Weise sich dort zu versichern, wo sie ihren 
eingezahlten Beitrag am besten angelegt sehen. Das 
bleibt also oberster Grundsatz, und ich wundere mich 
C?igentlich, di!ß man diesen demokratischen Standpunkt 
im Lager der Sozialdemokratischen Fraktion nicht an
erkennen will. Wir haben jedenfalls nur das Wohl der 
Versicherten im Auge. (Zuruf: Wir haben noch gar
nicht gesprochen!) Wir gehen davon aus, daß seiner
zeit die Versicherten nicht gefragt wurden, ob sie mit 
der Ordnung der Sozialversicherung durch die Ver
ordnung Nr. 39 einverstanden sind. Aus diesen Grün
den wollen wir, und zwar gestützt auf § 23 des 3,· Ge
setzes zur Währungsreform, wonach den deutschen 
Körperschaften die Ordnung der So~ialversicherung 
wieder übertragen wurde, von dieser Möglichkeit Ge
brauch machen. Das ist. unser gutes Recht. Aus die
sen Gründen sind wir auch der Meinung, daß 
den Wünschen der Versicherten Rechnung getragen 
werden muß, und das sind nicht nur die ehemaligen 
Mitglieder der Ersatzkassen, die heute noch in großer 
Zahl, diesen Kassen als freiwillige Mitglieder ange
hören, obwohl sie s. Zt. verpfüchtet wul."den, den Orts
krankenkassen beizutreten, sondern auch die Mitglie
der der ehemaligen Betriebskrankenkassen. Wir sind 
weiter der Meinung, daß man nicht mit einer Hand-

• bewegung über diese Tatsachen hinweggehen kann. 
Haben Sie sich schon einmal mit den Mitgliedern der 
ehemaligen Betriebskrankenkassen unterhalten? Es ist 
Ja ein Vertreter einer der größten Betriebskranken
kassen, nämlich der Badischen Anilin- und Sodafabrik, 
in diesem Hohen Hause. Ich hätte einmal ganz gern 
gehört, wie z. B. in diesem größten Betrieb unseres 
Landes die Abstimmung aussehen würde, wenn die 
Belegschaft gefragt würde, in einer freien demolcrati
schen Abstimmung zu sagen: Sind Sie für die Wieder
einführung der Betriebsk~ankenkasse oder wollen Sie 
bei der Ortskrankenkasse Ludwigshafen verbleib,.m. 
Sie können überzeugt sein, daß sie mindestens zu 90% 

diese Frage bejaht bekämen, nämlich die Wiederein
führung der Betriebskrankenkasse der Anilin, die eine 
der besten in ganz Deutschland gewesen ist. Warum 
sollen wir das den Leuten vorenthalten? Sie werden 
sagen, es sei bei den Beratungen im Sozialpolitischen 
Ausschuß zu erkennen gegeben worden. daß die Un
ternc.hmer s. Zt. erhebliche Zuschüsse zu den Leistun
gen der Betriebskrankenkassen gezahlt haben. Meine 
Damen und Herren! Zahlt der Unternehmer etwas. 
nimmt man es ihm übel, zahlt er nichts, sagt man, er 

,.,, "l'st:''''t'~lctfül'fi't'l't':""Tcn "'biri' der Meinung, man solle dem 
Unternehtnet die Möglichkeit geben, daß er für seine 
Belegschaft die beste Krankenversicherung schaffen 
hilft, und zwar dur-ch freiwillige Unterstützung und 
Zuschußzahlungen. Daß dem Versicherten seine In
teressen wohl in erster Linie gewahrt sind, darauf 
kommt es uns in der Hauptsache an. Wir wenden 
uns gegen die Monopolisierung der Krankenkassen. 
Wir wollen wieder eine gesunde Konkurrenz herbei
führen. Wen'\1 beispielsweise von den Ortskranken
kassen behauptet wurde, die Ersatzkassen hätten die 
sog. besseren Risiken, dann darf ich folgendes sagen: 
Ich habe mir die Mühe gemacht einmal zu unter
suchen, welche Risiken die Ersatzkassen hatten. Den 
Ersatzkassen haben nicht nur höher bezahlte Ange
stellte und Beamte angehört, sondern ganz kleine Ste-

. notypistinnen, qie nur ein kleines Gehalt haben und 
von'' 'dicsl'i1').' weiblichen Kräften waren viele Mitglieder 
der Ersatzkassen, die sehr anfällig waren. Der Kran
kens1.and war deshc1lb bei den Ersatzkassen teilweise 
ein wesentlich höherer als das bei den Ortskranken-

, kassen der Fall gewesen ist. (Zuruf Abg. Völker 
(SPD.): Nur Angestellte, niemals Arbeiter!) Aus die
!:en Gründen ist es notwendig, die Dinge so zu sehen, 
wie · sie sind. Es ist mit Recht darauf hingewiesen 
worden, und das ist besonders wichtig für den Herrn 
Arbeitsminister, daß er bei Gelegenheit einmal den 
Ortskrankenlrnssen des Landes Rheinland-Pfalz, we
nigstens ·denjenigen Kassen, die es angeht, zu verste
hen gibt, daß der Versicherte nicht für den Herrn 
Schalterbeamten da ist, sondern der Beamte für den 
Versicherten. Wir haben darüber in manchen Fällen 
l.ebhafte Klagen gehört, daß der Versicherte das Ge
fühl habe, als ob er abgefertigt würde. Ich bin daher 
dafür, daß der Herr Arbeitsminister gelegentlich die 
Dinge in der r-echten Weise den Vertretern der Ort,
kranl{enkasse ·darstellt, und Ihnen zu erkennen gibt, 
was hier im Landtag Rheinland-Pfalz gerade über · 
diese Sache ausgeführt wurde. 

Wenn die Teilung der Krankenkasse durchgeführt. 
wird, und zwar bei uns im Lande Rheinland-Pfalz, 
dann möchten wir hoffen, daß es in der ganzen fran
zösischen Zone geschieht. Ich habe davon Kenntnis, 
daß auch in den Ländern der übrigen französisch,m 
Zone ähnliche Bestrebungen im Gange sind, um eine 
Rechtsangleichung an die Bizone zt.t schaffen. In der 
Bizone ist diese Änderung nämlich nicht eingetreten 
und die Krankenkassen haben auch dort weiter
existiert und .di.e Ersatzkassen und Betriebskranken
kassen haben. ihre. guten Leistungen weiter durchfüh
ren können. Wenn erklärt wurde, daß ein Fachmann 
geäußerl habe, er sei ein Verfechter der Idee, wonach 
die~e Aufspaltung nicht das Ideal sei, dann darf ich 
:>agen, er ist aber auch nicht gegenteiliger Auffassung, 
daß man E:due Einheitsversicherung schaffen soll, und 
das ist bei uns der FalL Wir betrachten diese Ein
heitsversicherWJ.g als einen Schritt zu der Einheit::;
ve1·si<:herung, wie sie in der Ostzone besteht. (Heiter
keit!) Die Gefahr ist da, meine Damen und Herren, 
wir wehren uns dagegen, daß hier beispielsweise die
sen Dingen Vorschub geleistet wird. Wir kommen da-
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bei auf eln weiteres Thema, und iwar: Wenn hier 
wieder die Auftellurtg der Kr'änll:.efikassen 'vorgenom
men wird, dann sehen wir die Milgllchkeit, daß efuc: 
.ranze Reihe von weiteren Atttei1 im, Lande Rhein
land-P!alz. zugelassen werden ~lSnnen. Wir haben uns 
ja vor einiger Zeit' übe:r d1ese .Frage unterhalten und 
ich &liaube, daß es notwendig lst, dieser Angelegenheit 
,i:-ößte Au!merksamkeit zu sch,ecken. 

Nun noch kun ein paar Worte :i:u der Fraie der Be
triebskrankenkassen. Dazu machte ·rc':h nur noch sagen, 
wir wollen nicht haben, daß die Betrlebskrankenkasse 

: wieder in der Weise .,entsteht~· wii sie s. Zt. bestanden 
hat, und wir behalten uns deshalb vor, wenn das Ge
.setz vorgelegt wird; in der· Bespr~chung entsprechep.de 
Vorschläge zu machen. Wir stimmen ,edenfalls dem 
Antrag der DP. zu µnd zwar mit ·der Me,ßgabe, daß 
die Landesregierung bea,uftragt wird, 'bis zum•3t. Mai 
1949 ein ~ntsprechendes Gesetz von:ulegen. · 

Präsident : 
Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Nowack (DP.). 

.Abg. Dr. No.wack: 

Me.!ne Damen und Herren! Ich möchte zuerst, bevor 
ich init meinen AuS!tlhrungen beginne, einen Ergän
zung,antrag zur Drucksache Nr. !.(/832 einbri~en; und 
-ZW&t' hinter dem Wort „Entwurf" soll elngefügt wer
den: ,,bis 2'lIIl 31, Mai Hl49". 

Sodann muß leb. mich noch einmal ~lt dem B~richt, 
-den der Herr Kollege Dedenbach iegeben hat, befassen. 
Meine sehr verehrten' Damen und Herren! Wir haben 
bisher im 11,ause 0die Übung gehabt, daß die Bericht
erstatt1.mg aus den· AusschilBsen objektiv gemacht wird. 
DlilS bedeutet, daß das Für und ~Wider, wie es im 'Aus
schuß zutage· getreten is.t, mehr oder weniger- ausfilhr
lich wiedergegeben wird. Aber es bedeutet nicht, daß 
der Vertreter des Ausschusses hier einen Bericht gibt, 
den er „ sagen wir es einmal sehr vornehm ~usge
drückt - sehr stark mit seiner eigenen, sehr p~n
Uchen Autfassung durchdringt. Meine Damen und Her
ren! Wenn wir uns so bewegen würden, daß w:lr die 
Berichterstattun1 au.s dem Ausschuß einer persön
Uchen Färbung unterziehen, je nachdem, welcher Par
teltlchtung der. Berichterstät_ter angehör,t, dann bege
ben wir uns auf sehr getährliches G.ebiet. Wir verlas
sen dann nämlich das. Gebiet der Objektivität. Wk 
triflssen diese Obj~ktiviUlt aber· auf~echt erhalten, 
wenn w!t" wirklich aus den Ausschüssen ein sachliches 
Bild haben wollen. Der hier gegebene Bericht hat 
nach meinem Empfinden diese Objektivität bedauer
licherwei.se vermissen l8.$Sen. Ich habe die Hotfnung, 
daß das ein Einzelfall Ist. Ich kann ihn · mir nur so 
erklären, daß hier dle 'Verquickung von Bericht und 
persönlicher Auf!llS8ung aus der übergroßen Sorge ent
standen ist, daß dieser Antraz zur Annahme gelangen 
ktlnnte, und damit jede Gelegenheit benutzt werden 
sollte, um uns kl.a;rzumachen, daß das, was wir anneh
men könnten, falsi;h · set. (Zurut 'Abgeordneter Hertel 
(SPD.): Das kommt erst noch!) Wir sind fest über
~eugt davon, und habe auch nlcl:its dagegen, aber bitte 
als Fraktionsredner, nlcht als Bericbteritatter. 

Ich kann die$e Besorgnis v~rstehen, denn unser An
tra,: hat in breitester Öf!entllchkeit einen außerordent
lichen Wk\erhall gefunden. Vereinigungen und Ver~ 
bände Gewerkschaften und Arbeltgeberorganisatfoneri., Press; und Rundfunk, Ort~ankenkassen und 'Ersatz
krankenkassen, die Art.te und Heilberu!e, haben sich 
0alle mit diesem Antrag befaßt. V~rsa~ungen slnd 
einberufon worden und ~ .ein.er ,großen Anzahl von 
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Betrieben der Industrie und des Handwerks sind Ab
stimmungen im ganzen Land veranstaltet worden. 
Das alles zei,t, wie tief diese Frage, die im April 1946 
durch ein Machtwort der Militärregierung ohne jeg
liches Be.fragen der Betroffenen in ihren heutigen Zu
stand gebracht wurde, die weitesten Kreise bewegt. 
Was ist die Ursache für diese starke Bewegung; · die 
dieser Antrag hervorgerufen hat? Die erste Ursache, 
möchte ich sagen, ist eine psychologische oder, wenn 
wfr dieses etwas akademische Fremdwort einmal weg
lassen wollen, es ist eine rein menschliche Angelegen
heit. Es ist hier bereits gesagt worden, daß die Ent~ 
scheidungsfreiheit des größten Teiles derjenigen, die 
heute versichert sein müssen, schon durch das Gesetz 
eingeengt worden ist durch die Vorschrift: Ihr müßt 
Euch versichern. Wenn wir jetzt auch noch eine Ein
heitskrankenkasse schaffen, dann wird ihnen auch 
noch das letzte verbliebene Recht genommen, näm
lich das Recht, sich zu wählen, bei welcher Kasse sie 
sich verslchern wollen. Sie sehen sich gegenüber
gestellt einem einheitlichen Organismus und haben 
keine Möglichkeit der Wahl, d. h. sie sind in ihrer 
Entschlul3freiheit vollkommen beschränkt. Wenn man 
aber einem Menschen auch nicht mehr die Wahl läßt, 
wo er skh versichern soll und wie er sich versichern 
will, dann entsteht bei jedem Menschen jene bedrük
kende Enge, die man gewöhnlich Unfreiheit nennt und 
dieses Gefühl wird dann noch gesteigert, wenn sich 
der Versicherte einem so gewaltigen Monopo_lbetrieb 
gegenüberstehen sieht, der allein schon als Folge sei
ner Organisation, seines Umfanges ihn selbst mecha
nisiert, ihm als eine unpersönliche EinrLchtung gegen
übersteht und ihn unpersönlich behandelt. Das Un
heil der Einheitsversicherung besteht in ihrer Mono
polisierung, in ihrer Massierung und Bürokratisierung, 
die mit dieser Organisationsform verbunden sind und 
die zu einer Mechani.si~rWJg der Behandlung der Mit
glieder durch die Kassen und damit zwangsläufig zu 
einer Senkung der Moral der Versicherten bei der In
anspruchnahme dieser Einrichtungen führt. Die Er
satzkassen, insbesondere die Innungskassen dagegen 
stehen ihren Mitgliedern näher: Das Mitglied, das un
zufrieden i!l't, kann jederzeit austreten. Die Ersatz
kassen berücksichtigen auch sonst die besonderen be-' 
rufilchen Interessen und besonderen beruflichen Ver
hältnisse, wie etwa bei den Angestellten oder bei den 
Bqchdruckern, Gärtnern und Schiffern. Oder nehmen 
Sie etwa die große Gruppe der Bergleute, mit ihrer 
Knapp&chaftsversicherunf. Es wird kein Mensch den 
Bergleuten zumuten wollen, auf ihre Knappschaft zu 
verzichten. Das alles aber bindet die Mitglieder und 
die Ersatzkassen in einer ganz anderen Weise, wie es 
bei dem anonymen Gebilde der Ortskrankenkasse der 
Fall sein kann. Das wirkt sich auch bei den Leistun
gen aus. Auch diese Leistungen sind den Verhältnis
sen der einzelnen Berufsgruppen angepaßt u• das 
ist gleichfalls ein Moment, das die Versicherten zu 
diesen Ersatzkassen drängt, und hier setzen insbeson
dere die Kritiken der Ortskrankenkassen ein. Sie wer
fen den Ersatz- und Betriebskrankenkassen vor, daß 
diese die besten Risiken oder die fettesten Brocken 
aussuchen würden. Sie nennen si.ch selbst die Arme
Leute-Krankenkasse. Das Letztere ist nach meinem 
Empfinden gesd!m.ackllch nicht sehr schön (Zuruf Ab
geordne!er Baumgärtner (KPD.): Aber leider 
wahrl) und führt zu einer Diskriminierung der 
gesamten Sozialversich,irung, es ist · aber auch 
sachlich falsch. Denn ln diesen Krankenkassen sind 
ja auch schließlich die Facharbeiter versichert, die 
einen . sehr guten Lohn haben und deren Löhne oft In 
sehr vielen Fällen höher sind als das Gehalt eines An-
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gestellten. Wenn Sie die Statistik durchsehen über das 
Verhältnis zwischen den Löhnen der Arbeiter und den 
Gehältern der Angestellten, dann werden Sie finden, 
daß die Differenz bei weitem nicht so groß ist, wie 
allgemein die Dinge hingestellt werden. 

Wenn wir nun die Frage nach dem Aussuchen der 
Risiken betrachten, so wird dabei von Seiten der Orts-
krankenkassen die Sache so dargestellt, als ob die Er
satzkassen und die Betriebskrankenkassen die Mög
lichkeit dazu hätten. Es ist selbstverständlich, daß je
der Betrieb versucht, gesunde und einwandfreie .Ar
beitskräfte zu bekommen. Ob der Betreffende bei der 
Ortskrankenkasse ist oder in einer Ersatzkasse, das 
spielt bei der Auswahl der Arbeiter keine Rolle. Wie 
sollen die Ersatzkassen die Risiken abwälzen? Sie un
terliegen genau denselben gesetzlichen Vorschriften 
nach der Reichsversicherungsordnung wie auch die 
Ortskrankenkassen und sie sind gesetzlich verpflichtet, 
jeden, der sich bei ihnen um Aufnahme meldet, auch 
wirklich aufzunehmen. (Zuruf Abgeordneter Hertel 
(SPD.): Auch die Arbeiter?) Diese Verpflichtung gilt 
für alle Kassen. Es ist notwendig, daß man das ein
mal ganz klar herausstellt, weil sonst, wenn man 
es vergißt, die ganze Diskussion sich in einem luft
leeren Raum verliert. 

Präsident: 

Herr Dr. Nowack. die Redezeit ist abgelaufen. 

A b g. D r . No w a c k : 

kh bitte ausnahmsweise um eine Verlängerung. 

Präsident: 

Das kann ich nicht. 

Ab g. 0 r. N O W a C k ; 

Ich habe' mich erst einmal auseinanderzusetzen mil 
einer Berichterstattung, die nicht objektiv gewesen ist. 

Abg. Wo h 11 eben (DP.): Zur Geschäftsordnung! 

Präsident: 

Es geht nicht an, daß Sie au:fstehen und sofort zur 
Geschäftsordnung sprechen. Jetzt hat der Abgeordnete 
Dr. Nowack noch das Wort. 

Dr,Nowack: 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, ich komme 
auch ziemlich schnell zum Schluß. 

Ich darf noch darauf hinweisen, daß auch das Ge
sundheitsrisiko bei den Angestellten bei weitem nicht 
besser ist als bei den Arbeitern. Die Angestellten 
selb~gehören nicht immer in Gehaltsklassen hinein, 
die höher oder wesentlich höher sind als die der Ar
beiter. In den Angestelltenkreisen selbst befinden sich 
Leute, die schon wegen ihrer schwachen Konstitution 
eben in den Angestelltenberuf und nicht in den Beruf 
eines Handwerkers gegangen sind. Eine andere Frage 
ist die, daß man erklärt, die Ortskrankenkassen wür
den besonders dadurch belastet., daß sie Hilfsbedürf
tige, wie z. B. Kriegsbeschädigte und Rentner ver
sichern müßten: Meine Damen und Herrea! Auch 
hier lst es notwendig festzustellen:, daß für die Au:f
nahme der Krieg.sbeschädigtet,i von Seiten der Lände: 
entsprechende Beiträge gezah1t werden und daß bei 
den Rentnern ja gerade die Krankenkassen es gewesen 
sind, die darauf gedrängt haben, daß nur ihnen und 
nicht den Ersatzkassen dieser Personenkreis zur Ver-

Sicherung zugeführt wird. Die Ersatzkassen sind sofort 
bereit, unter den gleichen Bedingungen wie die Orts
krankenkassen die Versorgung der Rentner und Kriegs-
beschädigten zu übernehmen. · 

(Glocke des Präsidenten!) 

Ich bin sofort fertig. Zum Schluß möchte ich mich 
n9ch mit einem Vorwurf beschäftigen, der behauptet. 
daß die Wiederzulassung der Betriebs- und Ersatz
kassen wie auch der Innungskassen eine Zerschlagung 
der Krankenfürsorge oder ~in Eingriff in die Sozial
versicherung bedeute. 

Präsident: 

Wenn alle Abgeordneten das machen, werden wir 
heute at.iend nicht mehr fertig. Der Ältestenrat hat 
beschlossen, das Plenum hat zugestimmt, ich muß 
mich objektiv daran halten. 

A b g, D r. N o w a c k : 

Ich kann. diesen Vorwurf mit <lern einfachen Hin
! weis auf die von mir angeführte, in jüngster Zeit ver7 
(., . -anstalle.te ... .Abs.timmung . in den Betrieben widerlegen. 
[ In diesen Betrieben ist zu 90 und 100% dafür abge-

stimmt worden, daß die Betriebskrankenkassen bzw. 
Ersatzkassen wieder zugelassen we!rden sollen. In 
diesen Betrieben stehen a.He Gewerkschaftler der 
SPD. und KPD. als Arbeitnehmer vor dieser Frage. 
Sie wissen genau, worum es geht, daß es nicht um ei
nen Kampf gegen die Sozialpolitik geht, sondern ge
rade um einen Kampf für eine gute Sozialpolitik. Dar
um haben sie so gestimmt, wie es geschehen ist, und 
haben .sich, ;n-icht den Parolen ausgeliefert, die ihnen 
von der Gewerkschaft oder bestimmten Parteien gege
ben worcl,cn süi,d. 

P 1· ä s i d e n t : 
Das,Wort hat der Abgeordnete Hertel (SPD.). 

A b g. H e r t e 1 : 

MeinE! Damen und Herren! Vor Ihnen steht ein 
reuiger Sünde1'. (Heiterkeit.) Ich habe am· 5. März auf 
dem SPD . ..:Bezirksparteitag der Pfalz etwas voreilig die 
Behauptung aufgestellt, aus dem Gefühl der Ver
pfli.chtung zu einem Kompliment einer anderen Partei 
gegenüber, daß auch in der CDU. eine beachtliche 
Zahl aufrechter, fortschrittlich eingestellter Sozialpoli
kcr wäre. (CDU.: Hörtt Hört!) Nach der heute hier. 
bei diesem Tagesordnungspunkt zutage getretenen 
Auffassung nehrp.e ich meine Behauptung mit dem 
Ausdruck tiefen Bedauerns reumütig zurück (ZUTuf 
Abg. Hermans: Es irrt der Mensch, solang er strebt! -
Abg. Jahn: Auf dem Parteitag muß das geschehen!) 
Ich verbinde damit die Feststellung, daß solche Erfah
rungen immer peinlich und schmerzlich sind (Heiter
keit!). Die Sache ist mir deswegen schmerzlich, weil 
ich bisher geglaubt habe, in der Partei der CDU. den 
Wahrer und Fortsetzer jener großen Tradition von So
zialpolitikern zv. sehen, wie sie vor 20 Jahren in Per
sönlichkeiten wie Brauns, Wissel und Stegerwald ver
körpert waren. (Protest der CDU.) Seien Sie davon 
überzeugt, wenn jene Männer mit dieser fortschritt
lichen Gesinnung und so~alen Aufgeschlossenheit 
heute noch unter uns weilen würden, sie wären be
reit unter. den gegenwärtigen Verhältnissen noch ganz 
:;1nde~ :B;oi;i,seql,.lenzen. ziehen, als sie in der Zusammen
legung der Krankenkassen bestanden. Deshalb drücke , 
ich a.usdrü.ck)i,::h mein Bedauern aus, daß die bisJ 
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.. 
herlge harmoniache Zusammenarbeit innerhalb des 
Sozialpolftischen Ausschusses in diesem Falle beden.l<;
lich Schiffbruch gelitten hat, Schiffbruch deswegen, 
weil man gegla-ubt hat bei gewissen Kreisen, run 
StandesdUnkel oder Besib:bürgergefühl kitzeln zu 
müssen. (Heiterkeit.) 

Mögen Sie eine Stellung einnehmen wie Sie wollen. 
Die Geschichte beweist, daß wesentliche Fortschritte 
in der Entwlcklung immer gegen eine Mehrheit durch
gekämpft werden mußten. Ich stelle fest, daß seit :'17 
Jahren, solange betätige ich mich gewerkschaftlich, 
meine letzte Kraft immer der .Sozialpolitik gehört hat. 
jener Sozialpolitik, die die Aufgabe hat, den einzelnexi 
Menschen aus der Enge seines Schicksals herauszuhe
ben, ihn frei zu machen vom Gefühl der Lebensangst, 
ihn zu erfüllen, mit · dem Bewußtsein, daß er ein 
gleichwertiges Glied innerhalb der Gesellschaft ist. 

Wir gehen aus von der A.;.i!fassung, daß Lohn und 
Sozialbeitrag zus~mengehtiren, und diese' Dinge ge
meins~ den Anteil des Arbeiters am Sozialprodukt 
darstellen. Es hat sich auch im Laufe der Zeit etwas 
wie eine Sozialethik entwickelt. Die Sozialethik steht 
im innigsten Zusammenhang mit der christlichen 
Ethik, die in dem wundervollen ·wort ausgedrückt ist: 
,,Einer trage des anäeren Last!" In diesem Bewußt
sein hat die Sozialpolitik,. von jeher an den Geist der 
Solidarität appelliert. Wenn jem'and zu mir kommt 
und sagt: Ich habe 30 Jahre Beiträge zur Kranken
kasse gezahlt ohne sie jemals in Anspruch nehrot.m 
zu müssen,'so"'erwidere ich: Dann bist Du vom Schick
sal begilnstigt, weil es Dir viel bess& gegangen ist als 
Menschen, die 30 Jahre lang andauernd krank waren. 
Von diesem Gesichtspunkt ist man in der Sozialpolitik • 
ständig ausgegangen. Das war die Richtlinie .für das 
Scha!.fen der Männer wie. Brauns und Freiherr von 
Belitzsch, um jemand aus dem anderen Lager zu 
nennen. 

Wenn der Abgeordnete Jahn gesp~ochen hat, daß 
Freiheit herrschen rritm, daß ,Jeder das Recht haben 
muß, sich zu versichern wo er will, dann hat er ganz 
übersehen, daß bei anderen Sozialversicherungsträgern, 
gerade bei deT Angestellten- und Invalidenversiche
rung doch nicht ebenfalls die Anarchie in der Ver
slcnerung herrscht, wie man sie jetzt dtl!fch die Zer
splitterung in der Versicherung hei:-beizuführen ver
sucht. 

Ich setze mich zunächst mit den Betriebskranken
kassen auseinander, auf die Kollege Jahn besonders -
hingewiesen hat. Wir sind unterrichtet, daß, wenn eine 
große Anzahl Betriebskrankenkassen nicht vor 3 Jah
ren in die Ortskrankenkassen aufgenonunen worden 
wären, daß sie trotz ihres besseren Verslcherungsrisl
kos längst die Pleite hätten anmelden mtissen. Ich 
weise darauf hin, daß die Betriebskrankenkassen gar 
keine Kassenbestände mehr: hatten, dafür aber 300 
oder 1000 ausgehungerte Arbeiter, die im Stadium der 
überna.hme mehr krank als gesund waren. (Zuruf Dr. 
Wuermeling: Und in der Bizone?) Ich beweise, daß auch 
der Hinweis auf die Ersatzkrankenkassen keineswegs 
berechtigt ist. Warum verschweigt man dem Hohen 
Haus, daß die Mitglieder dei:- Kaufmännischen Ersatz
kassen zunächst einmal .6 Wochen krank sein kön.nen, 
ohne daß sie mit einem Pfennig Krankengeld die 
Krankenkassen beanspruchen. (Zuruf Abg. Jahn; Bei 
den Ortskrankenkassen die Angestellten!) Wir weh
ren uns dagegen, daß in der Ortskrankenkasse die Ab
!allprodukte der menschlichen Gesellschaft zusammen
kommen. Vor mir liegt ein Schreiben des Sozialpoliti
schen Ausschusses der _CDU. In diesem Schreiben 
wendet man sich dagegen, daß die Ortskrankenkassen 
den Zentralismus in sich verkörpern wU!rden. Nach-

" . ,, ,1 .. ' ~ • 

dem das Thema Zentralismus ja durch Bonn beson
dei:-s aktuell ist, darf ich darauf hinweisen, daß die 
Ortskrankenkassen den let:l:.ten Begrif! von überspitz
tem Föderalismus in reinster Form darstellen, weil 
jede Ortskrankenkasse im Rahmen ihrer Selbstver
waltung in dei: Lage ist, ihre Leistung örtlich diffe
renziert abzustimmen. Dieser Vorwurf geht ganz be
stimmt daneben. Man kann mit viel gi;-ößerem Re<:ht 
den Nachweis führen, daß der Zentralismus bei den 
Ersatzkassen verankert ist, weil dort die Richtlinien 
für die festgesetzten Leistungen von Barmen, Leipzig, 
Berlin und Halle usw. ausgehe.i. Ich dar.f ferner dar
auf hinweisen, daß es gar keinen Sinn hat, auf diese 
Tatsache der Zusammenlegung · der Ortskrankenkassen 
irgendwie unter diesen Gesichtspunkten einzugehen. 
Es muß eine freie Konkurrenz entstehen. Ja, sehr ver
ehrter Herr Kollege Dr. Nowack, wenn ich die freie 
Konkurrenz nach fairen Gesichtspunkten verwirklicht 
sehen will, muß ich aber auch den anderen konkur
rierenden Organen gegenüber zwn mindesten so anstän
dig sein und ihm den gleichen Start einräumen. Hier 
ist dieser Start nicht gewährleistet. Sie haben vorhin 
behauptet, als wenn die Krankenkassen sich um diese 
schlechten Versicherungsrisiken der Invaliden im Al
ter von 6~ Jahren gerissen hätten. Fast jeder Mensch 
über 65 Jahre beansprucht die Krankenkasse um mehr 
als das Zehnfache, als er gegenwärtig Beiträge bezahlt. 

· Es wird auch notwendig sein, nochmals darauf hin
zuweisen, daß die zurückkehrenden Kriegsgefangenen 
ganz automatisch in den Kr!\fikenkassen weiter
beha-ndelt werden und daß die allermeisten 
in einem körperllch~n Zustand waren, daß das direkte 
Bedürfnis und die Notwendigkeit bestand, sich auf 
Kosten der Krankenkassen mehr oder minder auszu
heilen. Wenn man schon von Freiheit spricht, dann 
muß man der Ortskrankenkasse auch die Möglichkeit 
lassen, Mitglieder, die schlechte Ve~sicherungsrisiken 
darstellen, ablehnen zu können, damit die Ortskran
kenkasse von sich aus in der Lage ist, auf der Grund
lage der von Ihnen gepriesenen Freiheit wirklich ihre 
geschäftlichen Verhältnisse so zu fundamentieren und 
zu ordnen, daß einigermaßen die Aussteht besteht, mit 
den anderen Krankenkassen entsprechend konkurrie
ren zu können. 

Ich habe Herrn Kollegen Dr. Nowack versprochen, 
daß ich meine Redezeit nicht voll ausnutze. Ich stelle 
daher abschließend ~fest, es möge Jedes Mitglied der 
CDU. im stillen Kämmerlein es mit sich ausmachen. 
ob dieses Aufreißen neuer Klassengegensätze (Oho!}, 
diese Diffamierung der ganzen Lohnarbeiter, in be
sonderem Einklang steht zu dem, was man christliche 
Ethik nennt. Von der DP. haben wir nie etwas an
deres erwartet! 

Präsident: 
Das Wort hat der Abgeordnete Betz (KPD.). 

Abg. Betz: 
Meine Damen und Herren! Um was geht es bei der 

Sache? Um das Kind beim rechten Namen zu nen
nen, es handelt sich um einen Vorstoß der Rechten des 
Hauses auf dem Gebiet der Sozialpolitik mit dem Ziel 
(Zuruf Abgeordneter Dr. Wuermeling: Die Einheit mit 
der Bizone wieder herzustellen!), die Standesinteres
sen vor das Allgemeininteresse zu stellen. Das ist die 
alte Politik, die zu allen Zeiten getrieben wurde. Der 
Zeitpunkt, zu dem der Vorstoß erfolgte, ist aber be
sonder~ interessant. Man hat den Moment nach der
Geldreform abgewartet. Vorher hatte man keine Ab
sichten in -dieser Richtung gehabt. (Zuruf Dr. No
wack: Nein, Nein!} Jetzt nach der Geldreform lohnt 
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c:;; sich, einen neuen Laden aufzumachen. (Dr. Nowack: ih:re Zustimmung erteilt habe. Ich ha;):ie einen Bericht 
einer Angestellten-Versammlung aus ' Kaiserslautern. Das ist ganz falsch!) Wir sind uns darüber im klaren, 

daß eine fortschrittliche Sozialpolitik nur denkbar ist, 
wenn der sozial Schwache und der sozial Starke zu
sammenhaften und die Grundlage dafür abgeben, die 
vom Standpunkt der Finanzen aus gebraucht wird. 
denn es ist nicht nur ein Problem, wie man schlecht-

.. in der Herr Abgeordneter Neumayer gesprochen hat. 

hin sagt, von Freiheit und Bürokratisierung oder Zen
tralisierung, es ist in erster Linie eine Frage der finan
ziellen Möglichkeiten. Hier ist entscheidend, daß Sie 
die Absicht haben, die AOK. zu einer Krankenkasse 
der armen Leute zu machen und die Barmer Ersatz
krankenkasse zu einer Krankenkasse für die Besser
gestellten. Das ist die Trennung, die Sie durchzuführen 
beabsichtigen. Dagegen wendet sich meine Fraktion 
mit aller Schärfe. Wir sind der Meinung,· daß die 
Sonderstellung der Angestelltenkasse, die gegeben war 
durch den Tatbestand, daß der Angestellte sein Gehalt 
monat.elang manchmal,. meistens aber 6 Wochen· be
zahlt bekam. während der Arbeiter diese Möglichkeit 
nicht hatte. Durch diesen Tat.bestand war die :finan
zielle Grundlage gegeben für die Ersatzkassen. groß- 1 
zügiger auf verschiedenen Gebieten zu verfahren. · 
Wenn den Ersatzkassen für- die Zukunft <li~ •Mtig- · ... 
lichkeit genommen wird, daß sie unter gleichen Be
dingungen wie die AOK. ihre Mitglieder aufnehmen 
und versichern müssen, dann werden diese Sonder
stellungen sowieso wegfallen, und die· Ersatzikassen sol-
len sich das wirklich einmal überlegen. Wir leben 
heute im Ze-italteT nicht nur nach der Währungsreform, 
rnndern auch des allgemeinen Angestelltenabbaus. Sle 
laufen also Gefahr, daß man in der Zeit des allgemei
nr;!n Angestelltenabbaus etwas herumschleppen muß. 
wa~ fi.ir eine Sozialversicherung eine Belastung sein 
kann. Unser Standpunkt ist, daß die Leistung der 
Krankenkasse also eine finanzielle Frage ist, daß wir 
deshalb eintreten für weitestgehende Zentralisation 
der Sozialpolitik. denn nur diese weitgehende Zentra
lisation der Sozialpolitik ermöglicht eine Verbesserung 
der Krankenversorgung, der Arzneimittelversorgung 
und gibt auch die Möglichkeit eine Verbilligung des 
Verwaltungsapparates zu erzielen. Eine gesunde So
zialpolitik wie wir sie bisher immer vertreten haben, 
wäre nur möglich durch solidarische Haltung, .und 
diese solidarische Haltung bringen Sie mit Ihrem Vor
stoß ern~thaft in Gefahr. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Baumgärtn~ (KPD.) 
Sie haben noch 3 Minuten Redezeit. 

A b g. B a u m g ä r t n e r : 
Meine Damen und Herren! Mich haben am meisten 

die Ausführungen des Kollegen Jahn verwundert. Er 
hat mit besonderer Sorgfalt die Betriebskrankenkassen 
vor Augen gestellt. Meine Damen und Herren[ Ich 
muß hier feststellen, wer VorsHzender einer Betriebs
k~ankenkasse gewesen ist, muß aus der Praxis wissen, 
daß in den letzten Jahren mit allen Mitteln ver.sucht 
wurde, den Bankerott der Betni.ebskrankenka~n ab
zuwenden. Das ist eine f-estliegende Tatsache. 

Was mich am meisten verwundert, Herr Kollege Jahn, 
ist, daß man hier aus de:r Ortskrankenkasse etwas ma
chen will, womit sie garnichts zu tun hat. Wir sollen 
bei der Ortskrankenkasse nach Ihrer Auffassung und 
nach der Auffassung der DP. versichert sein. So wäre 
sie ein Sammelbecken von armen Leuten. Wir ver
wahren uns dagegen, ;Herr Dr. Nowack, daß in 
den Betrieben Abstimmungen erfolgt sein sollen, bei 
denen die Belegschaft jn dem Sinne Ihres Antrages 

Er hat die Dinge in der Frage d~ Angestellten
veMi.eherung, in der Angestellten.versammlung genau 
so ... ausgewertet wie '3le in dem Antrag der DP. 
hier wiedergegeben sind. (Zuruf Abgeordneter Neu
mayer; 'Oberhaupt nicht erwähnt!) Wir wehren 
uns mit Ent.schiedenheit gegen eine solche So.?ial
politik, 'Wie sie hier heute vorgetragen worden ist. 
(Zuruf Abgeordneter Jahn: Fragen Sie die Arbei
tet\ Herr Baumgärtner!) Ich komme noch darauf. Herr 
Jahn, wenn Sie jetzt tätig sind in den Ortskranken
kassen, stellen Sie fest, daß 80 % der Betriebe ihrP. 
Versicherungsbeiträge nicht leisten, oder nur verspätet 
zahlen, zweitens steht fest, wenn man den Weg über 
die 0Ttskrankenkasse nicht gegangen wäre, hätten wir 
keine soziale Hilfe an den Versicherten in den Jahren 
1946 und 1947 lei5ten können.,. und jefat macht man. 
wo ein Stand glaubt, aus diesem Rahmen auszubre-
chen, einen Klassenunterschied zwischen del'l Ver
sicherten. Das ist die Frage, um die es geht. Wir 
werden uns in d<!'n Bett'ieben einsetzen, daß ein ge
rechter Ausgleich in den Leistungen gefunden wird 
über die Ortskrankenkassen, damit dem Versicherten 
ein gleiches Recht und ein gleicher sozialer Anspruch 
für die Zukunft gesit'hert.ist.. 

Pr il :-: i d ~.Pt.,: 

Meine Damen 1,1nd Herren! Wir kornmen zur Ab
s~ii:p.xnµng, , l!:1> w.ü·Q. <1!;lgc;,timmt übel.'" Drucksache II/938 

• <;l.oo Sozia)J,)olitischen Ausschusse~: ,,Der Landtag wolle 
~r;hl,icßi;:J,'],: Der Antrag der Fraktion der DP. Druck
sache II/832 Wlcdcn:ula~sung dli."r Ei·S<J.tz- und Betriebs
knmkenkassen wird abgelehnt". 

· vt'er' dem An trag d~ Sozialpolitischen Ausschusses 
s.eine Zu~tirnmung geben will. bi1t.e ich um Erhebung 
det· rechten Hand. Ich biHe auszuzählen. Gegenprobe? 

Der Antrag des Sozialpolitischen Ausschusses ist 
ahgr,•]ehnt. (Zuruf SPD.: Welches Stimmverhältnis?) 
32:44. (Zuruf Abgeordneter Hertel : Wir kommen wie
der! - Heiterkeit.) 

Wir stimmen jetzt ab über den Antrag der Fraktion 
der DP. Wer für den Antrag der DP. ist, bitte ich um 
Erh~bung der rechten Hand. Gegenprobe? Das erste 
)st die Mehrheit. Der Antrag ist angenommen. 

Wii· kommen zu Punkt 6 der Tagesordnung: Zweite 
'und d'ritte Beratu~g eines Landesgesetzes zur Erleich
t.erung der Annahme an Kindes statt (Drucksache Nr. 
IT/1"11; lr/908, llf9H). 

Dal'f ich vielleicht bitten, vorher, ehe wil· diesen 
Punkt beraten, daß diejenigen Damen und Herren, die 
diese Nacht in Koblenz übernachten wollen, sich un
bedingt hier beim Landtagsbüro melden, damit die 
Quartiere noch bereitgestellt werden.· 

Ab g. H ,e„r m'a'n s, Z~lr Geschäftsordnung: 

Ich möchte ausdrücklich feststellen, daß der Antrag 
ol:i.n,e die Modifizierung angenommen worden ist, denn 
de.r besondere Frist.i.ntrag ist von dieser Stelle aus 
nicht verlesen worden. Ich bitte das festzuhalten. 

· : ' ,, ! 

PrJsident: 
Entschuldigen Sie, Abgeordneter Dr. Nowack, ich 

muß über den Antrag noch gesondert abstimmen las
sen . 

.. . .. ...... ________ _ 
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A h g. Dr. NO W a C k : 

Ich bin bereit, dlesen Zusatzantrag zurückzuziehen. 
Ich nehme an, daß das· Arbeitsministerium von sich 
aus mit größter Beschleunigung einen Gesetzentwurf 
vorlegt. 

Präsident: 

Damit ist die Sache erledigt. 

Zu Punkt 6 der Tagesordnung sind Berichterstattun
i::en von zwei Ausschils~en vorgesehen. Idl könnte mir 
vorstellen, daß der Bericht eines Ausschusses genügen 
wilrde. Sind Sie damit ~inverstanden? Ich würde vor
schlagen, daß der Sozialpolitiscl!e Ausschuß einen kur
zen Bericht abgibt. 

Das Wort hat der Abgeordnete Jahn als Bericht
erstatter des Sozialpolitischen Ausschusses: 

Ab g. Jahn: 

Meine Damen und Herren! Die Berichterstattung 
kann ganz kurz scfn. Der Sozialpolitische Ausschuß 
hat sich in seiner Sitzung vom 14. 3. 1949 mit der Re
gierungsvorlage II/777 betr. Landesgesetz zur Erleich
terung der Annahme an Kindes Statt befaßt und ein
gehende Beratungen angestellt. Es wurde insbeson
dere während dieser Beratung seitens des Ministe
riums !Ur Gesundheit und Wohlfahrt eine beachtliche 
Mitteilung gemacht, und zwar die, daß die Zahl der 
Kinder, die adoptiert werden sollen, kleiner sei als 
die Zahl der Adoptivwilligen. Das war für uns sehr 
wesentlich bei den Beratungen. 

Was soll mit diesem Gesetz nun bewirkt werden. Es 
soll insbesondere das bewirkt werden, daß die Schwie
rigkeiten, die bis heute bestehen, wonach insbesondere 
Eh.eleu te, die eheliche Kinder haben, nach den bisheri
gen Bestimmungen des§ 1741 Satz 1 BGB. keine Mög
lichkeit hatten, ein Kind zu adoptieren, behoben wer
den. Die Schranken sollen fallen. Die neuen Bestim
mungen sollen aber nach Meinung des Sozialpoliti
schen :A.usschU6ses nur auf eine ganz beschränkte Zahl 
von Fällen Anwendung finden. Es sollen außerdem die • 
Bestimmungen des § 1745 BGB., wonach bisher schon 
\'On der Altersgrenze, d. h. dem 50. Lebensjahr abge
sehen werden konnte, grundsätzlich geändert werden. 
Außerdem hat es der Sozfa1politische Ausschuß für not
wendig gehalten, den § 6 der Regierungsvorlage abzu
ändern, und zwar .schlägt er dem Hohen Hause fol
aiende Fassung des § 6 vor. (Drucksache Nr. II/908). 
„Gegen die Entscheidung des Amtsgerichtes stehen 
dem Antragsteller und den volljährigen Abkömmlin
gen des Antragstellers sowie dem für den Wohnsitz 
der minderjährigen Abkömmlinge des Antragstellers 
zuständigen Jugendamt das Rechtsmittel der sofortigen 
Beschwerde zu nach Maßgabe der für das Verfahren 
in Angelegenheiten der freiwilligen Gerlchtsbarkeit 
ieltenden Bestimmungen." 

Wir glaubten im Sozialpolitischen Ausschuß, diese~ 
§ 6 neu.formulieren zu sollen, weil sich in deT alten" 
Fws.sung mancherlei Schwierigkeiten zu Ungunsten 
der Adoptivkinder ergeben könnten, insbesondere 
wenn gegen den Beschluß kein Rechtsmittel mehr 
atattftnden kann, und wenn verhindert werden soll, 
daß hier Dinge einreißen, die unter allen Umständen 
vermieden werden müssen. · 

Ich darf noch gleich den Abänderungsvorschlag des 
Rechtsausschusses begründen. Der Rechtsausschuß 
schlägt vor, daß der § 8 folgende Fassung erhalten 
soll: ,,(1) Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung 
In Kraft. (2) Das Gesetz tritt am 31: Dezember 1952 

außer Kra!t. Bereits anhängige Vedahren sind durch
zuführen." 

Meine Damen und Herren! Mit diesen kurzen D.ir
legungen glaube ich, Ihnen bewiesen zu haben, daß es 
notwendig ist, daß das Hohe Haus dem vorliegenden 
Gesetzentwurf in .zweiter und dritter Lesung zustimmt. 

Präsident : 

Sie haben den Bericht gehört. Zur Abstimmung 
kommen die Drucksachen II/777, II/908 und II 924 mit 
den Änderungsdrucksachen der beiden Ausschüsse. Ich 
rufe auf § 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, Einleitung uni Über~ 
scluift. Wer dem Gesetzentwurf in .zweiter Lesung 
seine Zustimmung geben will, bitte ich, die rechte 
Hand zu erheben. Danke. Einstimmig angenommen. 

Wir kommen zur dritten Beratung. Ich rufe auf § 1, 
2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, Einleitung und Überschrift. 

Wer dem Gesetz in dritter Lesung seine Zustimmung 
geben will, bitte ich, sich vom Platz zu erheben. Dank'!. 

11 h stelle die Einstimmigkeit fest. 

Wir kommen zu Ptmkt 7 der T&gesordnung: zweite 
Bera.tung eines La.ndesgesetzes über den Aufbau in de11 
Gemeinden (Aurbaugesetz - Drucksache Nr. 11/801). 

Da wir heute nur die zweite Lesung vornehmen wol
len, glaube ich, daß auch eine Berichterstattung n'cht 
notwendig ist und dies mit der allgemeinen Aussprache 
bei der dritten Lesung verbunden werden kann. Wider
spruch dagegen erhebt sich nicht. Ich rufe auf den 
At~ct.n. 1. 2. 3, 4, 5, Einleitung und Überschrift. Wer 
diesem Gesetz in zweiter Lesung seine Zustimmung 
geben will, bitte ich um Erhebung der rechten Hand. 

Bei ~ Stimmenthaltungen der DP. angenommen. 

Wir kommen zu Punkt 8 der Tagesordnung: Zweite 
Beratung elnes Landesgesetzes über dle Auflösung des 
Reichsnährstandes und zur Oberleitung von Aufgaben 
und Befugnissen auf den Gebieten der Ernährungs
wlrt.$chan und Landwh1schart (Drucksache Il/826/9%3) 

Ab g. Dr. Z i mm e r (CDU.), zur Geschäftsordnung: 

D:?1· Agrarpolitische Ausschuß hat in seiner letzten 
Sitzung das Gesell beraten und hat das Ministerium 
ersucht, einen neuen Gesetzentwurf vorzulegen. Das 
ist inzwischen erfolgt. Aber soweit ich unterrichtet 
bin, ist auch dieser neue Gesetzentwurf noch davon 
entfernt, etwa spruchreü für das Plenum zu sein. Ich 
stelle de'."halb im Einve~nehmen mit der Sozialdemo
kratischen Fraktion den Antrag, heute d~e zweite Be
ratung abzusetzen und den neuen Gesetzentwurf an den 
A~rar"ohti~chen Aussc1'uß zurückzuverweisen und 
dann bei der nächsten Vorlage die zweite und dritte 
Beratung hintereinander zu verbinden. 

P r ä s i de n t ·: 
Sie haben den Antrag des Abgeordneten Dr. Zimmer 

geh<irt. Widerspruch dagegen höre ich nicht, es ist 
demgemäß beschlossen. 

Wir kommen nun zu Punkt 9 der Tagesordnung: 
zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes über 
die Hauptwirtschaftskammer (Drucksache Nr. II/783, 
11/853, ll/858, ß/927, ß/934. Hier slnd 3 Ausschüsse zur 
Beridltet\Stattung vorgesehen. Ich st~lle anheim, nach 
Möglichkeit die Berichterstattung für alle Ausschti~se 
zusammen abzugeben, und zwar durch den Haupt
ausschuß. 

Das Wort hat als Berichterstatter des Hauptaus
schusses der Abgeordnete Dr. Bieroth. 
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Ab g. Dr. Bi er o t h : 

Meine Damen und Herren! Der WirtS<:hafts-- und 
Ve<"1<enrsau::is{:nu1$ oes Landtages hat die H.egierrmgs
voriai:;e „.1..,anue,,;gesetz uber cu.e Hauptwirtschattskain
rner .1:tnem1ana-.1.J.1a1z" (Drucksache ll/'18.1) dem rtaupt
ausi:,ehu1$ msbe:,onaere zur Klärung der grundsatz
lichen Frage uberwiesen,· ob die Hauptwirtsehat~
kammer staatspolitische Aufgaben zu ertuUen hat octer 
Aufgaben 1m ::smne der im Lanae be?:"eits bestenenuen 
Kamtnern, die ja .schon satzungsmäßig mehr octet" we
niger auf bestimmte Interessensphären zugeschnitten 
.sind. Der Hauptausschuß ging von der Uberlegung 
aus, daLl der Charakter einer Institution im Staate 
nicht bestimmt wird durch das Firmenschild, das man 
ihr gibt, -sondern durch ihre Aufgaben im Ge.füge ie.r 
Vei·tassung. Zur l:leanlwortung der Frage also, ob die 
Hauptwirtschaft.skammer die Rechtaform einer Körper
&chaH des öffentlichen Rechts haben müsse, mußte der 
Wortlaut der Verfassung den Ausgangspunkt bilden„ 
Die Verfassung sagt in Art. 71 wörtlich: ,,Die Haupt
wil·tschaft„kammer ist das Zentralorgan der Wirt
schaft". Demgemäß muß sie in die Relhe der Staats
organe rücken, kann also schon aus diesem Grunde 
nicht Korper5cha!t öffentlichen Rechts sein, wie dies 
für andere Kammern gilt. Ihre Aufgaben sind über 
die einer besiimrnten lnteressensphäre entstammenden 
weit hinausgehoben, die Hauptwirtochaftskammer soll 
sich an staatspolitischen Aufgaben beteiligen. Dies ist 
zweifellos in den Artikeln 72 und 73 der Verfassung 
niedergelegt. Dort sind ihre Aufgaben klar umrissen. 
Wer.n in diesen Artikeln stünde, daß sie Aufgaben 
einer Dachorganisation der anderen Organe der Win
schaft zu erlüHen hätte, dann wäre es konsequent; ihr 
di~ gleiche Rechtsfigur zu geben. Die Verfassung 
schneidet jedoch die Aufgster. ganz auf die Regierung 
zu. Es soll be\vußt dokumentiert sein, daß Politik 
und Wirtsd,aiL eng zusammenarbeiten müssen. DI~ 
Hauptwirtschaftskammer ist also, ein Hilfsorgan des 
Staates und keine Dach<irganisation wie die Gauw[rt
schaftska:·,mwrn unseligen Angedenkens. Die ·ein:r.el
nc~n Kammern behalten ihre volle Selbständigkeit. Der 
Regierungsentwurf hat also insofern im § 1 den Wort
laut d~t· Verfas~ung nicht genügend berücksichtigt 
\Vollte man dem Regierungsentwurf folgen und der 
Hauptwirtschaftskammer nur die Form der Körper
schaft des öffentlichen Rechts geben, dann würde er 
auch zweifellos die Gefahr der Bedeutungsverschiebung 
in sich bergen. Damit ist auch schon die jn § 12 bzw. 
11 der Drucksache II/927 der RegieTungsvorlage zu 
regelnde Kostenfrage geklärt. Nachdem die Haupt
wirtschaftskammer ein Organ des Staates ist, . kann 
also als Kostenträger auch nur das Land in Frage 
kommen und es kann nicht erwartet werden, daß die 
GesamtheH der einzelnen Kammern die Kosten auf
brächte. Wenn diese Kammern die Kosten übCTneh
men wollten, dann müßte sich der Landtag deshalb 
dagegen aussprechen, weil dann eine Abhängigkeit der 
Hauptwirtschaftskammer gegeben wäre. Die Kosten
frage ist damit auch zu einer staatspolitischen Frage 
geworden. 

In dem § 2 Abs. 1 des Regierungsentwurfs ist wohl 
deutlich gesagt, daß die in die Haup1wirtschaftskam
mer zu entsendenden 26 Vertreter zu je 13 aus Ar
beitgebern und Arbeitnehmern bestehen müssen. Der 
Abs. 2 braC'hte dies jedoch in der Vorlage nicht deut
lich zum Ausdruck. Der Hauptaus....zchuß hat daher 
noch einmal deutlich gesagt, daß die je 8 Vertrctc-r der 
Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern 
und Landwirtschaftskamme·rn zu je 4 aus Arbeit
gebern ,md Arbeitnehmet1n bestehen müssen. 2 Vertre-

ter der t'r~ien Berufe scheinen dem Hauptausschuß 
wenig. Er nahm jedoch an, daß die Kammern diesen 
Umstand entsprechend berücksichtigen. 

Der Artikel72 der Verfassung gibt keine Klarheit dar
ü~er, welchen Weg die Gesetzesvorlagen der Hai.r;;>t
wirtschaftskammer gehen und andererseits welches 
Schicksal sie haben, wenn die Landesregierung ihre 
Zustimmung versagt. Der Hauptausschuß hat daher 
dem § 3 der Regierungsvorlage eine neue klare For
mulierung gegeben. Diese besagt einerseits, daß die 
Hauptwirtschaftskammer dem Landtag Gesetzesvor
lagen nur über die Landesregierung unterbreiten kann 
und andererseits, daß die Landesregierung die Vorlage 
dem Landtag zuleiten muß, und zwar aucli dann, wenn 
sie nicht zustimmt. Im letzteren Fall vertritt sie ihre 
Ansicht vor dem Landtag. 

Dem Antrag der DP. in die Aufzählung der Auf
gaben auch finanzpolitische Maßnahmen, Fragen des 
Außenliandels und der Wirtschaftsforschug aufzuneh
men, konnte der Hauptausschuß im Hinblick auf den 
Wortlaut der Verfassung zwar nicht zustimmen, in 
dem Sitzungsprotokoll wird aber als gemeinsame Auf
fassung des Ausschusses niedergelegt, daß steuer- und 
flnanzpolitiche Probleme, soweit sie in die Wirtscha..l't 
des Landes erheblich eingreifen, zu den wirtschafts
politischen Maßnahmen zählen. 

Die Regelung der Wahl der Mitglieder, wie sie der 
§ 4 des Regierungsentwurfs vorsah, fand nicht die 
Sympathie des Hauptausschusses. Er bringt daher in 
Vorschlag, daß die Wahlordnung nicht von der Haupt
wirtschaftskammer, sondern von der Landesregierung 
erlassen, daß die vorläufige Hauptwirtschaftskammer 
gehört wird und der Hauptausschuß zustimmen muß. 
Die Rcgelrmg, daß Landesregierung und Landtag ein
geoaut ·wurden. war die logische Folge aus dem Um
stand, d:aß ·are· Hauptwirtschaftskam~r ja Staatsorgan 
werden soll. 

Daraus war dann auch noch zu iolgern, daß ihre 
Mitglieder gleich den Abgeordneten des Landtags 
nicht an Aufträge gebunden und nur ihrem ~wissen 
unterworfen sind, wie dies der Hauptausschuß in sei
ner Ergänzung zu § 6 beschlossen hat. Und schließlich 
b.at <;ier. Hqupta1.,1sschuß die der Hauptwirtschaftskam
m~ .~ß'Cll4l;>cr, pestehende Auskunftspflicht in § 11 
neu. ,g,e,f~~, . . E~n~ ,Be,gründung hierzu erscheint wie 
auch .zu. den übrigen kleinen Abänderungen nicht ge
bot~J;J. ,;o,te .fpri:nulierung der Änderungsanträge finden 
Sie in der Ihnen zugegangenen Drucksache Nr. II18.'i3 
bzw. II/927. 

Der Hauptausschuß empfich1t- Ihnen die Annahme 
des Landesgesetws unter Beri.ickskhtigung dieser 
Drucksachen. 

Präsident : 

Nac!t · det· ,.Berichterstattung wird die Aussprache er
öffne'!'. Das Wort hat der Abgeordnete Heep (SPD.). 

Abg. Heep': 
Meine Damen und Herren! Im Auftrag des Haus

halts- und Finanzausschusses möchte kh darauf hin
weiscn, .. d.aß das Gesetz nach § 12 eine finanzielle Aus
wirkung auf den Haushalt hat. Es wäre deshalb not
wendig gewesen, das Gesetz dem Haushalts- und Fi
nanz.'.l.usschuß zu überweisen. Wir wollen trotzdem 
gegen die zweite und dritte Beratung keinerlei Ein
wendungen erheben und d ie finanzielle Angelegenheit 
im Luufe der Etatberatung miterlecligen. 
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P-r ä s i d e n t : 
Sie haben davon Keruitnis genommen. Die Bespre

chung tst erö!!net. Wird das Wort geWUnscht? Das 
Wort hat der Abgeordnete Buschmann (KPD.) . 

Abi. Buschmann: 
Meine Damen und Herren! Wie aus der Bericht

erstattung hervorging, geht der Gesetzentwurf auf die 
· Verfassung zurück, die die Schaffung dieser Haupt

wirtschaftskammer vorschreibt. Dieser Artikel der 
Verfassung kann nur dann richtig verstanden werden, 
wenn man ihn in Zusammenhang bringt mit einem 
anderen Artikel, nämlich dem Artikel uöer das Mit
bestimmungsrecht der Gewerkschaften in der Wirt
schaft und in. der Produktion. Wenn man von dem 
letzteren ausgeht, so · sind wlr der Meiriung, daß der 
'vorliegende Gesetzentwurf dieses in der Verfassung 
zugestandene Mitbestlmm1mgsrecht der Gewerkschaf
ten und der Betriebsräte in der Wirtschaft und in der 
Produktion ri.lcht erfüllt. In dieser H!.nsicht ist die 
Regierungsvorlage unzulänglich und bedarf einer ent
scheidenden Verbesserung. Wenn es hellt in § 3, daß 
die Hl\.upt wirtscha!tskammer Gesetzentwürfe wirt
scha!ls- und sozialpolitischer Art begutachten soll, daß 
sie von der Regierung bei den· w!rtscha!t.s- und sozial
politischen Maßnahmen von grundsätzlicher Bedeutung 
gehört werden soll, so geht darpus hervor, daß es sich 
hier nur um ein illusslonäres Mitbestimmungsrecht 
handelt und jener entscheidende Artikel ih der Ver.fas.. · 
:sung durch diesen Gesetz.entwur! nicht reallsiert wird. 
Es wäre vjelleicht ganz interessant in diesem Zusam
menhang au! die Tatsache hh,.zuweisen, daß es auch 
in der Weimarer Zelt elrien Reichswirtschaftsrat ge
geben hat, dem e!rie ähnliche ,Rolle und Funktion zu
gedacht war. daß dieser Rekhswirt.schaftsrat aber nie
mals In Funktion getreten ist Wir sind deshalb der 
Meinung, daß es erforderli~ wäre, noch efum.al sehr 
gründlich sich mit der Realisierung des VerfaSSt,1ngs
artikels, der die Mitbestimmung der Gewerkschaften 
und Betriebsräte auf die Produktion vorsieht vorzu
nehmen, w:p. eine bessere tat.sächliche Mitbestlmmung 
der Gewerkschaften und }}et.rieb.sräte zu p.rantleren. 

' . ' I 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Ludwig (SPD.). 

Abg. Ludwig: 

Meine Damen und Herren! Ich dar! ganz. kurz dar
auf hinw.e.l,sen, daß wir das Gesetz begrüßen und daß 
wir ihm . zustimmen werden. Dieses Gesetz ist ja nur 
ein Teil von dem, was die Ver.f:assung l{Orschreibt. Wir 
werden in kurzer Zeit uns noch zu befassen haben 
mit anderen Gesetzen au! dieser Linie, nämlich mit 
dem Handwerkskammergesetz und mit dem Industrie
und Handelskammergesetz. Dfese Gesetze werden auch 
die Beteiligung der Arpeitnehmer an den Kammern 
garantieren. Das ist gegenill>er dem bisherigen Zu
stand ein . großer Fortschritt. Die provisorische Haupt
wtrtschartskammer, iiie als Vorwegnahme des Gesetzes 
geiten kann, das heute vorliegt, ist e.ben!alls zusam
mengesetzt auii, Arbeitgl!bern und Arbe:l.tnehmern und 
die Vertreter. der Arbeitnehmer sind vorgeschlagen 
durch die Gewerkschaften. :Oie Gewerkschaften haben 
also durchaus Ihre Vertretung Wld es hängt natUrlich 
von ihrer Geschlckllchkelt und von ihrem überblick 
über die Dinge 'ab, "'as sie nun aus der Einrichtung 
m"lc-hen. Wir werden selbstverständlich bemüht i,ein, 
die besten Vertreter in diese Einrichtungen zu schicken. 
Ihre Aufgaben slnd umrissen ln der Verl~ und 
das Gesetz kann sich nur an die Ve~~ung halten 

und kann nur die Bestimmungen bringen, die aufgrund 
der Verfassung eben im Gesetz enthalten sein müssen. 

Ich möchte also betonen, daß wir mit der Fassung 
des Gesetzes einverstanden sind und daß wir schon mit 
der Tätigkeit der Hauptwirtschafü,kammer festgestellt 
haben, daß es durchaus möglich ist, in diesem Rahmen 
die Arbeitnehmerauffassungen über die Wirtschaft zur. 
Geltung zu bringen, wobei ich ausdrücklich au! etwas 
sehr: wesentliches hinweisen muß, worüber noch sehr 
viele Irrtümer bestehen. Wir haben Interessenvertre
tungen, die auch verfassungsmäßig garantiert sind. 
Diese Interessenvertretungen sind gegeben in den In
nungen, Arbeitgeberverbänden und den Gewerkschaf
ten. · Die Kammern soUen ja etwas anderes darstel
len. Die Kammern haben die allgemeinen wirtschaft
lichen Interessen des Volkes zu vertreten. Wir stehen 
aber aut dem Standpunkt, daß die Wirtschaft nicht 
eine einseitige Angelegenheit der Unternehmer ist 
sondern daß daran die Arbeitnehmer gleichermaße~ 
interessiert sind.· Wir wissen, daß wenn Wirtschaft~
erschüttenmgen eintreten, die 'Arbeitnehmer am 
schwersten zu leiden haben. Wir brauchen nur an d:e 
schweren Wirtschaftskrisen zu erinnern, die wir hintCt." 
uns haben, oder an die Machtmißbräuche zu erinnern 
die die Kartelle und Konzerne usw. ausgeübt haben'. 
Aus diesen Erfahrungen hat sich ergeben, daß die Ge
werkschaften heute au! dem Standpunkt stehen daß 
sie nicht mehr zurückgedrängt werden können auf nar 
soziale Aufgaben. Gewiß, die sozialen Aufgaben, das 
war ja schließlich der erste Fortschritt, den sich die 
Arbeitnl.'hmer errungen hatten. Dann kamen die ar
bl!itsrechtlichen Aufgaben. Aber heute können wir 
nicht mehr daran vorbeigehen, daß die Arbeitnehmer 
auch an den allgemeinen wirtschaftlichen Angelegen
heiten interessiert sind. Darauf wollte ich ganz kurz 
hinweisen. Wir stlmmen also dem Gesetz zu und wün
schen, daß die beiden anderen Gesetzentwürfe über 
die Kammern recht bald vorgelegt werden. 

Präsident; 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Es stehen 

zur Abstimmung die Drucksachen II/927 Wld II/934 
Ich rufe auf die §§ 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11. 
12, 13, 14, Einleitung und Ubersch„ift. Wr;:r dem Gesetz 
in zweiter Lesung zu.stimmen will, bitte ich, die rechte 
Hand ui erheben. Bitte die ~genprobe. 

Das Gesetz ist angenommen mit allen bei 5 Stimm
enthaltungen der KPD. 

Wir kommen zur dritten Lesung. Ich rufe auf die 
§§ 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, Einleitung 
und Überschrift. Wer dem Gesetz in dritter Lesung 
zustimmen will bitte ich, sich vom Platz zu erheben. 
Bitte die Gegenprobe. 

Das Gesetz · wurde in dritter Lesung angenommen 
bei 5 Stimmenthaltungen der KPD. 

Präsident: 
Wir kommen zu Punkt 10 der Tagesordnung: Zwel,te 

und dritte Reraiung t'inc:-; Landesgesetzes zur Erglln
irun~ des Gc,;etzn uber die Yt>rpachtung und Verwal
tung iifft.nUleher Apotheken (Druck.-11,::he 11/423 und 
Drucksa.che ll/857), dazu Antrag der CDU. betr. Nicht
anwendung des Pacht- und !Uietscbutzcesetzes aur 
Apotheken (Drucksa.che II/356). Als Berichterstauer 
des Rechtsausschusses hat das Wort der Abgeordnete 
Dewald. 

ALg. Dewald: 
Meine Damen und Herren! Die Anträge der CDU 

Drucksache II/356 betr. Nichtanwendung des Miet- und 
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Pachtschutzgesetzes auf Apotheken und Drucksache 
II/423 Landesgesetz zur Ergänzung des . Gesetzes über 
die Verpachtung und Verwaltung öffentlicher Apotheken 
vom 1:1. Dezember 1935 WUfden dem Rechtsaussclluß 
zugeleitet, der in seiner Sitzung am 26. Juli 1948 be
schlossen hatte, die Anträge den zuständigen Mini
sterien, dem Justizministerium, und dem Ministerium 
für Gesundheit und Wohlfahrt zuzuleiten. In der Sit
zung des Rechtsausschusses vom 10. Februar wurde 
seitens des Vertreters des Justizministeriums über. die 
zwischen den Sachbearbeitern der beiden Ministerien 
geführten Erörterungen der beiden Anträge berichtet. 
Die Praxis hat gezeigt, daß Ver~ächter ohne begrün
dete Beschwerde gegen die fachliche oder dienstliche 
Eignung des Pächters Kündigungen vorgenommen ha
ben. Da die Apotheken nicht ohne weitereSt mit einer 
offenen Handelsgesellsehaft oder einem anderen ge
werblichen Betriebe vergleichbar sind, aber anderer
seits eine öffentliche Aufgabe zu erfüllen haben, näm
lich die Versorgung mit Arzneimitteln, ist es notwen
dig, daß der höheren Verwaltungsbehörde nach Anhö
rung der Berufsvertretung wesentliche Rechte in de:.
Mitbestimmung eingeräumt werden. Der Rechtsauaschuß 
schlägt daher dem Landtag vor, das in Drucksache 
II/857 vorliegende Landesgesetz anzunehmen. Im Ge
gensatz zur Formulierung der Drucksache II/423 wurde 
statt „Auflösung des Pachtvertrages" ,.Kündigung des 
Pa<:htvertrages" gesetzt. Ebenso wurde statt „aus trü
tigen Gründen" ,,aus wichtigen Gründen" gesetzt, weil 
es allgemeinem gesetzestechnischen Sprachgebrauch 
entspricht. Der Ausschuß hat sich weiterhin mit der 
Drucksache II/356 betr. die Nichtanwendung des 
Pacht- und Mietschutzgesetzes auf die Apotheken be
faßt. Der Minister für Gesundheit und Wohlfahrt hat 
sich mit Schreiben vom 23. Nov. 1948 ao den Herrn 
Minister der Justiz bereit erklärt, nach Inkrafttreten 
des Gesetzes in Drucksache II/857 durch Erlaß Abt. V 
des Ministeriums/Landeswohnungsamt an die nach
geordneten Wohnungsbehörden anzuordnen, daß der 
sog. Dienstwohnungserlaß vom 25. Mai 1948 auf den 
Apothekenwohnraum als anwendbar erklärt wird. Dem 
hat der Rechtsausschuß zugestimmt und er empfiehlt 
die Zurücknahme des Antrages Drucksache !I/356. Se1-
tens meiner Partei habe ich noch die Erklärung abzu
geben, daß sie die Anträge Drucksache II/356 und 
II/423 zurückzieht. 

Präsident: 

Meine Damen und Herren1 Wir kommen zur Abstim
mung über Drucksache II/857 in zweiter Lesung. Ich 
rufe auf die §§ 1, 2, Einleitung und Überochrift. Wer 
dem Gesetz in zweiter Lesung se-ine Zustimmung geben 
will, bitte kh um Erhebung der rechten Hand. 

Einstimmige Annahme. 

Wir kommen zur dritten Lesung. Ich rufe auf die 
~§ 1, 2, Einleitung und Überschrüt. Wer dem Gesetz 
in dritter Lesung seine Zustimmung geben will, bitte 
ich, sich vom Platz zu erheben. Ich stelle einstimmige 
Annahme fest. 

Wir lrnmmen zu Punkt 11 der Tagesordnung: zweite 
und dritte Beratung eines Landesgesetzes zur Förde
rung des sozialen Wohnungsbaus (Drueksache II/'138, 
11/827 und 11/898). Auch hier bitte ich, die Drucksachen 
II/327 1.md IIj898 zusammenzunehmen und für alle 
Ausschüsse zusammen Berkht zu erstatten. D~ .. Wort .. . J . 
hat cler Abgeordnete Scheerer als Berichterstatter. 1 

Ab. Scheerer ; 

Meine Damen und Herren! Ich will mich in der '8.'.!
richtCTstattung auf ein paar wesentliche Bemerkung,m 
beschränken. Der Sozialpolitische Ausschuß hat in de1-
Sitzung vom 15. 12. zu der Regierungsvorlage aus
drücklich Stellung genommen. Es wurde bei der Be
sprechung !'nsbesondere zu der Formulierung des § 4 
namentlich durch den Vertreter des Wiederaufbau
minü:toriums eine Reihe neu.er Gedanken vnrgetragen 
Nach eingehender Aussprache einigte sich der Aus
schuß grundsätzlich. Die endgültige FOTmulierung 
des § 4 wurde einem Redaktionskomitee, das aus Ver
tretern der beteiligten Ministe'rien bestand übertra
gen. Das Ergebnis finden Sie in der Drucksacl1e II/827. 
Außerdem wurden einige kleine Änderungen an der 
Gesetzesvorlage vorgenommen, die Sie ebenfalls in det· 
Drucksache IV827 vorfinden. 

Im Wesentlichen ging aus den Beratungen des So-· 
:z:ialpolttischen AuSGchusses hervor, daß diese Gesetzes
vorlage begrüßt wird und es Zeit ist, für den sozialen 
Wohnungsbau endlich die gesetzliche Grundlage zu 
schaffen. Man müsse aus dem Zeitpunkt der Erörte
rungen herauskomtnen und endlich zur praktischen 
Arbeit übergehen. Für diese praktische Arbeit bietet 
dieses Gesetz wohl die erste Grundlage. Der Sozial
politische Ausschuß bittet Sie, dem Gesetz in der nun
mehr vorliegenden Form die Zustimmung zu geben. 

'f' r ä Si d C 1, ! : 

Meine Damen und Herren! Der Abstimmung liegen 
zugrunde die Drucksachen II/738, II/827 und U/898. 

Ich darf darauf aufmerksam machen, daß der Älte
stenrat beschlossen hat, die Beratungen ohne Debatte 
·durcl1zuführen. Verzichtet die Sozialdemokratische 
Partd? (Zuruf: Wir verrichten!) 

Ich rufe auf die §§ 1 ·bis 7, Einleitung und über
schri.ft, Wer- dem Gesetz ip zweiter Lesung seine Zu-· 
stimmung 'geben will, bitte ich um Erhebung der rech
ten Hand. Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

Wir kommen zur dritten Beratung. Ich rufe auf die 
§§ 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, Einleitung und Üb&rschrift. Wer 
dem Gesetz in dritter Lesung sefoe Zustimmung geben 
will, bitte ich, .s.ich vom Platz zu erheben. Ich stelle 
die einstimmige .Annahme fest. 

Wir kommen zu Punkt 13 der Tagesordnung: Zweite 
und dritte Beratung eines Landesgesetzes zur Dm:ch
führung einer landwirtschaftlichen Betriebszählung 
1949 (Drucksache ß/917. Das Wort hat der Abgeord
nete H'.eep als Berichtetstatter des Hauptausschusses. 

(Zuruf : Punkt 12 kommt zuerst!) 

Präsident : 

Ents-chuldigen Sie, den Punkt 12 werden wir so[ort 
nachholen. 

Abg. Heep: 

Meine Damen und Herren! Der Haushalts- und Fi
nanzausschuß ist zwar der Meinung, daß es außer
ordentlich viel Berichterstattungen, Betriebszählungen 
und Statistiken gibt, die in der Praxis gaxnicht aus
gewertet werden, sondern nur auße-rordentli<:h viel Ar
beit und Kosten insbesondere für den landwirtschaft·· 
liehen Sektor verursachen. Hier handelt es sich aber 
um eine sog. Welt-Betriebszählung, die überall durch
geführt werden soll, de-ren Auswertung vielleicht in 
~l'}J . ~.q~?i . }'ie'!'.. Jahren; wenn wir sie nicht mehr brau
chen, .vor~no~m~n ~ird. Sie ist aber angeordnet von 
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der Militärregierung, und wir haben keine Möglichkeit, 
uns gegen dieses Gesetz mit seinen Auswirkungen, 
die xri.ug.t1che~ weise 250 000 Mark kosten, zu wehren. 
Deshalb schlägt der Aus.schuß Ihnen vor, das Gesetz. 
anzunehmen. 

Präsident: 

Sie haben.tie Berichterstattung des Ausschu~ses ge
hört. Liegen weitere Wortmeldungen vor? Das Wort 
hat der Abgeordnete Schieder (KPD.). 

Abg. Sehleder: 

Meine Damen und· Herren! Ich bin, daas muß ich ganz 
offen sagen, sehr überrascht, auf der Ta~esordnung 
den Punkt 13 für die zweite und dritte Lesung zu fin
den, denn mir ist nicht bekannt, daß die erste L~sung 
schon stattgefunden hätte. Ich will das nicht zum 
Hauptproblem machen, vielmehr sehe ich das finan
zielle Moment, das damit verbunden ist, als das ent-
scheidende an. ' 

Präs l den t (unterbrechend): 

' Herr Abgeordneter Schieder, die erste Bcralu·ng hat 
bereits gestern stattgefunden. 

A b g. S c h i e d e r : 

Dann ist mir das tatsächlich völlig entgangen. (Hei
terkeit.) Wenn man im § 5 ausdrücklich davon spricht, 
daß die Zählung ehrenamtlich zu erfolgen hat, sJ bin 
ich von der Höhe der Kosten mit 500 000 Mark über
rascht. (Präsident: 250 000 Mark!) Nein, es heißt aus
drllckl!ch, 500 000 Mark. Es darf angenomm~ wer
den, daß der Betrag nicht allein für Papier ausgege
ben werden kann. Zudem ist als Apparatur das Stati
stische Landesamt vorhanqen, das sowohl mit seinen 
sächlkhen als auch persö'nlichen Ausgaben im Etat 
doch verhältnismäßig günstig bedacht wurde. Woher 
da die unverhältnismäßig hohen Kosten kommen, ist 
mk noch schleierhaft. Die Notwendigkeit statistischer 
Erhebungen wird wohl von niemand bestritten, aber 
man muß schon erwarten, daß die dafür erforderlichen 
Ausgaben nicht nur sparsamst bewirtschaftet, sondern 
schon im Ansatz sparsamst vorangehen Sollte jedoch 
wie man der Begründung entnehmen könnte, und wie 
hier von dem Herrn Berlchterst?tter zum Ausdruck 
gebracht wurde, ausschließilch die Initiative auf Sei
ten des Kontrollrates liegen, den man· als nicht meh:i
existierend bezekhnen muß, wtlrde ich eher anneh
men, daß es sich um eine echte Besatzungslast handelt 
die dann entsprechend behandelt werden müßte. Damit 
meine ich, daß die Kosten eben auf dem Konto der 
Besatzungsmacht verbucht und die Summe der Be
satzungskosten antellmäßig herabgesetzt werden müß
te. Unter dieser Vora~ssetzung könnten wir dann 
dem Gesetz schon zustimmen. 

Präsident: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Ich rufe au! die §§ l bis 7 und mache darauf auf
merksam, daß nach einem Vorschlag des Ältesten
rates 1n § 7 die Worte in der zweiten Zeile „nach 
Anhören mit dem" die beiden Worte „mit dem" zu 
streichen sind, sodaß es nunmehr heißt: ,,nach Anhö
ren des Präsidenten", ,,des" muß hinzugesetzt werden. 
Ich ruic weiter auf Einleitung und Überschrift. 

Wer unter Berücksichtigung dieses ÄnderuJagsantra: 
ges dem Gesetz zustimmen will, bitte ich um Erhe
bung der rechten Hand. Die Gegenprobe? Enthaltung? 
Das Gesetz ist angenommen bei 6 Stimmenthaltungen 
der Kommunistischen Partei. 

, .. ,1 .. , ,, ... . ,,, • •• 

Wir kommen zur dritten Lesung. Ich rufe au! die 
§§ 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, Einleitung und überschritt. 

Ich sehe den § 6 nicht. Es muß § 7 1n § 6 geändert 
werden. 

A b g. Hart m a n n ; Es fehlt der § 6! 

Präsident: 

Ich bitte, zwischen beiden Abschnitten § 6 einzuset
zen. Ich rufe dann weiter auf § 7, Einleitung und 
Uberschrift. 

Wer dem Gesetz in dritter Lesung seine Zustimmung 
geben will, bitte ich, sich vom Platz zu erheben. Die 
Gegenprobe? Bei 6 Stimmenthaltungen der KPD. 'ln
genommen. 

WiI· kommE:n zu Punkt 12 der 1'agc~.,rdnung: Zw~ite 
und dritte Beratung eines Urantrages der Fraktion der 
§PD. betr. Lande:sgesetz zur Verlängerung <!.es Landes
gesetzes :,;ur Sicherung der Arbeitspfätzc (Druck~ache 
U/909). Als Berichterstatter des Sozialpolitischen Aus
.;;chusses hat das Wort der Abgeordnete Scheerer. 

Abi,;. Schcercr: 

Meine Damen und Herren! Es ist sicherlich ein sel
tener Fall, daß ein befristetes Gesetz, das schon ein
.mal verlängert wurde, noch einmal verlängert werden 
soll. Wer aber heute .morgen Zeuge der Verhandlungen 
des Sozialpolitischen Au·sschusses über diesen Bera
tungsgegenstand war, wird überzeugt sein, da!3 die 
nochmalige Verlängerung dieses Gesetzes eine drin
gende Notwendigkeit i.st. Es wurde darauf hingewie· 
sen, daß an und für sich zwar der Zweck des Gesetze, 
der war, die nach der Währungsreform erwartete 
Schockwirkung auch auf dem Arbeitsmarkt aufzufan
gen, daß aber namentlkh in den letzten Wochen und 
Monaten sich eine steigende Tendenz der Zahl dl'r F.r
werbslosen bemerkbar mache und daß man deshalb 
auf die Anwendung dieses Gesetzes im Augenblick 
noch nicht verzichten könne. Der Arbeitsminister wies 
u. a. darauf hin, daß die Zahl der Arbeitsuchenden 
am 30. 11. 9030 betrug, daß sie am 28. 2. bereit, auf 
23 577 gestiegen war. Auf der anderen Seite wurde 
untersucht, ob die Vorwürfe, die hier und da gegen 
die Ausschüsse erhoben werden, die auf Grund die .:cs 
Gesetzes ihre·Tätigkeit ausüben, daß sie nicht objektiv 
seien, gerechtfertigt wären. Fs wurcie festgestellt, d::iß 
die Ausschüsse in 60 % aller Fälle den Kündigungen 
zugestimmt haben, daß sie sich den wirtschaftlichen 
Notwendigkeiten nicht verschlossen hätten, daß sie es 
~ber in diesen Fällen als ihre Aufgabe betrachtet ha
ben, und diese Aufgabe schreibt ihnen das Ge6eb. z.u, 
auch die sozialen Momente zu berücksichtigen, daß 
insbesondere auch in der öffentlichen Verwaltung beim 
Ausspruch von Kündigungen das soziale M:)ment nicht 
immer genügend berücksichtigt werde und daß man 
insbesondere die Tendenz verfolge, nach der Richtung 
des geringsten Widerstandes hin· zu verfahren, d. h 
den Kleinen zu entlassen und denjen; gen, der vielleicht 
in höherer und besser bezahlter Stellung sich befindet, 
zu schonen, daß gerade auf diesem Gebiet die Aus
schüsse immerhin eine segensreiche Wirkung gehabt 
hätten. Auf der anderen Seite wurde aber festgestellt, 
daß der Kündigungsschutz, so wie er bisher im Lande, 
bei uns gesetzlich geregelt ist, nicht befriedigend sei, 
daß man ein Kündigungsschutzgesetz, so wie es in an. 
deren .Ländern der Westzonen bereits besteht, und wie 
es auch im Rahmen der gesamten Bizone angestrebt 
wird, auch in Rheinland-Pfalz schaffen müs.se. Das 
Arbeitsministerium teilte mit, daß sich ein Gesetz-
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ent-wurf bereits in der Bearbeitung befinde und man 
hoffe, daß dem vorJiegenden Antrag stattgegeben wird, 
dieses Gesetz noch einmal bis zum 31. 7. zu verlängern 
da,s dann, soweit es möglich ist, das in Arbeit befind
liche Kündigungsschutzgesetz die jetzigen gesetzlichen 
Bestimmungen ablösen kann, und daß wir dann für die 
Zukunft eine gute gesetzliche Grundlage .auch in die
ser Frage getroffen haben. 

Der Ausschuß hat mit 12 gegen 1 Stimme dem An
trag stattgegeben und bittet das Hohe Haus, ebenso 
:m verfahren. 

Präsident: 

Die Aussprache ist eröffnet. Das Wort hat der Ab
geordnete Baumgärtner (KPD.). 

Abg. Baumgärtner: 

Meine Damen und Herren! Der Ausschuß hat heute 
morgen seine Zustimmung gegeben zur VerlängeTung: 
dieses Urantrages. Was mich bewegt, einige Worte 
noch zu dieser AusschußSlitzung zu sagen, ist fol
gendes: Nach der durchgeführten Debatte heute vor
mittag bezüglich der Betreuung der Arbeitslosen und 
der aus der Fürsorge bereits Ausgeschiedenen, glaube 
ich, müßte das Hohe Haus hier mit Nachdruck sich 
dafür einsetz.en, daß e-ine baldige Verabschiedung der 
Arbeitslosenhilfe Wirklichkeit wird, damit wir n,.icht 
die Gemeinden in einem Maße belasten, zu der schwe
ren finanziellen Lage, in der sie sich befinden und auf 
der anderen Seite bereits in einem vorausgegangenen 
Gesetzentwurf Mittel aus dem Arbeitsstock bewilligen 
für den Wohnungsbau und alle anderen Probleme 
mehr. 

Wir glauben, im Vordergrund muß stehen eine besseTe 
soziale Betreuung der Arbeitslosen, die jetzt aus dem 
Arbeitsprozeß ausscheiden müssen.. Ich habe heute 
morgen mit besonderer Sorgfalt mich bemüht, auf die 
Entwicklung in der Metallindustrie aufmerksam zu 
machen, die sich in ihrer Folge fast gleichlaufend zeigt 
wie in der Bauindustrie. Hoffen wir, daß es in dem 
Maße nicht eintritt, aber wir müssen alles tun, um h~r 
den Betroffenen die weitmöglichste Hilfe zuteil wer
den ztt lassen. 

WE•nn hier der Bericht des A1.1sschusses zum Aus
druck bringt, daß die Spruch-Ausschüsse, die z~1 den 
Antl'ägen der Entlassung Stellung genommen haben, 
weitgehend die Anträge objektiv geprüft haben, i.o 
habe kh heute mo1·gen die Gelegenheit wahrgenommen, 
darauf aufmE::rksam zu machen, daß umgekehrt die 
ernstesten Bedenken bei uns bestehen. Von seiten der 
Arbeitgeber bedient man sich bewußt der Methoden. 
die Einreichung der Anträge auf Kurzarbeit und .Ent
lassungen kurz vor dem Termin der Sitzung des Aus
schusses einzureichen, man setzt alles in Bewegung, 
um den Antrag ohne Prüfung zu verabschieden. 

Dagegen müssen wir fünspruch einlegen. Wir ver
langen von den Ausschüssen objektive Unterlagen, <ias 
Einsetzen des Betriebs.rates bei. der Überprüfung der 
Materic1Jien, die von de·r Werksleitung eingereicht 
werden. Ich glaube, es liegen einige Bedenken vor, 
einige g't'obe Verstöße, die bereits mit e.inze.4ien .;µ
beitsämtern überprüft wurden. Es wurde auch . ver
sucht, sie zu korrigieren. Ich habe den Wunsch, daß 
der Arbeitsminister das wahrmacht, was er heut.e mor~ 
gen zugesagt hat., daß die Arbeitsämter Anweisung er~ 
halten haben, nach den notwendigen Richtlinien auch 
zu verfahren. Ich glaube, damit wollte ich nur gesagt 
haben, daß auch rlas, was auch im Ausschuß heute 
morgen einstimmig zum Ausdruck kam, daß eine Be-

schleunigung der Arbeit für die Vorlage eines neuen 
Kündigungsgesetzes bald möglich gemacht wird in 
diesern Hause. 

.. P:rä.!Hden t: 

Das Wort hat der Abgeordnete Jahn (CDU.). 

Abg. Jahn: 

Meine Damen und Herren! Ganz kurz folgendes: 
Wir wenden uns grundsätzlich gegen eine Zwangs
bewirtschaftung der Arbeitskraft, und zwar deswegen, 
weil wir der Meinung sind, daß die Zwangstvirtschaft 
auf den verschiedensten Gebieten schon so lange 
dauert, daß sie sich selbst überlebt hat. Wir haben 
mancherlei unangenehme Erfahrungen damit gemacht. 
Wir wollen hier keine generelle Anklage erheben ge
gen die Arbeitsverwaltung, denn es ist oft so, daß es 
die.Menschen in der Arbeitsverwaltung auch nicht im
mer leicht gemacht bekommen. Aber wir wollen auf 
folgende Tatsachen aufmerksam machen: 

Das G~tz. d~ wir s. Z. verabschiedet haben, wollte 
die Möglichkeit schaffen, daß nicht jeder Arbeitneh
mer bei irgendwelchen geringen Betriebsschwankun
gen zum Spielball eines Unternehmens wil·d. Es ist uns 
im großen und ganzen gelungen, tatsächlich eine ge-· 
'Wisse Stabllität in die ganze Sache hineinzubringen. 
Wenn wir aber nun im La,ufe der letzten Monate fest
stellen konnten, daß, und das wurde uns heute mor
gen ja von dem Herrn Arbeitsminister in langen Aus
führungen dargelegt, wie sich die ganze Arbeitsmarkt
lage in 11.heinland-Pfalz entwickelt hat, die Zahl de1 
Arbeitslosen gestiegen ist, so müssen wir diese Ent
wicklung einmal einer- näheren Prüfung unterziehen. 
Wlr können dabei feststellen, daß z. B. in einem Be
rufz'11.lelg, in de·r Landwirtschaft, über A,rbeiterrnangel 
geklagt wird. Da muß m. E. doch darauf gesehen 
werden, daß auch die Arbeit.sverwaltung sich bemübt 
dort den Kräftebedarf zu befriedigen. Ich höre da 
und dort immer wieder die Bemerkung, jeder will 
essen und trinken, aber nicht alle sind bereit in der 
Landwirtschaft Arbeit aufzunehmen. 

Meine Damen und Herren! Es ist wirklich so, daß 
wir zugeben müssen, daß es den meisten Menschen 
nicht zusagt, eine landwirtschaftlkhe Betätigung aus
zuübem, und doch glaube ich müssen tvir gerade im 
Zusammenhang mit einer Frage, die wir heute zu be
hand~ln haben, einmal iiberlegen. wie können wir das 
Problem der- Landfh1cht überhaupt -dnigennaßen be
friedigend regeln. Das ist ein· Lohnproblem und kann 
nicht 'dureh ein solches Gesetz geregelt werden. Ich 
habe mir heute morgen schon erlaubt auf eine Sache 
aufmerksam zu machen: Wir haben in diesem hohen 
Hnu,se $<.'hon ott da-rUbe·r gesprochen, daß allenthalben 
die Foroerung auf Verwaltungsvereinfachung, Abbau 
t1sw. erhoben wird. · Ob das bei ein.er Kommunalver
wnHuno; ist oder bei den übrigen Behörden, ganz 
gleich., man sagi, der Beamtenapparat ist übersetzt. 
Wit- haben heute m<ngen Näheres gehört bei der Be
ratung des Benmtengesetzes. Auf cler elnen Seite soll 
ein Stadt- oder Gemeinderat Abbaumaßnahmen vor
bereiten, er soll eine Verminderung des Personals und 
damit der Ausgaben du1·chfüh1·en. Auf der anderen 
Seite sagt dieselbe Gemeindevertretung, ja, wir sind 
an die Zu:;;timmung des Ausschusses beim Arbeitsamt 
gebunden. Nun haben wir ja die erfreuliche Tatsache 
Z'l! V('TZCichnen, daß in den meisten Fällen - das wurde 
beute rri.o\·gep sci1Qn statistiscch unt,ennauert - die Aus
schüsse sehr praktische und wertvolle Arbeit geleistet 
haben. Daß in all' den Fällen, wo die Zustimmung ver
sagt wurde, keine weiteren Maßnahmen ergriffen wur-
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den seitens der Firmen oder Unternehmen, ist _ganz 
zweifellos ein Beweis, daß die Ausschüsse sich in der 
zurückliegenden Zeit bemüht haben, den tat.sächlichen 
Verhältnissen Rechnung zu tragen. Aber wir wollen 
dabei nicht übersehen, daß, wenn der Hert Finanz
minister von sich aus immer wieder ein Interesse dar
an hatte, daß die Abbaumaßnahmen durchgeführt 
werden, um den Etat zu entlasten, und auf der. ande
ren Seite natürlkh hier die Ausschüsse den Verhält
nissen nicht Rechnung tragen würden, dann kämen 
wir in eine schwierige Situation. ·Wir haben 1n unse
rer Fraktion sehr eingehend Uber die Verlängerung 
dleßes Gesetzes. beraten und . kamen nach Abwägung 
aller Momente doch zu der Oberzeugung, daß eine 
Verlängerung bis Ende Juli dieses Ja~es nicht zu um
gehen ist, und zwar weil es die derzeitigen wirtschaft
lichen Vc1·hältnlsEe erforderlich machen. 

Meine Fraktion stimmt also der Gesetzesvodage in 
zweiter und dritter Lesung zu. 

Y r ä s i d e n t :. 
Das Wort hat der Ab.geordnete VÖlkemer (SPD.). 

Abg. Volkemer: 
Meine Damen und Herren! Ich bitte 'entschuldigen 

zu wollen, wenn ich auch noch namens meiner Frak
tion zu dieser Frage das Wort nehme. Wir waren 
a:war der Au!!assung, daß, nachdem der Sozialpoliti
sche Ausschuß heute vormittag sich einmütig für die 
Verlängerung des Geseta:es elnge$e~ hatte und auch 
de. BcrlchterstattCt" betonte, daß 12:1 Stimmen dem 
Hause empfehlen, di~ri Gesetzentwurf anzunehmen, 
sich eine Debatte erübrigt hätte. Wir haben heute 
früh trota:dem einige sehr wichtige Momente in die
Diskussion hineingebra,cht, die VeranJ,assung geben, 
eine solche Einmütigkeit :i:u ettielen. 1Wif wußten ge
nau, daß, als das Geseta: geschaffen worden ist, wn 
die schon , erwähnte. Schockwirkung der Währungs
reform abzuwenden, zunächst im Baugewerbe und 
dann auch 1n der Lederwarenindustrie Wld in der 
kungewerblichen Industrie erhebliche Entlassungen 
vorgenommen Wl.llt"den oder beabsichtigt waren. Er
freulicherweise hat diese Entwicklung der Entlassun
gen nicht in dem Masse angehalten, wie man das be
filrehtet hat. Das Gegenteil ist eingetreten. Bis gegen 
Schluß des Jahres 1948 hat man allgemein eine sehr . 
gute Entwicklung beobachten können, au! allen Ge
bieten und in jeder Indu,trie. Mit Beginn. des Jahres 
1949 a:eigte sich aber, was das Baugewerbe anlangt, 
daß nicht nur infolge der Kälteperiode, sondern auch 
lnfolg~ des absoluten Kapitalmangels seitens der pri
vaten BaulwtUgen eine Arb~it.slosigkeit im Baugewerbe 
in einem ·bisher nicht gekannten Umfange sich zeigte. 
Die .Lederwarenindustrie in P.lrr.naseas sowie in ganz 
Rheinland-Pfalz zeigte eine ähnll~he Tendenz. Es hat 
sich' gerade in dieser Industrie ein unnocmaler Auf
schwung gezeigt. Dle Leder, die sonst 'für die Schuh
herstellung dringend notwendig gewesen wären, wur
den Zl,l.r Herstellung von ' T.asc:hen und Luxuswaren 
verwert,t. Diese Industrie liegt nu:p. , heute darnieder, 
und überall werden wajter~ Einschränk~gen und Be.
trlebsschließungen vo.rgen,ommen. Um "aber .weiteren 
Entlassungen der Arbeitillc~ä+te . und ·Betrie~jiscpli~un
gen vorzubeugen, sind w~r 'der Ansicht, d~ schQn al
liein im Hi,nblick auf die besonders gelagerten Umstän
de im Pirmasenser Gebiet und in der Lederwaren
industrie eine Verlängerung des Geset.z'es notwendlg 
ist. Wir zählen in Pinnaseos· :t. Zt., die Bauarbeiter 
mlt -eingeschlossen, fast 4000 Arbeitslose .und wir sind 
verpnichtet, um weitere EnUassung~m und . dadurch 
Verschlechterung der Arbeitsmar!:{tla&e zq ver.hindern, 

.~ . ' 

dieser Gesetzesvorlage die Zustimmung zu geben. Wir 
sind auch der Ansicht, daß das Betriebsrisiko nicht 
allein von den Arbeitern getragen werden darf. Die 
Unternehmer haben nach der Währungsreform, ins
besondere in der Schuhindustrie, Einstellungen vor
genommen, mehr als die Betriebe vc-rdauen konnten 
Nunmehr zeigt sich, daß diese neueingestellten Arbei
ter als Belastung empfunden werden. Man muß ab
wenden, daß der Unternehmer vermeintliche unpro
duktive Arbeitskräfte entläßt und dadurch das Heer 
der Arbeitslosen vergrößert. Das Gesetz soll auch 
einen besonderen Schutz gegen die unsozialen Arbeit
geber darstellen, nicht nur der privaten, sondern t'.!S 

soll auch ein Schutz gegen die unsozialen Behörden
stellen darstellen. Aus diesem Grunde sagen wir, daß 
das Gesetz unbedingt verlangt werden muß, und ich be
tone nochmals ausdrücklich, daß· entgegen der Ansicht 
der DP. die Kilndigungsausschüsse objektiv geurteilt 
haben und etwa 608/o der Anträge durch die Kündi
gungsausschüsse, die paritätisch zusammengesetzt sind, 
und zwar von Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertre
tern, genehmigt worden sind. 

Wir bittex,. das Hohe Haus, dem Gesetz zuzustimmen, 
damit die Arbeiter weiterhin geschützt sind vor allen 
Eventualitäten. 

Präsident: 
Das Wort hat der Abgeordnete Selzer (DP.). 

Abg. Selzer: 
Meine Damen und Herren! Bei ihrer grundsätzlichen 

Einstellung ~egen jede Zwangsbewirtschaftung der 
Arbeitskraft hat die Fraktion der DP. sowohl bei dem 
Beschluß als auch bei der ersten Verlängerung des 
Landesgesetzes ihre Zustimmung gegeben, weil die 
Voraussetzurigen dafür damals als gegeben er.schienen. 
Nachdem diese Voraussetzungen heute nicht mehr in 
dem vollen Umfange bestehen, können wir unsere Zu
stimmung zu .einet" nochmaligen Verlängerung nicht 
mehr geben, weil wir zu einer Verewigung dieses Zu
standes nicht beitragen wollen. Bei aller Anerkennung 
des soa:ialen Interesses, welches auch wir allen Be
rechtigten im Lande entgegenbringen, glauben wir. 
daß die bestehenden gesetzlichen Bestimmungen aus
reichen, um Kündigungen, die nicht aus wirtschaft
lichen Notwendigkeiten erfolgen, :tu verhindern. Auch 
die Betriebsräte haben reichlich Gelegenheit, sich für 
diese Sach~ . einzusetzen, und arbeiten auch in diesem 
Sinne erfolgreich mit den betreffenden Werken zu
sammen. Außerdem bieten auch die §§ 111 und 112 der 
Verfassung eine hinlängliche Handhabe für die Lan
desregierung, jederzeit im Verordnungswege Kündi
gungen bei Notständen zu verhindern. Wir verkennen 
auch nicht, daß die Ausschüsse manche gute Arbeit 
geleistet haben und daß die paritätische Zusammen
setzung dieser Ausschilsse durchaus gut gearbeitet hat. 
Aber immerhin dürfen wir nicht ver~essen, daß auch 
sehr häufig durch diese Ausschüsse Verzögerungen ent
standen sind, die nicht im Interesse der Sache Jagen, und 
vo:r aiien Dingen müssen wir darauf hinweisen, daß auch 
die Arbeitslenkung dadurch beeinträchtigt werden 
konnte. Denn wenn man das Gesetz wieder verlängert, 
kann es leicht vorkommen, daß Arbeitskräfte, die frei 
werden, nicht diesen Betrieben, ich denke dabei in 
erster Linie an die Landwirtschaft, zugeführt werden 
könnten, die sie dringend notwendig gebrauchen. Auch 
das Argument, daß die Geldnot und der Mangel nn 
Rohstoffen usw. eine weitere Verschlechterung der 
Arbeitslage , verursachen könnte, glauben wir nicht 
ganz teilen zu können, da man doch in Zukunft be
stre~t ist, und vor allem die Landesregierung sich da-

," ! 
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m1· P.insetzt, daß diese Mängel beseitigt werden und 
daß wir allmählich doch zu einem erträglichen Ver. 
häHnis in der Arbeit.~marktlage kommen V\l'erden. 

Ich möchte weiter dazu sagen, daß das verantwor
tungsbewußte Unternehmertum im großen und ganz:en 
den Beweis erbracht hat, daß es seiner .soz..ialen Ver
pflich1lmg auch bei schwieriger W.irtschaftslage sich 
l.:~wußt ist . Ich muß nochmals erklären, daß wir un
tc1· den gegebenen Verhältnis:;:en unsere Zustimmung 
zu de·r Vorlage leide, nicht geben können. 

Präsident: 

Die Rednerliste isi et'schöpft. Wir kommen zur zweiten 
Les ung. Ich rufe auf die §§ 1 und 2, Einleitung und 
Überschrift. Wer dem Gesetz in zweiter Lesung zu
stimmen will, bitte ich, die rechte Hand zu erheben. 
Gegenprobe. Angenommen gegen 6 Stimmen der DP. 

Wir kommen zur dritten Lesung. Ich rufe auf die 
§§ 1 und 2, Einleitung und Überschrift. Wer dem Ge
setz in dritter Lesung seine Zustimmumg geben will, 
bitte ich, sich vom Platz zu erheben. Gegenprobe. An
genommen gegen 6 Stimmen der DP., Stimmenthal
tung: 1 Stimme. 

Präsident: 
Wir kommen nunmehr zu Punkt 15 der Tagesord

nung~ Antrag der Fraktion der CDU. betr. Änderung 
des Einkommensteuergeeebes (§ 32 und § 38) (Drucl1 -
sache ll/877). 

Dazu habe ich ein Schreiben der Staatskanzlei zu 
verlesen. Unter dem 14. 3. 1949 ging seitens der 
Staatskanzlei an das Büro des Landtags folgendes die
sen An trag betreffendes Schreiben ein: 

„Betrifft Antrag der CDU.-Fraktion vom 8. 2. 1949 
- II 877. 
Hierzu teilt das Finanzministerium mit Schreibc.n 
vom 8. 3. 49 .folgendes vor: ,Dem von der CDU.
Fraktion vorgebrachten Antrag, die nach § 32 Abs. 
4 Ziffer 3 und § 39 Abs. 2 Buchst. c Ziff. 3 des Ein
kommensteuergesetzes in Betracht kommende Kin
derermäßigung bis zum 35. Lebensjahr zu gewäpren, 
wird durch Abschn. 39 der neuen Lohnsteuerl'icht
linien insofern entsprochen, als bei Kindern über 25 . 
.Jahi:en ohne Rücksicht auf das Lebensalter ein 
steuerfreier Betrag bis zu jährlich 60Q.- DM (mo
natlich 50.- DM.) auf der Lohnsteuerkarte einge
tragen werden kann, wenn die Aufwendungen des 
Arbeitnehmers für den Unterhalt und die Berufs
ausbildung die Mehrbelastungsgrenze übersteigen. 
Die Lohnsteuerrichtlinien 1948 sind vom Beratenden 
Finanzausschuß einheitlich für die französische Zone 
ausgearbeitet worden und liegen zur Zeit der MHi
tärregierung in Baden-Baden zur Genebmigung vor.' 
Sie erhalten hiervon Kenntnis mit der Bitte un;i Un-. 
terrichtung der Antragsteller sowie demni;i.chst „ i;le,s 
Haushalts- und Finanzausschusses. 
In Vertretung gezeichnet Unterschrift. 

Sie haben von dem Schreiben Kenntnis genommen. 
Ich darf darauf aufmerksam machen, daß, soviel ich 
eben entnommen habe, es sich nur um Lohnsteuer 
handelt, während der Antrag der CDU. für EinkoU1-
men- und Lohnsteuer gilt. Der Ältestenrat schlägt Ih
nen vor, diesen Antrag dem Hauptausschuß und dem 
Haushalts- und Finanzausschuß zu überweisen. Wi
derspruch erhebt sich nicht. Es ist demgemäß be
schlossen. 

w:r kommen zu Punkt 16 der Tagesordnung: Antrag 
der Fraktion der DP. betr. Aufbebung der Höchst-

preise für Frischwaren iu der Pfalz (Drucksache 
ll 881) 

Hl•mm h1:1l der L1:1n<.lwirtschaftsm!niid.er das Wort 
erbeten zu einer,, kurzen Erklärung. Zuerst. hat Ab
geordneter Ncumaycr das Wort erbeten. 

Abg. N ·eumayer: 

Ich wollte kurz C'!"klfücn, daß seit Dezember 1948 
die Prci f!:>ild1.1ng, al~o dle Höch~tpreii:;e für Fdu:hwu
rcn, für Ob~! und Ckrni.i ;:e, freicegeh<'n word~n sind . 
Trotzdem wird in der Pfalz nach wie vor von der 
Prei!-bildungsi;telle der Standpunkt vertreten, daß die 
alten Höchstpreise nocli in Geltung seien. Daraus 
folgt, daß eine uneinheitliche Handhabung im Lande 
entstanden ist, daß in der Pfalz eine andere Lage als 
in den übrigen Bezirken des Landes eingetreten ist, 
und außerdem, daß Handelsspannen für den Verkauf 
in die Bizone festgesetzt worden sind, die höher liegen 
als für den Verlrnuf in Rheinland-Pfalz selbst. In
:folgedessen besteht die Gefahr, daß Frischobst und Ge
milse aus der Pfalz abwandert. Aus diesem Grunde 
und insbesondere 'um eine Einheitlichkeit der Gesetz
gebung für das ganze Land zu erreichen, glaube ich, 
doß dieser Antrag in der heutigen Sitzung ohne wei,e
res angenommen werden kann. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Zimmer (CDU.) . 

Abg. D1·. Zimmer: 

Ich möchte einen Eventual-Zusatzantrag hinsichtlich 
der Bewirtschaftung der Eier stellen . 

Wir möchten den Herrn Landwirtschaftsminister 
bitten, die '.Frage ernsthaft zu prüfen, ob nicht ohne 
Gefährdung der Versorgung der Normalverbraucher 
und insbesondere der Krankenhäuser und ohne gle!.ch
zeitig eine maßlose Preissteigerung herbeizuführen, 
nicht ln Erwägung gezogen werden kann, i.m Frühjahr 
im Hinblick auf die beabsichtigten Importe eine Frei
gabe der Eier herbeizuführen. Als Eventualzusatzan
trag zu dem Antrag der DPf 

Präsident: 

Das Woi-t hat der Landwirtschaftsminister SWbinger. 

L a n d w i t t s c h a f t sm i n i s t e r S t ü b i n g e r : 

Zunächst die Frage der Höchstpreise in der Pfalz. 
Wie ich durch das Wirtschaftsministerium unterrichtet 
bin, sind seit 2 Tagen Verhandlungen in Baden-Baden 
in Preisrat Im Gange, die sich damit beschäftigen, die 
Höchstpreise für Frischwaren, Obst und Gemüse in 
der Pfalz unter allen Umständen zu Fall zu bringen. 
Bezügiich des Zusatzantrages der CDU. kann ich von 
meiner Seite erklären, daß wir nach eingehendster 
Überprüfung in den letzten Tagen im Ministerium für 
Landwirtschaft und Ernährung zu dem Entschluß ge
kommen sind, ab 1. April die Eierbewirtschaftung auf
zuheben. 

:Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir, eine 
Frage noch kurz zur Diskussion zu stellen, die uns in 
der !etz~n Zeit im Landwirtschaftsministerium größte 
Sorge bereitet hat. Es ist Ihnen bekannt, daß wir be
reit<; im 'öezember 1948 im Kabinett den Beschluß ge
!aßt haben, daß unter allen Umständen diejenigen 
Landwirte, die rechtzeitig ihr Getreide abgeliefert 
haben, die Differenz zum Preis, der nach dem 
10. Oktober bezahlt wurde, unter allen Umständen 
nachgerechnet bekämen. Dieser Beschluß, der im De
zember gefaßt wurde, ist anschließend dann auch in 



• 

55. Sitzung, 24. M'.li.rz 1949 1467 

mehreren Anträgen vom Landtag unterstützt worden. 
Leider ist es uns und dem Finanzministerium noch 
nicht gelungen, bei der Finanzabteilung der Militär
regierung durchzudrücken, daß wir die Genehmigung 
erhalten, die Getreidepreise nachzuzahlen. In einer 
Besprechung, die ich noch vor 14 Tagen in Baden
Baden mit dem zuständigen Generaldirektor der Ab
tellung Landwirtscha!t und Ernährung geführt habe, 
habe ich nochmals auf die Dringlichkeit hingewiesen, 
und insbesondere darauf, daß nun auch in der Bizone 
sämtllche Getreidelieferungen, die bis zum 10. Oktober 
durchgeführt worden sind, nachbezahlt wurden. Da
mit sind wir !n Rheinland-Pfalz das einzige Land, das 
bis zum heutigen Tag diese Preise nicht nachbezahlt 
hat (Hört, hört!). 

Ich glaube, wir alle sind uns einig, daß hier eine 
Ungerechtigkeit wieder gutgemacht werden muß. Wenn 
dlese Getreidelieferungen nicht nachgezahlt werden, 
ist es am Ende so, daß tatsächlich der Anständige für 
sein korrektes Verhalten und seine Ablieferungsfreu
digkeit bestraft wird. Ich möchte deshalb das Hohe 
Haus bitten, mich durch entsprechenden Antrag in 
meinen Bemühungen gegenüber der Militärregierung· 
zu unterstützen (Beifal! CDU.). 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Schüler (CDU.}. 

Abg. Dr. Schüler: 

In der soeben vom Herrn Ministe(angeregten Ange
legenheit stellt meine Fraktion In meinem Namen fol
genden Antrag: ,,Der Landtag wolle beschließen: Der 
Landtag bittet die· Landesregierung, sich bei den zu
ständigen Stellen der Militärregierung weitestgehend 
dafür elnzusetr.en, · daß die vom Landtag bereits be
schlossenen Nachzahlungen für Brotgetreide, das vor 
dem 1. 10. 1948 abgeliefert wurde, nunmehr in kürze
ster Frist ausgezahlt werden kann. Falls diese Nach
zahlung n 1cht raschestens erfolgt, müßte das Vertrauen 
der Bevölkerung zum Landtag unä zur Regierung er
schüttert werden. Andernfalls wäre das eine nicht zu 
verantwortende Härte gegenüber denjenigen, die durch 
die rechtzeitige Erfüllung ihrer Ablieferungspflicht die 
Ernährungslage unseres Volkes vor Erschütterungen 
bewahrten." 

Ich möchte kurz noch hinzufügen, daß es tatsächlich 
zum größten Teil die kleinen Leute sind, die frühzeitig 
abgeliefert haben, und ich kann mir nicht gut vor
stellen, nachdem das Gesetz in der Bb:one durchge
gangen ist, daß unsere Militärbehörde sich diesen 
Gründen widersetzen könnte. 

Präsident: 

Das Wort hat der Abgeordnete Jacobs (SPD.). 

Abg. Jacobs: 

Meine Damen und Herren! Das Eierthema scheint 
ein saisonbedingtes Gespräch in diest>m Hohen Hause 
zu sein. Ich darf darau! aufmerksam machen, daß 
wir, nachdem in den vergangenen Jahren wie auf ei
nigen anderen Gebieten d :e Eierbewirtschaftung 
schlecht funktioniert hat, urid dieses schlechte Funk
tionieren ausschließlich auf Kosteri des Ablieferungs
wllligen noch erzielt wurde, stärkste Bedenken dage
gen haben, daß in diesem Jahr überhaupt wieder an 
die Eierbewirtschaftung gedacht· wurde. Wir sehen 
ein," daß die Bewirtschaftung insofern jetzt gegen
standslos geworden ist, weil hier die Voraussetzungen 
zum Bezua: von Eiern von einem neuen Bezugschein 

abhängig sind, nämlich der der Ehrhardt'schen Prä
gung - 30 Pfennige pro Stück, die es der Masse der 
Bevölkerung kaum möglich macht, das sonst freudig 
erwartete Osterfest diesmal in einer sog. Eierschwem
me begehen xu können. Bei 30 Pfennigen pro Ei 
und einem Durchschnittslohn von 35 Mark pro Woche 
ist es ausgeschlossen, nennenswerte Mengen Eier kau
fen zu .können. Ich möchte in diesem Zusammenhang 
den Herrn Landwirtschaftsminister fragen, daß trotz 
dieser sinnlosen Geschichte der Bewirtschaftung der 
Eier und trotz der Tatsache, daß In den vergangenen 
Jahren kein Unterschied zwischen Ablieferer und 
Nichtablieferer gemacht wurde, es in diesem Jahr 
auch noch eine Menge Gutgläubiger gab, die der Mei
nung Ausdruck gegeben haben, der Verordnung des 
Herrn Landwirtschaftsministers au! Ablieferung der 
Eier Folge leisten zu sollen. Es stellt sich jetzt mittc.n 
in der Saison heraus, daß sie wieder einmal falsch 
gehandelt haben gegenüber denjenigen, die zu einer 
Zeit Eier abgeliefert haben, zu einem relativ gcrin~c
ren Preis als man ihn vor 4 Wochen auf dem schwat·
zen Markt erzielen konnte, da wir bisher immer nur 
von einer Bestrafung für Ablieferungssäumige gehört 
haben, ohne daß in der Praxis auch solche Bestra
fungen hereingekommen sind. 

Ich erlaube mir in diesem Zusammenhang, dc.n 
Herrn Landwirtschaftsminister zu fragen, welche Prä
mien und in welcher Höhe er sie an diejenigen auszu
zahlen gedenkt, die bisher ihrer Ablieferungspflicht 
nachgekommen sind. 

Präsident: 

Das -Wort hat der Abgeordnete Kuhn (SPD.). 

Abg. Kuhn: 

Meine Damen und Herren! Wie aus den Ausfüh
rungen des Herrn Vorredners hervorgeht, ist der Eier
preis von 30 Pfennigen ein außerordentlich hoher. Es 
ist uns bekannt, daß seit Wochen das Ausland uns 
Eier zu 15% Pfennigen anbietet, daß es lediglich an der 
Jeia 'und an dem Geschick der deutschen Unterhändler 
liegt, diese Auslandseier nach Deutschland hereinzube
kommen. Das ist bereits in der Bizone geschehen. 

Ich gestatte mir die Anfrage, ob das Landwirt
schaftsministerium eine derartige Aktion auch schon 
erwogen hat, oder wenn nicht, ob das Landwirtschafts
ministerium bereit ist, eine ähnliche Aktion voranzu
treiben, damit wir zu einem ziemlich normalen Preis 
für ein Frischei kommen (Zurur CDU: Wie hoch?}. 
15~ Pfennig ab Grenze Dänemark. Es ist uns bekannt, 
daß unsere französische Zone bei Jeia und Offlcomex 
noch Guthaben an Devisen hat, die zu diesen Zwecken 
u. E. verwandt werden könnten. 

Präsident: 

Das Wort hat Herr Staatsminister Stübinger. 

Staats mini s t er St U.b in g er : 

Meine Damen und Herren! Wir haben bisher in 
Baden-Baden öfter erwogen, inwieweit es möglich 
wäre, Frischeier aus Dänemark und Holland einzufüh
ren. Ich glaube, mit der Bizone sind Verträge bis 
20 Millionen Eier abgeschlossen worden, was praktisch 
im Augenblick so gut wie nichts bedeutet. Selbstver
ständlich werden wir uns von unserer Seite aus be
mühen, Eier aus Dänemark und Holland im Laufe d{'S 

kommenden Programms des Marshallplanes einzu
führen. 
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l:'räsiden L: 

Meine Damen und Herren! l<:h darf zunächst über 
den Antrag der DP. II, 881 abstimmen lassen. Wer 
dem Antrag seine Zustimmung geben will, bitte ich 
um Erhebung der rechten Hand. Die Gegenprobe? 
Stimmenthaltung? Der Antrag ist angenommen. 

Der Antrag ist durch die Erklärung des. Herrn 
Staatsministers als überholt zu betrachten. Ich komme 
zu dem zweiten Antrag, den der Abgeordnete Dr. Schü
ler begründet hat. betr. die Nachzahlung der Getreide
preise. (Zuruf: Das ist der Antrag, der zusammen mit 
der Sozialdemokratischen Fraktion gestellt worden 
ist) . Der Antrag ist gestellt von der CDU. und der 
SPD. Wer dem Antrag seine Zustimmung geben will, 
bitte ich um Erhebung der rechten Hand. Herr Mini
ster, ich darf Ihnen mitteilen, daß die einstimmige 
Annahme dieses Antrages erfolgt ist. 

Wir kommen zu Punkt 17 der Tagesordnung: An
trag der Fraktion der CDU. betr. Verzicht auf Rück-
1:ablungen von zuviel gezahlten Renten der Krieger
witwen (Drucksache 11/882). 

Der Ältestenrat schlägt lhnen vor, diesen Antrag 
dem Sozialpolitischen Ausschuß und dem Haushalt:,
und Finanzausschuß zu überweisen. Es erhebt sich 
kein Widerspruch, es ist demgemäß beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 18 der Tagesordnung: Antra,; 
der Fraktion der SPD. betr. Vorlage eines Landesge
setzes zur Durchführung des Art. 70 der Verfassung 
(Drucksache II/884). . . . 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, diesen Antrag 
dem Wirtschafts- und Verkehrsausschuß zu überwei
sen. Auch hiergegen erhebt sich kein Widerspruch. 
es ist demgemäß beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 19 der Tagesordnung: Antrag 
der Fraktion der SPD. betr. Aufhebung des § 14 des 
Preuß. Gesetzes über dringende Finanzmaßnahmen 
vom 17. 3. 1934 (Drucl,sa.che Nr. 11,895). 

Hier wird vorgeschlagen, den Antrag dem Haw;halts
und Finanzausschuß zu überweisen. Dagegen erhebt 
sich kein Widerspruch. 

Wir kommen zu Punkt 20 der Tagel!!ordnung: Antrag 
der Fraktion det" KPD. betr. beza.hUer Hausarbeitstag 
flir berufstätige Frauen und Mädchen (Drucksache 
Nr. 0897). . ..... 

Der Ältestenrat schlägt vor, diesen Antrag dem so
zialpolitischen Ausschuß zur Behandlung zu überwei
sen. Auch hiergegen erhebt sich kein Widerspruch, es 
ist demgemäß beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 21 der Tagesordnung: Antrag 
der Fraktion der KPD. betr. Nichtanerkennung des 
Verlustes der deutschen Staatsangehörlgkelt bei Er
werb der saarländischen Staa.tsangehörickelt (Druck
sache Nr. II 905). 

Als Vertreter des Innenministers bat Herr Ober
regierungsrat Gumbel das Wort. 

Oberregierungsrat Gumbel: 

Meine Damen und Herren! Der Antrag der Frak.
tion der KPD. beschäftigt sich mit den Rückwirkun
gen des saarländischen Staatsangehörigk.eitsgesetzes 
aut die deutsche Staatsangehörigkeit. Namens der Re
g1enmg habe ich zu dem Antrag folgendes zu erklä- . 

ren: Im Saarland ist ein Gesetz. betreffend die sai.:·
ländische Staatsangehörigkeit am 15. Juli 194B erlas
sen WQrden. In § 2 dieses Gesetzes ist bestimmt, daß 
Personen, die die saarländische Staatsangehörig~cit 
kraft Gesetzes besitzen oder die sie erwerben und dle 
bishei;, die . deutsche Staatsangehörigkeit besessen ha
ben, in ihrem Verhältnis zum Saarland nur noch als 
saarländische Staatsangehörige gelten. Damit ist nichts 
darüb-cer gesagt, wie sich der Erwerb der saarländi
schen Staatsangehörigkeit nach deutschem Recht im 
Hinblick auf die deutsche Staatsangehörigkeit beur
teilt. Für eine Beurteilung ist ausschließlich das deut
sche Staatsangehörigkeitsrecht maßgebend, da die Re
gelung der Staatsangehörigkeit grundsätzlich der je
weiligen staatlichen Souveränität vorbehalten ist. 
Nach deutschem Staatsangehörigkeitsrecht zieht der 
Erwerb einer anderen Staatsangehörigkeit ·den Ver
lust der deutschen Staatsangehörigkeit nicht ohne wei
teres nach sich. Dies trifft insbesondere dann nich1 
zu, wenn der Erwerb der fremden Staatsangehörigkeit 
kraft Gesetzes ein.tritt, wie dies nach § 1 des saarlän-

. dischen Staatsangehörigkeitsgesetzes der Fall ist. Nach 
§ 1 des saarländischen · Staatsangehörigkeitsgesetzes 
besitzen diejenigen Personen kraft Gesetzes die saar
ländische Staatsangehörigkeit, die im Saarland gebo
ren sind oder von im Saarland geborenen Eltern ab
stammen oder längere Zeit im Saar1and wohnhaft ge
wesen sind - es sind noch einige andere Fälle aufge
führt - und die am Tage des Inkrafttretens des saa1·
ländischen Staatsangehörigkeitsgesetzes im Saarland 
wohnhaft sind. Wenn diese Personen auch jetzt nach 
saarländischem Recht die saarländische Staatsangehö
rigkeit besitzen, bleiben sie dessen ungeachtet deutsche 
Staatsangehörige. Auch diejenigen deutschen Staats
angehörigen, die die saarländische Staatsangehörigkeit 
auf füren Anlrag hin erwerben, verlieren dadurch 
nicht die deutsche Staatsangehörigkeit. Es handelt sich 
um Deutsche, die ihren Wohnsitz in Deutschland bei
behalten, sodaß schon aus diesem Grunde nach § 25 
des deutschen Staatsangehörigkeitsgesetzes ein Verlust 
der deutschen Staatsangehörigkeit nicht eintritt. 

Im ll'btlgen betrachtet die Landesregierung das 
SaargE!biet bis zu einer völkerrechtlichen Regelung 
durch den · Friedensvertrag nicht als ;,Ausland" im 

,,, .S:inne· .. des .. -deutschen Staatsangehörigkeitsrechts. Der 
Antrag der KPD. ist gegenstand1:,los, da die Landesre
gierung stets die Ansicht vertreten hat, daß der Er
werb der saarländischen Staatsangehörigkeit den Vtir
lust der deutschen Staatsangehörigkeit nicht nach ~ich 
zieht, · · ·· 

Präsident: 
Ich glaube, daß dadurch dte Angelegenheit als e t· .. 

l~!gt betrachtet werden darf - das Wort hat Ahe i -
ordncter :Suschmann (KPD.) . 

Abg. Buschmann : 

Meine Damen und Herren! Dei:' Vertreter der Lan
desreg!.erun:g hat in seinen Ausführungen sehr klar 
%Um Ausdruck gebracht, daß nach den deutschen ge
setzlichen Bestimmungen die deutsche Staatsangehö
rigkeit bei dcxn Erwerb der saarländischen Staatsan
gehörigkeit n!cht aufgehört hat zu bestehen. Ganz an
ders allerdings sieht die Situation für diejenigen deut
schen Staatsangehörigen aus, die sich z. Z. des Gesetz
eriasses im Saargebiet aufhielten oder heule noch be
finden. FUr sie ist diese Frage von einer entscheiden
den Bedeutung hlnsichtHch ihrer wirtschaftlichen Exi
stefu 'und auch hinsichtlich ihrer Zukunft. Sie sind 
g~w'~n~eti: .f~Us sie ihre wirt~chaftliche Existenz !m 
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1 •• 
Saargebiet aufrecht erb,a\ten wollen, gegen ihren Wil
len d!e saarländische Staatsangehörigkeit anzunehmen 
und damit nach s114rländlschem Gesetz die deutsche 
Staatsangehörigkeit ·zu verlieren. Wir begrüßen, 
wenn die Landesregierung sich auf den entschiedenen 
Standpunkt stellt, den Verlust der deutschen Staats
angehörigkeit nicht anzuerkennen, sind aber der Mel-. 
mmg, daß durch diese begründete Haltung der Lan
desregierung unser Antrag .nicht hlnfäl.Ug geworden 
fst, weil nämlich in der Pra:ds cUese BetroUenen !ife 
deutsche Staatsangehörigkeit verloren haben, und wir 
würden es deshalb begrüßen, wexm de:r: Landtag sich 
durch die Annahme dieses Antrages hinter die Auffas
sung der Landesregierung stellt. 

Präsident: 

Herr Abgeordneter Buschmann. Ich persönlich stehe 
auf. dem Standpunkt, den Ausführungen des . Ver
tl'eters des Innenministeriums ist zu entnehmen, daß 
das saarländische Recht auf deutsches Recht keine An
wendung finden kann. Die Dinge liegen nach meiner 
Auffassung so klar~ daß es wirklich einer Annahme 
Ihres A:tiltrages nicht bedarf. Die saarländische Regi~ 
r_ung kann keine Gesetze machen, die für un'ser Land 
Gültigkeit haben. Ich bitte Sie, unter Berücksichtigung 
dieser klaren Ausführungen des Herrn Oberregierungs
rat Gumbel Ihren Antrag zurückzuziehen, weil er ge-
genstandslos 1st. · 

Abc. Buschmann: 

Einverstanden. 

Prllsfdent: 

Wir kommen zu Punkt 22 der Taresordnung: Antra.r 
der Fraktion der DP. betr. Ubertragunc der Kraftfahr-
11eagpr1lfs&elle Pf11,lz a.n den T"ecbidscben Obenva
cJumpvereln Kalsenlautern (Dfuc~be ~r. II 818). 

• 
Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, den Antrag· dem 

Wirtschafts- und Verkehrsausschuß zu µberwelsen. 
Widerspruch erhebt sich nicht, es i}lt demgemäß be
schlossen. 

Wir kommen zu Punkt 23 der Tacesordnuna:: Antrq 
der Fraktion der DP, betr. Vorlage eines Geseb.es zur 
FllrderunJ des Wohnungsbaues (Drucksache Nr. 11/472). 

Hier .wird Ihnen vorieschlagen, diesen Antrag der 
Regierung als Material zu überweisen. Auch hierge.:. 
gen erhebt sich kein Wlderspruch, es ist demgemäß 
beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt '24 der Tagesorchiunr: Antrar 
der Fraktion der SPD. betr. · Wlederelnführunl' der 
Krebbauluster (Drucksache Nr. n 229). 

Wird Bertchterstattun& gewü:o,scnt? Der Ältestenrat 
schlägt Ihnen vor, diesen Antrag· anzunehmen. 

Wer dem Antrag seine Zustimmung geben will, bitte 
ich, die rechte Hand zu erheben. Ich stelle einstim
mige Annahme fest. 

Wll" kommen zu Punkt 2S del" T11geaorclnnnJ': Antrac 
der Fl'ak.Uon der CDU, betr. Vorlage eines Gesetzes 

'-

über die · Blldunc einer Architektenkammer (Druck
sachen 819). 

· Auch hier schlägt Ihnen der Ältestenrat vor, den An
trag anzunehmen. Wer dem Antrag zustimmen will. 
bitte ich, die rechte Hand .m erheben. Stimmenthal
tung? Der Antrag ist bei Stimmenthaltungen angenom
men worden. 

Wir kommen zu Punkt 26 der Tagesordnung: Antrag 
der Fraktion der DP. betr. Erhöhung der Kontingente 
an Brennstoffen nnd elektrischer Energie für dle kera
mische Industrie des Wes&erwaldes (Drucksa<'hl' 
11910). 

Das Wort hat Staatssekretär Dr. Steinleh:i. 

Staatssekretär Dr. Steinlein : 

Meine Damen und Herren! Ich wollte zu diesem 
Antrag ein Wort sagen. Der Antrag ist nicht verständ
lich., weil die Voraussetzungen .für seine Durchführ
barkeit solange nicht gegeben sind, als die Bewirt
schaftung von Kohle und Energie nicht in deutschen 
Händen liegt. Er ist aber auch deshalb nicht ver
ständlich, weil die betreffenden Herren der kerami
schen Industrie mehrfach beim Wirtschaftsministe
rium persönlich vorgesprochen haben, wo ihre Belange 
berücksichtigt worden sind. Bei der letzten Bespre
chung wurde Ihnen der Plan vorgelegt, durch welchen 
dl.e keramische Industrie wesentlich höhere Zuteilun
gen bekommen hätte, wenn die Zuteilung von deut
scher Seite aus hätte restlos durchgeführt werden kön
nen. Auch mußte den Antragstellern bekannt sein, 
daß die Regierung Montabaur unter Führung des Herrn 
Reglerungsprisidenten Dr. Zimmer bei sämtlichen 
Verhandlungen sowohl bei der deutschen Verwaltung 
wie auch bei den Besprechungen mit der Militärregie
rung auf die besonderen Belange der keramischen In
dustrie hingewiesen hat. Wir sind deshalb von Sei
ten des Wirtschaftsministeriums der Auffassung, daß 
gar kein Anlaß vorliegt, diesem Antrag durch den 
Landtag zu entsprechen, weil er einen Tatbestand be
trl!!t, über den wir selbständig zu verfügen gamicht 
in der Lage sind . 

Präsident: 

Der Ält~stenrat schlägt Ihnen vor, diesen Antrag 
dem Wirtschaftsausschuß zur weiteren Beratung zu 
übergeben. Widerspruch erhebt sich nicht, es ist S<, 

beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 27 del' Tagesordnung: Antr•c 
del" Fraktion der SPD. betr. Grunddtze flber die 
Wohnsftznabme von auallndJBchen. heimatlosen Per
sonen, die nach Genehmigung durch die Mllftlirregle
runr als Unterlagen filr eine Fremdengesebe;ebung die· 
nen (Drucksache Nr. D/912). Es wird Ihnen vorgeschla
gen, diesen Antrag dem Hauptausschuß sowie dem 
Rechtsausschuß zu . überweisen. Widerspruch. erhebt 
sich nkht, es ist, demgemäß beschlossen. 

Wir kommen zum letzten Punkt der Tae;esordnun1: 
Nr. '28: Erledigung beratener Eingaben (Drucksache 
Nr. W921). Der Petitionsausschuß schlägt Ihnen vor, 
diese Drucksache anzunehmen. 

Wer dem Antrag des Petitionsausschusses entspre
chen will, bitte ich, die rechte Hand zu erheben. 

Ich stelle die einsUmmige Annahme fest. 
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Meine Damen und Herren! Wir sind am Schlusse 
einer sehr arbeitsreichen Tagung angekommen. Det 
Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die nächste Sitzung des 
Landtages am 20. bzw. 21. April einzuberufen, und 
zwar werden wir dann in einer längeren Session die 
gesamten Haushaltspläne durchberaten und zur Ab
s1immung bringen. Ich bitte die Herren Abgeordneten 
sich darauf einzurichten, daß diese Taguog längere 
Zeit andauern wird. 

Meine Damen und Herren! Die Sitzung des Land
tages ist geschlossen. Die Tagesordnung werde ich im 
Einvernehmen mit dem Ältestenrat aufstellen und Ih
nen rech~eitig zugehen lassen. Ich wünsche Ihnen eine 
gute :aejmfahrt. 

Schluß der Sitzung: 20.50 Uhr. 

• 


